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In der DDR stehen die ersten "freien 
Wahlen" kurz bevor. Frei? E, scheint, 
doß die Bevölkerung der DDR in en~ 
scheidenden Frogen keine Wahl 
mehr hat, steht doch der Urnengang 
unter dem westlichen Motto "Ihr seid 
das Volk, wir haben das Geld"! Die 
SPD (West) will den "Anschluß nicht 
verpassen", setzt sich sogar an die 
Spitze, besteht aber auf Takt und Fein­
gefühl. Worauf sie nicht besteht, sind 
die wirtschaftsdemokrolischen Be­
schlüsse ihres letzten Parteitages zum 
Gemeineigentum, zu Wirtschafs- und 
Sozialausschüssen, zur Bodenreform, 
zur "demokratischen gesamtgesell­
schaf~ichen Steuerung" 

"Morktwi rtschaft"? "Planwirtschaft"? 
Eigentlich müßte die Linke für eine 
"Sozia~" bzw. "Gemeinwirtschaft" ei~ 
treten. Doch das ist ein Problem: Denn 
wie die kommunistischen Parteibüro­
kraten die Planwirtschaft diskreditiert 
haben, so haben "Bonzen" mit sozia~ 
demokratischem Parteibuch die Ge­
meinwirtschaft auf den Hund gebracht 
(erinnert sich da noch jemand?). 
Günter Mittag und Albert Vietar 
lassen grüßen: Einige Gemeinso~ 
keilen zwischen den feindlichen Brü­
dern der Arbeiterbewegung scheint es 
doch gegeben zu haben ... 

Die von Sankt Willy verkörperte Selbs~ 
gefälligkeit, mit der unsere Partei die 
demokratischen Umwälzungen in der 
DDR begleitet hat, verdeckt die De• 
mokratiedefizlte in der BRD - und 
die in der eigenen Partei. Gegenwär­
tig bedarf es schon eines Oskar, um in 
populistischer Manier die wachsende 
Distanz zwischen Parteivolk und Fü~ 
rungskaste zu überbrücken. Eine de­
mokratische Politik- und Parteireform 
wöre auf mittlere Sicht besser. Ulf Skir­
ke unterbreitet dazu in diesem Heft 
Überlegungen, die wir in den kom­
menden Ausgaben weiter diskutieren 
wollen. 
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Wendezeiten wie diese sind Zeiten für 
sogenannte Wendehälse. Sie mobili­
sieren in der Regel auch eine andere, 
ähnlich widerwärtige Species: den De­
nunzianten. So hat sich ein gewis­
ser Motthias Kollatz (in der Zeitschrift 
SP) auf die Jagd nach "Wendehälsen" 
bei den Juso, begeben und sie auch 
prompt auf ihrem marxistischen Flügel 
ausgemocht. Dies trifft natürlich auch 
die SPW. Die Liste unserer angebli­
chen Verfehlungen strotzt zwar nur so 
von Lug und Trug. Doch der Fraktions­
kampf einiger "undogmatischer" Ju­
sos ist historisch so bedeutsam, daß er 
sogar die Umbrüche in der DDR für 
sich zu nutzen weiß. 

Vielleicht geht es ja auch anders. Was 
vom "Sozialismus" bleibt, wird in die­
sem Heft van DDR- und BRD-Linken 
diskutiert. Eigene Beiträge für eine 
moderne Sozlalismus-Konzep· 
tion werden vorgestellt. Wir doku­
mentieren Beiträge aus der Sozialde­
mokratie der DDR, die in vielerlei 
Hinsicht dem ähneln, was die hiesige 
SPD-linke in die Programmdebatte 
eingebracht hat. 

Mit einem "modernen Sozialismus" 
verlassen wir nicht unsere Geschichte. 
Gerade eben lese ich in SOZIALIS­
MUS (einer Art Schwesterzeitschrift) 
einen Artikel von Lisa Abendrath über 
ihren verstorbenen /v\onn und seine 
Erfahrungen mit dem "realen Sozialis­
mus". 
Ich denke, daß wir uns gerade heute 
jener T rodition vergewissern müssen, 
wie sie van Wolfgang Abendroth 
oder auch van Walter Janka gelebt 
und von Peter Welss in seiner "Äs­
thetik des Widerstands" literarisch ver­
arbeitet worden ist. 

UM 

In dem angesprochenen Round-Table­
Gespräch hat Peter van Oertzen the­
matisiert, was die weltweite Defensive 
der UdSSR eigentlich für den Süden 
der Erde bedeutet. Castro hot un­
längstdovoo gesprochen, daß der Im­
perialismus die sozialistischen Länder 
dazu einlade, durch die Einführung 
derkopitalisfischen Konsumgesellschaft 
on der Ausplünderung der Dritten Welt 
teilzunehmen. Diese Einladung wird 
gegenwärtig teils begeistert, teils 
widerwillig angenommen. Es ist per­
vers: Schon bald könnte die VR China 
mit ihrem blutbefleckten Regime zur 
mächtigsten Verteidigerin der Interes­
sen der Dritten Welt aufgestiegen sein. 

In eigener Sache: Alle Welt befin­
det sich in irgendeinem Umbruch. So 
auch unsere Zeitschrift, dieSPW. Schritt 
für Schritt möchten wir sie auf ein po­
litisch-theoretisches Magazin umstel­
len, das die Diskussion über eine mo­
derne Soziolismus-Koneption mit einer 
Erneuerung der Partei und ihrer,Linken 
verknüpft. Wir haben einevölliglieue 
Redaktion, die innerhalb weniger 
Wochen einsteigen mußte. Hobt zwar 
Geduld und Nachsicht mit uns, aber 
kritisiert uns, die Zeitung und ihre Arti­
kel, so gut Ihr könnt. 

UWE KREMER 
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KOMMENTAR 

Susl Möbbeck, Juso-Bundasvonltzanda 

DIE LINKE 
(NACH DEM PARTEITAG ... ) 

Da hatten sich die Partei und an vorder­
ster Stelle ihre Linke jahrelang abgemüht, 
die Perspektiven des demokratischen So­
zialismus neu zu bestimmen. Doch kurz 
vor dem Abschluß der Programmdebane 
wurde die deutsche Einheit auf die sozial­
demokratische Tagesordnung gesetzt, und 
zwar ohne groß zu fragen, wie dieses 
Thema mit demokratisch-sozialistischen 
Kriterien bearbeitet werden könnte. Ein 
merkwürdiger Kontrast, der den Berliner 
Parteitag prägte. So ließ sich die Partei­
linke vom Scheitern der östlichen Kom­
mandowirtschaften nicht beeindrucken: 
Ihr gelang es, auf dem Gebiet der Wirt­
schaftsdemokratie eine wirkliche Links­
ven.chiebung im Sinne einer "demokrati­
schen gesamtgesellschaftlichen Steuer­
ung" zu erreichen und den Sirenengesän­
gen der ''freien Marktwirtschaft" und ihrer 
Apostel zu trotzen. Doch zugleich wurde 
sie von der deutschen Einheitswelle über­
rollt,. die nach den obwaltenden Umstän­
den kein „mehr" an Sozialstaatlichkeit 
und Wirtschaftsdemokratie mit sich brin­
gen wird. sondern schlichtweg die kapi­
talistische Unterwerfung der DDR (die 
für einige Parteigrößen schon wieder zur 
"DDR" geworden ist). 
Dennoch: die Debatte auf dem Parteitag 
war deutlich nachdenklicher als die mei­
sten Erklärungen, die in den Wochen 
vorher kursierten. Und die große Bedeu­
tung von Oskar Lafontaines Re.de be­
stand für die Partei und ihre Identität 
gerade darin, den rhetorischen Brücken­
schlag zwischen der Programm- und der 
Deutschlanddiskussion vonunehmen und 
spezifisch sozialdemokratische Kriterien 
für die deutsch-deutsche Entwicklung zu 
benennen. Offen blieb dabei allerdings, 
inwieweit die beschlossenen wirtschafts­
demokratischen Elemente in diesem Brük­
kenschlag enthalten sind, war es doch 
gerade Oskar Lafontaine., der dagegen 
hinhaltend Widerstand leistete. Die Lin­
ke kann sich also nicht mit der redneri­
schen Meisterleistung des kilnftigen 
Kanzlerkandidaten begnilgen, sondern 
muß sich ihrer errungenen programmati­
schen Erfolge selbstbewußt vergewissern. 
Denn das vielleicht wichtigste Ergeb­
nis des Parteitages und der vorherigen 
Programmdebatte war der Rerormie. 
rungsprozeß der Parteilinken. 

UND DER OSKAR 

Die wichtigsten 

Änderungen 

im Programmteil 

"Wirtschaft" 

• Die SPD plädiert fUr eT1· drnm 
kratischo gesamtgesoll,,1d1'ch(' 
Steuerung", um ··ein(i u(; q1A1!ituli 

ven Kriterien ausgerichtete Ent 
wicklung unserer Wirt•;, hcf! /u 

verwirklichen. 

• Wir!schaf!s- und Sozi(ilciu \( h,Jss(• 
mit Vertretern der Gewcrk,choften. 
der Arbeitgeber, der Umwelt und 
Verbraucherverbände sp1,,l,,n dabei 
eine zentrale Rolle In 0Tcr Kampf 
abstimmung auf dem Pmlc1tug wur 
de ein Recht auf Gc~dIC'' 11· 11a'1vc'l 
durchgesetzt. 

• Gefordert wird eine Refo·m der 
Unternehmensverfassu:1J .'ür Stür 
kung der Kontroll- und Enl<.-:he,dung~ 
rechte der Mitbestimmung<,crgam,"" 
Im Rahmen der paritol1s-: f:, .. 1 ,V„tbc 
slimmung will die SPD <rL< f-, 'd1,~ 
Möglichkeit der VHtrelL.w~J gesell 
schoftlicher Interessen 0ri:AK•11 

• Für "ökologische und ,c„ CJ:c Ziel,: 
von struktureller Bcdc1.c!_,r'9' kom 
men "umfmsende und lang1ristigc 
Boschciftigungsprogramrnc :Jr,d In 
vestitionsfonds" in Frage Sic- "müs 
sen in erster Linie aus der ['.rdn,tung 
nichtinvestierlcr Gcwinrr oder hc 
herer Einkommen finan.1ierl werden" 

• Gefordert wird ··ciric Rdrnrn d('s 
öffentlichen Sektors ur1 ci ,:k-r Ge' 
meinwirlschaft" 51ork(•r eil, l_11slonq 
werden Gcmeincigenlüm und Ve~ 
gosellschaf1ung als ··Jcr1F~ · '.1'.isc'1,:,o 
Element'' und "wirtschcftsr< 1'iscl,cs 
Instrument" progror1rrw1,,.; f· c:uc.._30 
WICSCfl 

• Die Aus~pr:rrung sdl nid-,• mehr 
nur "geächtet'' wPrdcr1 Gd::::,rdrrt 
wird nun das "gcsptzl ch<2 Verbei 
der Aussperrung., 

Erstmalig seit dem Nürnberger Parteitag 
von 1986 ist es wieder gelungen, einen 
kontinuierlichen Diskussions- und Koor­
dinierungsprozeß innerhalb des "Frank­
furter Kreises" zu entwickeln. Historisch 
bemerkenswert, daß er vor allem aus den 
Bezirken heraus von Genossinnen und 
Genossen forciert worden war. die sich in 
den siebziger Jahren häufig als unver­
söhnliche Gegner in inner linken undJuso­
Flügelkärnpfen gegenübergestanden hat­
ten. Sie mußten nun gemeinsam gegen 
andere Ex-Jusos wie Lafontaine, Roth 
und Schröder antreten und sich dabei als 
"Programmlinke" profilieren. Die "Pro­
grammlinke„ um Peter von Oertzen, 
Sigrid Skarpelis-Sperk und viele andere: 
Sie ist heute zum sozialistischen Gewis­
sen für eine SPD-Linke geworden, die 
vor Jahren auf breiter Front die Partei 
erobert und ihr Profil dabei verloren haL 
Nun besteht die Chance, den Re-Formie­
rungsprozeß im "Frankfurter Kreis" vor­
anzubringen, ein modernes sozialistisches 
Profil auf einer pluralistischen Basis in 
den Bezirken und Arbeitsgemeinschaf­
ten zu schaffen. 
Geburtshelferder"Programmlinken" war 
Oskar Lafontaine, der vor einiger Zeit mit 
einer Mischung aus christlicher Soziale­
thik, neo liberaler Marktideologie und po­
litischem Machtbewußtsein den Keil in 
die Parteilink:e hineingetrieben hatte. 
Doch der sozialdemokratische Drang in 
das Nirwana aller Realpolitik, zur be­
rühmt-berüchtigten Mitte, überrollte dann 
auch ihn. Und er mußte erkennen, daß 
große Teile der Parteiführung soziales 
und politisches Problembewußtsein ei­
ner großen deutschen De-Facto-Koali­
tion opfern, einen Wahlsieg von vornher­
ein verspielen und dem rechten Populis­
mus Vorschub leisten würden, wenn es 
nichtschnell zu einer Profilierung gegen­
über Deutschtümelei und sozialer Igno­
ranz, zu einer Polarisierung gegenüber 
der Rechtsregierung korrunt. Um diesen 
Kurs ging es in der Parteitagsrede und für 
diesen Kurs braucht Oskar die Unterstüt­
zung der Parteilinken. Und dafür - so 
meine ich - soll er unsere Unterstützung 
auch mit ganzem Herzen und voller Kraft 
bekommen! 
Aber die Linke sollte sich auch keine 
Illusionen über den "gottbegnadeten De-
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Du sagm 
Es sttht lmledit um un~re S:tdte. 
Die Finnrmis nimmt zu. Die Kr.ifte nehmen :ib. 
Jfflr, nad-idem wir so ~·iele J.1hre cc.1..Witet h.aMn 
Sind wir in sd,wieri,e~r Ui;e .1ls :am Anhng. 

linke" muß mehr wer­
den als eine "Papier­
linke", die auf Konfe­
renzensiegtundanson-
sten wahlweise hinter 
Vogel oder Lafontaine 
oder anderen Partei­

Dtt Fnnd :aber neht u::irkcr d~ denn jcn,1.ls. 
Srinc Kr:iltc sdieim-n ge•:aduffl. Er hu ein unbai"liche, 

Au1H-h"" :1nsrnommcn. 

führern hertrottet und 
sich dabei einbildet. 
politische Macht aus­
zuüben. Merke: "Der 
Dackel, der wackelt 

Wir 1her h:iM!'I Fehler 5a11.1alc, n iH nialt zu ku;"e". 
Un,ett Zahl sdi.windc,: hin. 
Unsere Parolen sind in Unordnung. Einen Teil unserer 

~·Örter 

Hai der Feind vml~ht bi1 zur Unkenndidlknt. mit dem Schwanze hin 

Wa:a in jnn. f:alsdi. von dffrl, w:u wir ,engt haben 
Einign oder alles~ 

und her. der Schwanz 
nicht mit dem Dackel. 
denn der Dackel ist zu 
schwer."(Alte Volks­
weisheit) 
Diesozialistischorien-

A11f wen rechnrn wir nodi? Sind wir Cbris;eblirebcne, 
her:a11sgewi]eudert 

Aus dem lebendigen Fluß~ ~·erden wir zurückbleiben 
Keinen mehr vcr,tehend und von keinem ,·erst.inJcn~ 

Münen wlr Glück haben? 

So fragst du. Erw:artr 
K"'inc andere Antwort :al:a die dnne! 

magogen" (P. v. Oertzen ilber Lafontai­
ne) machen. Denn er hat seine inhaltli­
chen Positionen ja ebensowenig geändert 
wie seine instrumentelle Haltung gegen­
über innerparteilichen Prozessen. Gesell­
schaftlich sucht er das Vertrauen und die 
Kooperation der ökonomischen Macht­
zentren (Man könnte auch sagen: Der 
herrschenden Klasse). Lafontaine weiß, 
daß man dies am besten erreicht. wenn , 
man über eigene Kräfte verfügt,. mit denen 
man die politischen Lieblinge des Kapi­
tals angreifen, spalten und diskreditieren 
kann,ohnedieökonomischeMachtselbst 
ernsthaft in Frage zu stellen. Und schon 
jetzt hat er klar gemacht ("Die Partei soll 
lieb zu mir sein"), daß er in dieser Weise 
über uns verfügen möchte. 
In dieser Lage besteht die Gefahr, daß die 
Parteilink:e - einschließlich ihrer Soziali­
stinnen und Sozialisten - zum fellow­
traveller des modernen Sozialliberalis­
mus a la Oskar wird. Psychologisch ver­
ständlich: Schließlich haben wir inhaltli­
che Erfolge auf dem Parteitag enielt. 
während Oskar auf uns zugehen mußte -
jetzt wollen wir auch an der Aura seines 
Ruhmes partizipieren undmitsiegen! Nun 
meine ich, daß Oskar der beste Kandidat 
für unsere Partei, für den Wahlkampf und 
wohl auch für die Republik ist. Aber die 
Parteilinke muß ihre Eigenständigkeit be­
wahren und ausbauen. Die "Programm-

tierten Kräfte milssen 
also noch mehr eigen­
ständiges Profil gewin­
nen - und zwar pro­
grammatisch, organi­
sationspolitisch und im 
übrigen auch personell. 
Je mehr dies gelingt,. 
desto bündnisfähiger 

werden sie innerhalb der Partei. Ob unse­
re programmatischen Erfolge auf dem 
Parteitag wirkliche Weichenstellungen 
sind, wird sich in der real existierenden 
Sozialdemokratie erst noch erweisen 
müssen. Worum es aus meiner Sicht in 
den kommenden Monaten gehen muß: 
Erstens: Fortschritt 90. Es gilt, das Grund­
satzprogrammin sozialdemokratischeRe­
formpolitik umzumünzen, in den "Fort­
schritt 90" und ein künftiges Regierungs­
programm. Dies betrifft die sozialpo­
litischen Forderungen. diesicherlich nicht 
ohne Verteilungskonfliktedurchzusetzen 
sind. Und dies betrifft vor allem das Ver­
hältnis von ökologischem Umbau und 
Wirtschaftsdemokratie. Dieser Umbau 
erfordert mehr als Öko-Steuern, er erfor­
dert "demokratische gesamtgesellschaft­
liche Steuerung". Der Fortsctuitt 90 muß 
klare Vorgaben für eine Demokratisie­
rung der Wirtschaft enthalten. Davon kann 
bislang allerdings nicht die Rede sein. 
Die Linke muß diese Vorgaben formulie­
ren und damitdie"Deutungshoheit"über 
den Text des Grundsatzprogramms si­
chern. 
Zweitens: Die Partei (ich meine unsere) 
verfügt nur über eine gering ausgeprägte 
demokratische Diskussionskultur. Die 
Linke sollte nicht glauben, daß ihre pro­
grammatischen Erfolge einer breiten in­
nerparteilichen Debatte oder gar Mobili-

sierung geschuldet sind. Man kann durch­
aus von einer schleichenden Entpolitisie­
rung des Parteilebens sprechen, die nach 
den innerparteilichen Umbrüchen in der 
ersten Hälfte der 80er Jahre eingerissen 
ist Stattdessen feiern Ämterwirtschaft, 
Hausmachts- und persönliches Prestige. 
denken, gestützt auf Stammtisch, Dienst· 
wagen und angebliche Sachzwänge, 
wieder fröhliche Urstände, während sich 
in den Parteigliederungen Gleichgültig· 
keit und Langeweile ausbreiten. Die Linke 
muß in die Offensive: für eine demokra­
tische Parteireform! 
Drittens: Deutschland. Der Einheitszug 
ist nicht mehr zu stoppen. Viele Chancen 
und Wahlmöglichkeiten im Sinne demo­
kratisch-sozialistischer Perspektiven sind 
vertan. Aber so oder so geht es darum, die 
Grundlinien des Programms und des Fort­
sctuins 90 für beide deutsche Staaten und 
denabsehbarenBundesstaateinzufordern, 
die Prinzipien des Internationalismus und 
der Enhnilitarisierung, der Sozialstaat­
lichkeit und der gesellschaftlichen De­
mokratisierung in eine europäische Pro­
grammatik der SPD einzuschreiben und 
eine europäisch-deutsche Linke zu schaf­
fen. Vor allem geht es darum, daß die 
Linke an der Stelle kämpft,. wo sie stark 
sein kann, wo sie "zuhause" ist, daß sie 
also den demokratischen Diskurs gegen 
die nationale Besoffenheit und die schon 
wieder stattfindende Entmündigung der 
Menschen entwickelt. 

Gerade die soziale Basis der Sozialdemo­
kratie ist es nämlich, die aufgrund eines 
wachsenden Problemdrucks schon bald 
keinerlei Bedarf an nationalen Utopien 
mehr haben und die Lösung von Arbeits· 
losigkeit, Wohnungsnot und sozialer 
Unsicherheit einfordern wird. Es käme 
darauf an, daß sich die absehbaren Pro· 
bleme nicht in einer weiter zunehmenden 
Politikverdrossenheit äußern oder gar dem 
rechten Populismus einen neuen Schub 
verleihen. Man müßte sie im Rahmendes 
von uns angestrebten ökologischen und 
sozialen Umbaus bearbeiten und im 
Rahmen von „mehr Demokratie", um au· 
toritär-nationalistischen Versprechungen 
Paroli bieten zu können. Kurzum: Ob 
Fortschritt 90, Deutschland oder SPD -
die Linke muß die verschiedenen politi­
schen Brennpunkte mit der Frage der 
Demokratie verbinden. Sie kann das im 

Namen der Gesamtpartei, gestützt auf 
das Grundsatzprogramm und die eigenen 
Erfolge, im Bündnis mit den Ge­
werkschaften und anderen Bewegungen. 
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----•Das Wahljahr 1990 ver­
spricht die tollsten Kapriolen zu schla­
gen. Eigentlich hätte es sich die SPD ja 
einfach machen können. indem sie ihr 
zentrales Wahlplakat des Jahres 1980 
wieder hervorgelcramt unddamitzugleich 
ihre Weitsichtigkeit unter Beweis gestellt 
hätte: .. Deutsche - wir können stolz sein 
auf unser Land". 

Doch der deutsche TaumeL der Kanter­
sieg Oskar Lafontaines im Saarland und 
nicht zuletzt der verständliche Wunsch, 
sich durch die diversen Wahlen in beiden 
deutschen Staaten im Jahre 1990 überall 
in Siegesstimmung hochzuschaukeln, um 

schließlich auch Wahlsiege einzufahren: 
Besteht da nichtdieGefahr, daß sich Auf­
triebsstimmung in gefährlicher Weise mit 
Realitätsverlust mischt? Wo stehen die 
Sozialdemokrat{mnen, wenn es darum 
geht, dem Trend zur Stimmungsdemo­
kratie zu widerstehen (und also nicht auf 
ihrer obersten Welle zu reiten), der immer 
stärkeren Tendenz zur Medienpolitik und 
zum Staatsschauspielen.um zu widerste­
hen, bei dem eine passable Antwort auch 
dann schon gefunden und gegeben ist, 
wenn die Frage noch gar nicht begriffen 
oder sogar gestellt ist? 
Schon die Berliner Erklärung der SPD 
"Die Deutschen in Europa" ist vehement 

Henning Schierholz, Ex-MdB der GRÜNEN, Loccum 

ZUSAMMEN W A C H S E N 
ODER ZUSAMMENSTÜRZEN? 
ANMERKUNGEN ZUR DDR-POLITIK DER SPD 

von dem Grundsatz geprägt "Erst han­
deln, dann nachdenken"; der aus der 
Baracke angeschobene Wahlkampfinder 
DDR, der kurzsichtig auf taktische Vor­
teile in Form von Wählerstimmen schielt, 
erst recht Euphorie und schöne Absicht­
serklärungen stehen in der "Berliner 
Erklärung" in umgekehrter Proportion zu 
analytischem Niveau und realistischer Be­
standsaufnahme der deutsch-deutschen 
Situation: Zahlreiche historische Daten 
werden erwähnt, doch das Jahr 1945, 
überhaupt die Erblasten und Hinterlas­
senschaften von zwölf Jahren deutschem 
Faschismus und ihre höchst unter­
schiedliche Verarbeitung in BRD und 
DDR bleiben unerwähnt. Daß sich da 40 
Jahre lang zwei Gesellschaften und Staa­
ten - natürlich weitgehend künstlich -
aber eben doch auseinanderentwickelt 
haben, daß sich daeineenonne ökonomi­
sche, ökologische und kulturelle Kluft 
aufgetan hat, die nicht von heute auf 
morgen Uberwunden werden kann: Von 
all dem kein Wort. In der "Loccumer Er-
klärung" der beiden deutschen Kirchen­
bünde wird neben dem Wunsch des Zu­
sammenwachsens immerhin von tiefgrei­
fenden Unterschieden und.Problemenge­
sprochen,diedenProzeßdesZusammen-

---,--. wachsens schwierig gestal­
ten. Die SPD glaubt, diesen 
Teil der Realität vernach­
lässigen zu können. 

"Herrlich, diese neue Kllma-Anlll(lel Wie da• duftet - nach 
Sorge, Angst und Arbeitsmoral/" 

Zusammenwachsen: Das 
bedeutet doch wohl, daß da 
zwei Organismen sich auf­
einanderzubewegen, die 
jeweils eine eigene Wurzel 
haben. Wie tief die der 
DDR-Reform- und Oppo­
sitionsgruppen reicht, de­
ren Aktivisten sämtlich aus 
derökumenischenBasisbe­
wegung der evangelischen 
Kircheentstammen, sei mo­
mentan dahingestellt - wie 
tief allerdings die einer SPD 

(BRD) reichen, die bis in den Oktober 
1989 hinein vornehmlich auf Kontakte, 
Protokolltermine und den Dialog mit den 
vermeintlich Mächtigen der Staatspartei 
SED setzte, das bedarf denn doch schon 
einer genaueren Betrachtung. Doch halt, 
es gibt schon einen qualitativen Unter­
schied: Endete bis Oktober 1989dieMacht 
der SPD-Baracke an der deutsch-deut­
schen Grenze, so ergab sich dann die ein­
malige Chance, den Mehrheits-Einfluß­
bereich ohne große Anstrengungen, ge-
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wissermaßen im Handstreich, bis an die 
Oder und Neiße auszudehnen. Dxh wenn 
Herr Rühe eines begriffen hatte, dann 
eben diese Herausforderung durch eine 
wie auch immer qualitativ geprägte, aber 
eben mehrheitlich sozialdemokratisch an­
gestrichene DDR in seine eigenen Ent­
wicklungsmöglichkeiten in der BRD 
beeinträchtigt zu werden. Also bastelteer 
sein eigenes Marionettentheater, mitdem 
Ergebnis, daß der Volkskammerwahl­
kampf in der DDR zum Probelauf für die 
Niedersachsen-, NRW- und schließlich 
Bundestagswahl wird. 
Der kurzsichtige taktische Vorteil, das 
Schielen auf Wähler/innen-Mehrheiten 
in der BRD, ist unisono, bei Christ-, Frei­
und eben auch Sozialdemokraten, zum 

von Europa" und räsonieren einmal mehr 
über die Enge Verbindung von Einigung 
Europas und der Einigung der Deutschen. 
Doch ein operatives Konzept dafür? Der 
erste, der eines hatte. war wiederum Gen­
scher: BRD DR gemeinsam in der NATO, 
der DDR-Teil aber militärisch neutrali­
siertoderentrnilitarisiert Zwar völlig un­
realistisch, immerhin aber interessant. So­
zialdemokratische Positionen zum Ver­
hältnis DDR und NATO: Der eine hUh, 
die andere hott, und Hans Jochen Vogel 
schweigend in der Mitte. Ob sich die 
sowjetischen Truppen in der DDR diese 
Pläne, die entweder auf nackte Okkupa­
tionsgelüste oder aber auf Luftblasen hin­
auslaufen, genauso schweigend mit anse­
hen werden? 

Kundgebung 1948: Forderungen nach Einheit und Soziallslerung! 

Schließlich 
Oskar, das 
Chamäleon. 
Erträgt dieses 
Traumtän­
zer-Papier 
von „Berliner 

Erklärung" 
mit; er mar­
kiertdennoch 
unermüdlich 
dankenswer­
terweise eine 
(von mögli­
chen) Alter­
nativpositio­
nen). Natür­
lich ist, be-

eigentlichen Motiv ihrer Vereinigungs­
bemühungen geworden. 

Da werden die unverdauten historischen 
Erfahrungen ausgeblendet und vor lauter 
Deutsch-Tümelei schlicht ignoriert, daß 
die Vereinigung von BRD und DDR die 
Existenz der Oder-Neiße-Grenze unwi­
derruflich als nächstes auf die politische 
Tagesordnung setzen wird. Wo blieb 
eigentlich der sozialdemokratische Pro­
test, als der Bundeskanzler postulierte: 
"Erst die Wiedervereinigung, dann wird 
über die europäischen Gren:ren neu gere­
det"? Die Polen haben längst begriffen, 
daß innerhalb des vereinigten Klein­
Deutschlands jene Geister Auftrieb er­
halten, die dann - wir haben ja schließlich 
noch keinen Friedensvertrag - die Gren­
zen von 1937 als nächstes auf die politi­
sche Tagesordnung setzen. Und die So­
zialdemokraten? 
In der "Berliner Erklärung" träumen sie 

trachtet man 
lediglich die innenpolitische Dimension 
der "Vereinigungs"-Problematik, die 
soziale Frage weitaus entscheidender als 
die Einheitsfrage. Die "Sozialen Netze" 
sind in BRD und DDR quantitativ und 
qualitativ so grundverschieden (übrigen 
bei partiellen Überlegenheiten des DDR­
Systems, etwa bei der Kindergartenver­
sorgung, der Realisierung des Rechts auf 
Arbeit oder auch der sozialen Grundver­
sorgung), daß die drohende Schnell­
vereinigung Millionen von Menschen 
Nachteile bringen wird, und dies wieder­
um nützt hauptsächlich einem: Franz 
Schönhuber. Alle Vorschläge in Rich­
tung Einführung von Marktwirtschaft, 
Gewerbefreiheit, Zulassung westdeut­
scher Betriebe, Kapilalgesellschaften und 
Banken in der DDR (im Falle des Weg­
falls der 49 Prozent-Klausel liefe es ja 
darauf hinaus), schnelle Einführung ei­
ner Währungsunion, kurz: Die Einfüh­
rung des westdeutschen Kapitalismus-

modells in der DDR, werden ihre Zähne 
zeigen für jene Millionen von Rentnerin­
nen und Rentnern (Durchschnittseinkom­
men: ca. 600,- DM pro Monat), für die 
von einem gigantischen Rationalisie­
rungsschub in Betrieben und Verwaltun­
gen Betroffenen. für die wirtschaftlich 
Schwachen ohne größere DM- oder DDR­
Mark Sparguthaben. Wie reagieren von 
Arbeitslosigkeit bedrohte Menschen, 
wenn sie hören, dem Land drohe der 
wirtschaftliche Kollaps (so der Quasi­
Sozialdemokrat Berghofer), oder gar, für 
die DDR gebe es keine "innere Not­
wendigkeit" (so Willi Brandt in Gotha) 7 
Nun, ihre Entscheidung ist ebenso ver­
ständlich wie klar: Sie packen die Koffer, 
schultern den Trabi und melden sich in 
Gießen. Auch wenn Oskar realistischer­
und dankenswerterweise alle Lock­
prämien abschaffen will, auch wenn die 
Sozialdemokraten am 18. März die abso­
lute Mehrheit erreichen würden - was 
mittlerweile ein Greuel wäre -, die Ein­
führung des Kapitalismus in der DDR -
sie wäre die eigentliche Revolution- wird 
tiefe Spuren, enorme Wande­
rungsbewegungen und ein hohes Maß an 
psychischer Desorientierung bewirken. 
Haben Sozialdemokraten diese Dimen­
sion ihres Einheitsgeredes ausreichen 
bedacht? 

Es gibt in der Politik den begn~-und 
den gnadenlosen OpportunismUS.'-Erste­
rer vermittelt vielen Leuten ein GIOcks­
gefühl, indem er sie zugleich betrügt, 
weil er nur ganz wenigen wirklich nützt. 
Auch letzterer vermittelt erstmal Glücks­
gefühle, bevor die Geset:re von den Kehr­
seiten und ungewollten Nebenwirkungen 
die Übermacht gewinnen. Der schnelle 
V ereinigungszug, das Zusammenstür:ren 
statt Zusammenwachsen ist in letzterer 
Kategorie anzusiedeln, weil die histori­
schen, innenpolitischen und europa-poli­
tischen Dimensionen eines schwierigen 
deutsch-deutschen Verhältnisses nicht 
wirklich verarbeitet, sondern nach Schön­
haber-Manier sofort gelöst werden sol­
len. Vielleicht gelingt es dem Taktiker 
Hans Modrow, mit seinem Vorschlag: 
"Deutschland einig Vaterland, bei gleich­
:reitiger Neutralisierung", zumindest ei­
nen Aspekt der Komplexität der Proble­
matik.noch einmal ins Gedächtnis zu rufen 
und damit Zeit zu gewirmen. Auch der 
SPD wäre zu wünschen, daß in ihren 
Reihen die Realisten über die Träumer 
obsiegen, die mit der 0 Berliner Erklä­
rung" einen verhängnisvollen Markstein 
in die falsche Richtung gesetzt haben. 
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Von Ingo Arand, Bonn, Mitglied das Juso-Bundesvorstandes 
und der Kommission Sicherheitspolitik beim SPD-Parteivorstand 

EIN E U R O P A I S C H E S 
DEUTSCHLAND 

Der Zug zur deutschen Einheit ist nicht 
nur schne1ler in Gang gekommen, als 
mancher gedacht hatte, er rast unaufhalt­
sam auf die Wiederherstellung eines 
deutschen Nationalslaates zu. Möglich, 
daß die für Anfang Dezember angesetz­
ten Bundestagswahlen zu den ersten ge­
samtdeutschen Wahlen werden. Die ge­
sellschaftlich-politische Desintegration 
und der wirtschaftliche Verfall in der Re­
publik hatten die DDR-Regierung zu ihrer 
vermutlich letzten souveränen Rochade 
gezwungen. In einem letzten Aufbäumen 
zollte sie mit unüberhörbar nationalem 
Pathos der Straße Respekt und wechselte 
in das Führerhäuschen des Einheitszu­
ges. Ob ihr damit Richtungsent­
scheidungen gelingen, ist eher zu be­
zweifeln. 
Die von Michail Gorbatschow abgeseg­
nete Modrow-Initiative "Einig Vaterland" 
markiert einen Schlußpunkt in der Dis­
kussion um die Entwicklung der deut­
schen Frage in Europa. Schlußpunkt 
deshalb, weil sie die Wahlfreiheit in bezog 
auf die existierenden politischen Optio­
nen des Deutschland-Problems ausge­
schlossen hat. Die Moskau-Reise des 
Bundeskanzlers besiegelte die Einheits­
perspektive. Das Tauziehen um die Fra­
ge: Neutralität, ja oder nein, zeigt, welche 
Dimensionen in Zukunft zu bewältigen 
sind. Gerade weil die im Prozeß angeleg­
te Möglichkeit eines achtzig Millionen 
schweren deutschen Kolosses plus dazu­
gehöriger Wirtschafts- und Militärmacht 
in der Mine Europas schreckt, muß es 
jetzt darum gehen, den in Gang gekom­
menen Prozeß der deutschen Wiederve­
reinigung als tatsächlich ablaufenden 
Prozeß zu akzeptieren; also ein reales, 
gestaltendes Verhältnis zu ihm zu gewin­
nen, um überhaupt noch Einfluß auf die 
Bedingungen der Vereinigung nehmen 
zu können. 
Eine solche realistische Position ist schon 
deswegen unumgänglich, weil auf der 
anderen Seite bereits die künftigen Kräf­
teverhältnisse festgezurrt werden. Mag 
der Bundeskanzler noch so scheinheilig 
den Gedanken an einen "Anschluß" von 

sich weisen, Fakten und Verhalten spre­
chen für sich: Die Gespräche während 
des Modrow-Besuches in Bonn fanden 
bezeichnenderweise im NATO-Saal des 
Kanzleramtes statt. Der "Spiegel" stellte 
dazu die Gretchenfrage: "Was kostet die 
DDR?".BundesbankpräsidentPöhl wußte 
die Antwort: Kapital, so vertraute er der 
"Welt" an, gebe es genug und die DDR 
sei doch "nur ein kleines Land". Der 
Sprecher der Dresdner Bank, Wolfgang 
Röller, der seinen Vorstand zu einer 
achtstündigen Bahnfahrt zum Firmen­
stammsitz beorderte, ließ einem Bericht 
zufolge seinen Blick unterwegs zufrie­
den über die "neuen Aktionsfelder" 
schweifen. Und auf der Wehrkundeta­
gung in München forderte der Westen, 
mit drohendem Unterton und altemBlock­
denken, den neuen Lebensraum im Osten 
für die NATO ein. 
Mit der rasanten Entwicklung steht nun 
über Nacht das gesamte militärisch-poli­
tischeDispositiv auf dem alten Kontinent 
zur Diskussion. Die Hilf- und Sprachlo­
sigkeit, mit der hierzulande vor allem 
innerhalb der Linken auf den Fall der 
letzten Bastion der Zweistaatlichkeitsbe­
fürworter reagiert wurde, war auch ein 
bezeichnendes Indiz für die Tatsache, 
wie sehr man sich gedanklich, begrifflich 
und politisch-konzeptionell in dem durch 
die Ost-West-Konfrontation des Kalten 
Krieges erbarmungslos festgezurrten Sta­
tus quo behaglich einzurichten begonnen 
und versäumt hatte, wirkliche Alternati­
ven der politischen Gestaltung eines 
künftigen zivilen Friedens in Europa zu 
entwickeln. Das Beharren auf der Zwei­
staatlichkeit hatte gute historische Grün­
de; letztendlich aber war es nur eine 
negative Antwort auf die Frage nach einer 
neuen, positiven Rolle der Deutschen in 
einem transnationalen Europa der po­
litischen Kooperation. 
Die gegenwärtige Debatte um die deut­
sche Neutralität oder um eine abgestufte 
NATO-Anbindung Deutschlands (US­
Außenminister Baker: Assoziation) spie­
gelt die Versuche wider, den Prozeß der 
völligen Neuordnung aller europäischen 
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Beziehungsebenen unter westlicher, 
sprich: US-Hegemonie zu steuern. Dabei 
darf nicht übersehen werden, daß die 
NATO neben der Funktion als Integra­
tions- und Übersetzungsinstrument der 
US-Hegemonialstrategie auch immer die 
Funktion der Einbindung der Deutschen 
hatte. Diese Funktion könnte sie für eine 
Übergangsfrist noch erfüllen. 
Parallel dazu aber müssen die bis dann 
radikal heruntergerüsteten Militärorga­
nisationen der NATO und des de facto 
bereits nicht mehr bestehenden War­
schauer Paktes zu einer kollektiven, poli­
tischen, gesamteuropäisch kontrollierten 
Sicherheitsstruktur im KSZE-Rahmen. 
umgewandelt werden. Sie müssen Abrü­
stungsmanager werden. Eines neutralen 
Deutschlands außerhalb der NATO be­
dürfte es dann angesichts der Auflösung 
der Konfrontation der Blockkonstellatio­
nen nicht mehr. Wo Sicherheit, verstan­
den als politische Kooperation, gemein­
sam und nicht gegeneinander hergestellt 
werden soll, kann sich keiner heraushal­
ten und eine nationale Sonderrolle spie­
len. 
Allererste Voraussetzung für eine solche 
Perspektive ist eine radikale Entmilitari­
sierung und Denuklearisierung Europas 
und die Beschleunigung des Abrüstungs­
prozesses. Erst bei dessen Erfolg wird 
sich die Überwindung des negativen Frie­
dens der Nachkriegsordnung erfüllen. 
Dazu zählen - nach einem Erfolg bei den 
Wiener Verhandlungen über die konven­
tionelle Abrüstung - die Abschaffung der 
nuklearen Kurzstreckenraketen, der Stop 
der Mcxlemisierung der nuklearen NATO-

Potentiale. das weltweite V erbot der 
chemischen Waffen, eine 50prozentige 
Reduzierung der strategischen Nuklear­
waffen sowie die Sicherung des 1995 
auslaufendenAtomwaffensperrvertrages, 
der die immer stärkere Ausbreitung der 
nuklearen Gefahr in die Staaten der süd­
lichen Hemisphilre stoppen muß. Des­
halb müssen in einem Europa der Koope­
ration jetzt noch stärker die Mili­
tärapparate einer grundsätzlichen gesell­
schaftlichen Kritik unterzogen werden, 
um der Neigung der Regierenden, das 
bestehende Abschreckungssystem auf 
einem niedrigeren, gleichwohl effektive­
ren "Mindestmaß" (Karl Kaiser) zu hal­
ten, wirksam zu begegnen. 
Auch wenn nun die Einheitkommt, ist die 
Beantwortung der Frage nach der künfti­
gen Gestalt Deutschlands keine, die die 
Deutschen alleine beantworten dürfen. 
Bei der bevorstehenden Vereinigung darf 
im nationalen Taumel nicht vergessen 
werden, daß die deutsche Nationalstaats­
lösung in diesem Jahrhundert zweimal 
zum Krieg, zweimal zum Weltbrand 
geführt hat. Über der Geschwindigkeit 
der deutschen Vereinigung könnte über­
dies das Ziel einer weiter forcierten euro­
päischen Integration ins Hintertreffen 
geraten, nicht zu schweigen von den 
Gefahren, die für den Integrationsproreß 
drohen, wenn dieser von einem über­
mächtigen deutschen Zentrum gesteuert 
werden sollte. Zweimal in diesem Jahr­
hundert wurde es versäumt. das Modell 
einer weitgehend abgerüsteten und de­
mohatisienen Ordnung auf deutschem 
Boden zu schaffen. Die eigentliche Auf-

gabe wird es angesichts der Unausweich­
lichk.eit der Vereinigung daher sein, ein 
anderes Deutschland zu errichten als das, 
das die Welt das Fürchten gelehrt hat. 
Deutschland. .. einig Vaterland" darf nur 
eine Zwischenstation auf dem Weg zu 
den ••vereinigten Staaten von Europa" 
sein. 
Trotz einer Situation historischer Defen­
sive und einer erstaunlichen Renaissance 
des Nationalstaates im Zeitalter zuneh­
mender Interdependenz und Verflechtung 
steht die Linke nämlich unverändert vor 
der Herausforderung, ein völlig neues 
Gesellschaftsprojekt in ganz Europa zu 
verwirklichen: Friedlich, gesamteuro­
päisch, intemationalistisch, nichtmilitä­
risch und kooperativ, das auch auf an­
deren Formen des menschlichen Zusam­
menlebens, auf der "Zivilisierung des 
Konfliktes" aufbaut 

Die drängenden globalen Herausforde­
rungen können und dürfen nicht mit der 
von Thomas Mann geschmähten "natio­
nalistischen Demokratie" gelöst werden, 
sondern nur in einer europäischen Föde­
ration. Der Kristallisationspunkt dafür ist 
die KSZE, die, mit einer auf allen Ebenen 
auszubauenden lnstitu tionalisierung, 
zunehmende politische Integration, Ab­
bau der gefährlichen wirtschaftlichen 
Asymmetrien in Gesamteu~f~d Si­
cherheitspartnen;chaft, jensoilita' tradi­
tionellen voratomaren MIC~fitik mit 
nuklearen Mitteln, verwirkiiCht. Die 
bevorstehende KSZE-Konferenz in Ber­
lin könnte den Auftakt für das Ringen um 
eine neue europäische Friedensordnung 
sein. Bis dahin muß auch die Linke neue 
Konzepte entwickeln. 

Die gegenwärtige Periode europäischen 
Umbruchs bedeutet aber auch den end­
gültigen Abschied von der etatistischen 
Variante der Friedenssicherung. Eine 
zukünftigeeuropäi.scheFriedensordnung 
benötigt über die zwischenstaatliche 
Ebene hinaus ein zusätzliches strukturel­
les Element: Die zwischengesellschaftli­
che Friedensgestaltung in Form der 
••v olksdiplomatie", wie sie die Friedens­
bewegung praktiziert. Ein Deutschland, 
das aufgrund seiner inneren Struktur 
diesen Zielen dienen kann, wird nur durch 
die Anstrengungen einer neuen gesamt­
deutschen Friedens- und Demokratiebe­
wegung zu schaffen sein, die im Verbund 
der europäischen Friedensbewegung 
agiert Je früher damit begonnen wird, 
desto besser. 
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droht wird mit e, · · n-
jahrzebnt", der Besinnung auf 
die "alten Werte" und wieder 
einmal der Verkündung der 
Stunde Null. Was das für das 
Volk der Teutschen heißt, läßt 
sich seit einigen Monaten verfol­
gen: Die Renaissance des N atio­
nalismus und der teutschen Un­
verschämtheit-

"9. November - Ich war 
dabei" - teutsche Jugend trägt 
stolz auf dem T-Shirt das Be­
kenntnis zum nationalen "coming 
out". "Ich bin stolz ein Teutscher 
zu sein" - endlich darf man es 
wieder öffentlich sagen, ohne als 
Modernisierungsverlierer aus der 
Südkurve von den Erfolgreichen 
im Lande belächelt zu werden. 
Daß den Produkten sozialdemo­
kratischer Bildungsreform dabei 
mal gerade enüallen ist, daß am 9. 
November auch mal sowas wie die 
- na was denn? - genau, die 
"Reichskristallnacht" von den 
Teutschen initiiert wurde, die das 

Fanal für die systematische Aus­
rottung der jüdischen Bevölkerung 
bildete, kann ja wohl passieren. 
Und überhaupt, was geht uns das 
Dritte Reich noch an, wo wir gera­
de mit dem Aufbau des Vierten 
vollauf beschäftigt sind. Wir 
feiern jetzt wieder die Stunde Null 
im teutschen Land, wie uns der 
Anführer der "coming out" -
Gemeinde, Rudolf Augstein, 
wöchentlich verkündet. Was vor 
dem Jetzt liegt, braucht uns nicht 
zu interessieren, außer, ja außer, 
unseren teutschen Reichsgrenzen 
("man gönnt sich ja sonst nichts") 
und dem Bewußtsein, schon 
immer etwas besonderes gewesen 
zu sein. 

In der Stunde der Nullen 
__ vereinigt sich das teutsche Volk 

der, wieder und wieder, und 
das Teutsche sich vereinigt, 

...... schwitzt es, lännt und ist von 
Mr eigenen Großartigkeit fest 

·-.···,:: eugt. Daß die Vereinigung 
•... ·nit mit dem Kopf vollzogen 
;·· rd, ist bekannt, aber bei vielen 

bervereinigem kann man sich 
nicht des Eindrucks erwehren, daß 
sie denselben dabei völlig verloren 
haben. Unnötigen Ballast muß 
man eben von sich werfen wid es 
vereinigt sich noch mal so unbe­
schwert. 

Beim Vereinigen läßt sich das 
Teutsche aber ungern stören durch 
Angehörige fremder Rassen und 
andere subversive Elemente, die 
kein Verständnis für teutsches Ge­
fühlsleben haben. Vor allem der 
teutsche Herausgeber der teut­
schen Montagszeitschrift kennt da 
keinen Spaß: Ohne mit der Wim­
per zu zucken, spricht er dem 
jüdischen Friedensnobelpreisträ­
ger Elie Wiesel die Legitimation 
ab, sich gegen die Wiedervereini­
gung "Restdeutschlands", wie der 
teutsche Herausgeber es nennt, 
auszusprechen, indem er dessen 
Bedenken abkanzelt: "Mit wel­
chem Recht? Auch der Jüdische 
Weltkongreß unter seinem präpo­
tenten Präsidenten Edgar Bronf­
man dürfte das nicht sagen." 
(Rudolf Augstein im SPIEGEL 
vom 8Januar 1990) Wie gesagt, 
es stinkt und lärmt. 
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Herr Galinski! Lassen sie uns jetzt s!Nlf:fil'wonnert, aber konnte man 
endlich zufrieden. Wir können ihr daran jemals zweifeln? 
Geschwätz nicht mehr hören." 
Wie schön, wenn so ein Volk sich 
versteht, sind sie schließlich doch 
zuallererst einmal Teutsche und 
dann lange nichts mehr. Wir 
haben eben wieder eine teutsche 
Nullstunde, und die Juden mit 
"ihrem" Auschwitz sind uns lange 
genug auf die Nerven gegangen. 
Jetzt bestimmen wir Teutsche 
wieder, was wir hören wollen und 
was nicht. "Ob die Deutschen die 

Womit ich zur nächsten 
Abteilung der teutschen Peinlich­
keiten komme: der Teutschen so­
zialdemokratie. Man kann ihr 
nicht vorwerfen, eine historische 
Chance vorübergehen zu lassen, 
ohne zu versagen. Seit dem 9. No­
vember kennt sie keine Parteien 
mehr, nicht mehr ihre politischen 
Erklärungen ("der Sozialismus hat 
historisch abgewirtschaftet") und 

Vereinbarungen ( wie war das noch 
mit der gemeinsamen Erklärung 
mit der SED), sondern nur noch 
Teutschland, Teutschland über 
alles. Mit für die durchschnittliche 
Sozialdemokratie erstaunlichem 
Eifer versucht sie, ihre nationale 
Vereinigungspotenz unter Beweis 
zu stellen, das Lied der Teutschen 
dabei immer fest auf den Lippen. 
Ob es um Bücklinge vor der 
Bundesregierung geht ("Herr Bun­
deskanzler, wir stimmen Ihrem 
Deutschlandplan voll zu"), Über­
holversuche nach rechts ("keine 
Kontakte mehr mit der DDR­
Regierung") oder Diffamierungen 
der antifaschistischen Aktionen 
der SED-PDS, die Teutsche so­
zialdemokratie ist sich ihrer "na­
tionalen Verantwortung" für Volk 
und Vaterland bewußt. Dies ist 
zwar historisch nichts besonders 
Neues, aber man vergißt es zwi­
schendurch so leicht, wenn man es 
vergessen will. 

Und irgendwann wird der Tag 
kommen, an dem die Teutscbe 
sozialdemokratie beteuern wird, 
daß sie doch nichts Böses gewollt 
habe, Vereinigung, aber doch 
nicht Wiedervereinigung, Natio­
nalstolz, aber doch nicht Nationa­
lismus, und wird bedauern, daß sie 
die Geister nicht mehr los wird, 
die sie einst gerufen hat. Aber 
vorerst werden ihre Vertreter Innen 
großmäulig weiter anderen "Nach­
hilfeunterricht" in erfolgreicher 
Politik geben, weil es von der 
eigenen Konzeptionslosigkeit 
ablenkt und weil das Nationale so 
schöne Gefühle macht. 

Stunde Null - von teutschen 
Landen frisch auf den Tisch -
Stunde der Nullen: Wenn das 
Jahrzehnt so weiter geht, wie es 
begonnen hat, wird es ganz 
schön ungemütlich werden im 
Land der Teutscben, und nicht 
nur dort-
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Ein Gespräch unter deutschen Linken: Über den Sozialismus 
und über Schwermetalle1 über Volkseigentum und multinationale 
Konzerne, über die SPD, SED und DDR. Es fand statt am 19.1. 90 
in Berlin (Ost). 
Mit BIRGIT ARKENSTITTE, Alternative Liste Westberlin; 
PETER VON OERTZEN, Mitglied des Porteiva,stondes der SPD 'West"; 
WERNER SCHULZ, Vertreter des Neuen Forums am •runden Tisch· 
der DDR und JOACHIM WIWRDING, Mitglied des Präsidiums der 
PDS, vormals SED. 

Was 
bleibt 

vom 
Sozialismus? 

von Oertzen: 
Wenn wir in der heutigen Situation über das sozialistische 
Projekt, über seine Berechtigung und seine Zukunft spre­
chen, so möchte ich in der Analyse eine Dreiteilung 
vornehmen. Mit Blick auf die fortgeschrittenen kapitalisti­
schen I nd ustriestooten läßt sich- erstens -feststellen: Ein voll 
entwickeltes kapitalistisches Gesellschaftssystem, das sich 
auf revolutionärem oder evolutionärem Wege in ein nicht­
kapitalistisches bzw. demokratisches und sozialistisches 
System gewandelt hätte, hat es bislang nirgendwo gege­
ben. Im Gegenteil: Die sozialistischen Triebkräfte sind in 
den sozialdemokratischen und kommunistischen Bewegun-. 
gen und in der gesamten Linken der entwickelten kopitoli· 
stischen Länder in den letzten Jahren immer schwächer 
geworden. Und die beiden bestimmenden historischen 
Faktoren der sozialistischen Arbeiterbewegung scheinen 
auseinandergetreten zu sein: das Wirken als soziale Eman. 
zipotionsbewegung innerhalb des kapitalistischen Systems 
auf der einen und die stark marxistisch geprägte Vorste~ 
lung von einer gänzlich neuen Gesellscholt auf der ande­
ren Seite. 
Wir sind .zum zweiten. mit dem Verfall des real existieren-. 
den Sozialismus und seinen nicht absehbaren Konsequen-. 
zen konfrontiert. Alle Linken, die sich mehr oder weniger 
unkritisch, ein bißchen kritisch oder auch sehr kritisch an 
diesem Modell orientiert hoben 1 haben diese Orientierung 
verloren. Und dies bedeutet drittens, daß die sozialistisch 
ausgerichteten Bewegungen in der "3.Welt" weder Ver· 
bündete noch Orientierungspunkte mehr zu hoben schei. 
nen. Dies schließt im übrigen ein, daß diejenigen in der 
1'l .Welt", die ihre revolutionären Hoffnungen auf Bewe. 
gungen in Lateinamerika, Afrika und Asien (zum Teil auch 
in Südeuropa, siehe Portugal) stützten, darauf nun endgü~ 
tig verzichten müssen. 
Die offenkundige wechselseitige Verschränkung dieser 
Vorgänge führt uns zum Kern der heutigen Situation der 
Linken in Deutschland und Europa, zu einer Situation 
nämlich, in der die Prägekroft des Sozialismus gegenüber 
den realen sozialen und politischen Bewegungen schwirl­
det. 

Man kann politisch für kon­
krete Reformen wirken und 
man kann auf der anderen 
Seite noch immer der Idee 
des Sozialismus anhängen. 
Aber zwischen beiden Sei­
ten besteht allenfalls eine 
vermittelte Beziehung, d.h. 
man ist nicht unmittelbar als 
Sozialist, der für onHkapito­
listische Strukturreformen 
eintritt, politisch wirksam. Ein 
Dilemma. Zu wek:hem Ende 
das führen kann? Da wage 
ich keine Prognose. 

Schulz: 

"Die Prägekraft 
des Sozialismus 
gegenüber 
den realen 
sozialen und 
politischen 
Bewegungen 
schwindet." 

Ich will keinen großen welthistorischen Bogen spannen, 
wie dies Peter von Oertzen eben getan hat. Dies erinnert 
mich nämlich fatal an diese Art von Gesellschaftswissen­
schaft, wie man sie uns in der DDR vermittelt hat: Eine 
Vermittlung von Weltanschauung, ohne daß wir die 
,Vöglichkeit hatten, uns die Welt anzuschauen. Diese Ein­
teilung in Richtungen, Blöcke und dergleichen mehr bringt 
uns nicht weiter. 

Wir wollen aus der Krise der 
Ideologien insgesamt heraus. 
Ich würde zwar nicht sogen, 
daß der Sozialismus tot ist, 
aber er ist von Anfang an 
ziemlich falsch gestartet. 
Sowohl Kapitalismus als 
auch Sozialismus waren in 
gewisser Weise gesellschoft­
l i c her Wildwuchs. Doch 
während in der Vergangen­
heit die Konvergenztheorie 
noch als ideologische Diver­
sion des Imperialismus ab­
gestempeltwurde, findet mo­
mentan so etwas wie eine 
Synthese statt. 

''Während in der 
Vergang~it 
die Konvirl'e nz­
theorie noch als 
ideologische 
Diversion 
abgestempelt 
wurde, findet 
momentan eine 
Synthese statt." 

Ich denke in diesem Zusammenhang, daß viele Ansichten, 
die uns aus der Biologie bekannt sind, auch auf gese" 
schoftlichem Gebiet zutreffen und sich noturwissenschaltli­
che Erkenntnisse auf die gesellschaftlichen Verhältnisse 
übertragen lassen. Ich meine damit vor ollem die Theorie 
der Selbstorgonisafon. Denn ich glaube, daß Selbstorga­
nisation das ist, was heute ablöuh. Von Oertzen hat vorhin 
van den gesellschaftlichen Triebkräften gesprochen. Aber 
das sind heute nicht mehr die Klassen und die sozialen 
Schichten, sondern die unmittelbar handelnden Bürger, die 
vor Ort ihre Interessen wahrnehmen und das Prinzip 
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"global denken, lokal handeln" praktizieren. Das ganze 
verdichtet sich zu eigenständigen kooperativen und reich· 
holtigen Strukturen. Wir erleben in diesem Land einen 
Strukturumbruch, wo dies möglich werden könnte, wobei 
Elemente aus beiden Gesellschaftssystemen denkbar sind: 
die hohe Effizienz des kapitalistischen Wirtschaftssystems, 
zugleich aber soziale und ökologische Regulative auf der 
Basis von selbstorganisierten Strukturen. Daraus könnte in 
diesem land eine spannende neue Qualität entstehen ... 

Arkenstette: 
Auch mir sind begriffliche Schubladen wie "Kapitalismus" 
oder "Sozialismus" nicht so wichtig. Ich würde mich auch 
nicht unbedingt als Sozialistin bezeichnen. Worum es mir 
geht,. Wir brauchen dringend eine Wende auf den Feldern 
derOkologie, der Geschlechterverhältnisse, im System der 
Arbeit, in Form von Selbstbeteiligung und Demokratisie­
rung. Wir sind doch mit dem Problem der Ausbeutung in 
den verschiedensten Ausformungen konfrontiert - von der 
Ausbeutung der sogenannten 3.Welt bis hin zur Ausbeu­
tung der Frauen durch die Wlänner. Zwar können die Leute 
im Westen ihre Konsumbedürfnisse besser befriedigen. 
Aber auf der anderen Seite stehen wir doch kurz vor der 
ökologischen Katastrophe. Und deshalb verstehe ich auch 
Peter von Oertzen nicht, wenn er sogt, es sei eine Zeit für 
Reformen, aber nicht für antikapitalistische Schritte. 
Die Entwicklung in der DDR heißt für mich jedenfalls nicht, 
daß ich meine Vorstellungen und Utopien zu begraben 
hätte. Ich finde, Egan Bahr hat vor kurzem einen sehr guten 
Vergleich gebrocht: Denn das Christentum hat sich in seiner 
Geschichte ja auch vielfach diskreditiert - Korruption, 
Hexenverfolgung, Kreuzzüge und vieles mehr - und doch 
würde niemand auf die Idee kommen, einem Christen diese 
Verbrechen heutzutage vorzuhalten. 

Willerding: 
,V.eines Erachtens erleben wir das Scheitern eines bestimm­
ten Soziolismusmodells. Dies ist ein schmerzhafter Prozeß, 
der aber ein Nachdenken über neue Perspektiven mobili­
siert Dabei stellt sich natürlich die Frage: Was bleibt? Und 
ich meine, daß bei aller Unvollkommenheit gerade auf 
sozialem Gebiet auch Leistungen vollbracht worden .sind. 
Die lassen sich heute aus unterschiedlichsten Gründen 
vielleicht nicht mehr holten, was vielen Ntenschen gor nicht 
bewußt ist. Doch die Arbeiter werden über kurz oder lang 
merken, daß sie auch etwas zu verlieren haben. Und sie 
werden möglicherweise auf die Straße gehen, wenn sie 

das merken. 
Der Grundfehler des bisherigen kan­
zeptianellen Denkens bestand in der 
Vorstellung eines "Sozialismus von 
oben". Das notwendige Nachdenken 
über diese Vorstellung und ihre Berech­
tigung wurde in den vergangenen 
Jahrzehnten überlagert und blockiert 
durch die politische Situation in Euro­
pa und der Welt im Gefolge des 
Krieges. Die Konfrontation zwischen 
Kapitalismus und dem ersten Versuch, 
einen Sozialismus aufzubauen, hat 
maßgeblich ein deformiertes Denken 
und Handeln in unseren Reihen beför­
dert. 
Richtig ist aber wohl auch, daß der 
bisherige Sozialismus dem entwickelten 
Kapitalismus wenig entgegenzusetzen 
hatte. 

M a n 
m u ß 

sich daher frogen, ob einige 
russische Revolutionäre nicht 
mit ihrer These recht hatten, 
daß ihre Revolution zu früh 
kommt, wenn in den entwick­
elten Industrieländern keine 
sozialistischen Veränderun­
gen Platz greifen. 

"Man muß sich 
daher fragen, 
ob einige 
russische 
Revolutionäre 
nicht mit ihrer 
These recht 
hatten, daß ihre 
Revolution :zu 
früh kommt." 

Man mußverstehen, daß der 
Zusammenbruch der SED 
nicht nur einen Zusammen­
bruch ihrer Macht darstellt, 
sondern daß auch ein idee~ 
ler Zusammenbruch stattge-
funden hat, mit dem sich die 
ganze Linke beschäftigen 
muß. 
Ich glaube jedenfalls nicht, daß auf diesem Gebiet nun der 
historische Sieg der Sozialdemokratie stattgefunden hat, 
weil sie selbst kaum noch über eine Soziolismusidee 
verfügt. Allerdings: In der heutigen Situation meines Lan­
des, mit Blick auf die Entwicklungen in der UdSSR und 
angesichts der historischen und auch aktuellen Probleme 
der deutschen Linken, einen konzeptionellen Konsens ein­
zuleiten und die ja eher zunehmende Zersplitterung zu 

• 
stoppen, kann die Perspektive des Sozialismus sowieso nur 
in einer löngeren Zukunft neu gedacht werden. 

von Oemen: 
Zu Werner Schulz möchte ich sagen, daß ich es gut 
verstehen kann, wenn meine Kategorien bei ihm schlechte 
Erinnerungen an SED-Schulungen etc. hervorrufen. Aber 
wenn man die Losung "global denken, lokal handeln" ernst 
nimmt und nicht auf dos Lokale reduziert, so muß man doch 
"global" folgende Realilöt zur Kenntnis nehmen: 

Zum erstenmal in der Ge­
schichte stelh sich heule ein 
kapitalistischer Weltmarkt 
ohne einen ernstzunehmen­
den nich~ oder gar antikapi­
talistische Widerstand her. 
Die Sowjetunion und ihr 
Lagerwerden möglicherwei­
se zerbrechen, können die­
sen Widerstand jedenfalls 
nicht mehr leisten. Und die 
VR China ist dazu - zumin­
dest auf absehbare Zeit -
nicht in der Lage. Dies ist 
eine Tatsache, die viele 
Länder der "3.Welt" und 
Osteuropas und eben auch 
die DDR noch zu spüren 
bekommen werden 1 

"Zum erstenmal 
in der Geschichte 
stellt sich heute 
ein kapitalisti­
scher Weltmarkt 
ohne einen 
ernstzunehmen­
den nicht- oder 
gar antikapita­
listische Wider­
stand her." 

Man kann über die Perspektiven dieser Lönder nicht reden, 
ahne über den Weltkapitalismus, über die muhinationalen 
Konzerne, ihre Macht und ihre Investitionen zu reden. Man 
konn z.B. nicht über die Vergiftung des Rheins sprechen, 
ohne die monopolisierte Großchemie und deren demokra­
tische Kontrolle im Auge zu haben. Mit anderen Worten: 

Der Kapitolismus ist nichtnurein Abstraktum, sondern auch 
eine Realität mit Konsequenzen, wie sie in der klassischen 
sozialistischen Theoriebildung schon analysiert worden 
sind. Es gibt ihn -und wehe wenn wir ihn nicht zur Kenntnis 
nehmen. Sonst sind wir zunächst ideell und dann politisch 
entwaffnet. Mon muß wissen, wo seine Gegner stehen. 

Schulz: 
Ich habe dennoch Probleme mit der Terminologie, mit 
diesen Sprachfertigteilen. Am Beispiel: Den Schwermeta~ 
len ist es doch relativ egal, ob sie kapitalistisch oder sozia­

listisch erzeugt worden sind. Es geht 
um die Industriegesellschaft und ihre 
Wirkprinzipien. 
Und ich 
spreche den 
Politikern 
dendalürer­
forderlichen 
Sachver­
stand ab: 
Um die Welt 
in Ordnung 
zu bringen, 
ist vor allem 
fachmänni­
sche Sach­
kompetenz 
gefragt. 
HSozialis­
mus" ist 
auch so ein 
Sprachfer-
tigteil, wo­

mit sich unterschiedlichste Vor­
stellungen verbinden. 

"Den Schwer­
metallen ist es 
doch relativ 
egal, ob sie 
kapitalistisch 
oder soziali­
stisch erzeugt 
worden sind. 
Es geht um 
die Industrie­
gesellschaft 
und ihre, ... 
Wirkprilis:i­
pien." 

Die Leute in unserem Land können das Wort nichl mehr 
hören. Man müßte sagen, worum es konkret geht. Und 
deshalb habe ich auch Schwierigkeiten, wenn Leute wie 
Brie, Klein und Segert an einem neuen Soziolismusmodell 
basteln. Das ist zwar das Konstruktivste und Ergiebigste, 
was gegenwörtig aus den Reihen der SED kommt. Aber 
auch dies ist ziemlich egal. Denn das Land ist kaputt und 
schafft es nicht mehr aus eigener Kraft. Die Kraftspender 
können ober nur aus dem kapitalistischen Westen kom­
men. 

Da hilft der Verweis auf angebliche soziale Errungenschaf­
t_en der SED-Politik ebenso wenig weiter wie ein Spiel mit 
Angsten vor multinationalen Konzernen, die uns auffressen 
wallen. Es ist doch gar nicht unsere Absicht gewesen, 
Volkseigentum abzuschaffen. Daß wir jetzt Anteile aufge­
ben müssen, ist doch dos Ergebnis der Bankrottpolitik der 
SED. Natürlich möchte ich, daß Grund und Boden Allge­
meineigentum bleiben und das sogenannte Volkseigentum 
(das in Wirklichkeit Funktianärseigentum war) in eine 
betrieblicheSelbstarganisotion überführt werden. Entschei­
dend sind die Verfügungsgewalt und das Eigentümerbe-
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wußlsein, das sich nur auf diesem Wege herausbilden läßt. 
Daraus könnte eine Art innovativer Gründermentalität 
entstehen, die auch gegenüber dem westlichen Kapitalis-­
mus etwas Neues darstellen würde. 

Arkenstette: 
Ich gebe Werner völlig recht. In der DDR wäre es das 
falscheste, mit irgendwelchen sozialistischen Modellen 
anzufangen. Nton muß schauen, was die Menschen kon­
kret wollen. Dabei will ich die sozioien Errungenschaften 
der DDR, von denen eben die Rede war, keinesfalls über 
den grünen Klee loben. Aber ich denke, daß eine dif­
ferenzierte Sichtweise notwendig ist. So gibt es in der 
Situation der Frauen viele Vorteile gegenüber der BRD: z.B. 
eine ausreichende Grundausstattung an Kindergärten mit 
langen Öffnungszeiten und eine stärkere Qualifizierung 
und Vertretung von Frauen in der Hierarchie. Auf der 
anderen Seite geht dies damit einher, daß die DDR.frouen 
zwar erwerbstätig, ober gleichzeitig auch für die Kinder 
und den Haushalt zuständig sind. Und in mancherlei 
Hinsicht hinkt die frauenpolitische Diskussion mehr als 15 
Jahre hinter den Entwicklungen in der BRD hinterher. Es hat 
einige Veränderungen von oben gegeben, aber kein 
durchgreifendes neues Rollenverständnis und Selbstbe­
wußtsein von unten. 

Nun besteht heute die Chan­
ce für einen Neuanfang. 
Entscheidend sind dabei die · 
Demonstrationen1 die Macht 
der Straße. Aber ich habe 
Angst, daß diese Macht 
wieder delegiert werden soll 
an Parteien, die vom We­
sten gekauft worden sind. 
Diese Macht muß erhalten 
werden zusammen mit ei­
nem Volkseigentum in demo­
kratischer Verfügungs­
gewalt. Aber diese Chan­
cen werden vertan, wenn 
die DDR dem Westen ange­
gliedert wird. 

Willerding: 

"Ich habe 
Angst, daß 
die Macht der 
Straße wieder 
delegiert 
werden soll an 
Parteien, die 
vom Westen 
gekauft 
worden sind." 

Es ist richtig dargestellt, daß die Bevölkerung in der DDR 
keine Sozialismusmodelle mehronnimmt1 daß man an den 
unmittelbaren Interessen ansetzen muß. Ein Problem be­
steht aber darin, daß die Menschen faktisch zu einem 
Konsumdenken erzogen worden sind und die andere 
Gesellschaft unter diesem Aspekt betrachten. Dabei wird 
vernachlässigt, daßderKapi!alismus auch in großen Teilen 
Wesleuropas, in Süditalien oder weiten Bereichen Eng­
lands weder gute Umwel~ noch soziale Bedingungen 
geschaffen hat. Doch oll dies wird politisch überlagert: Die 
SED hat nicht nur die Macht verloren, sie hat schon vorher 
die Wirtschaft verkauft. Bei 50 Mrd. Mark Schulden 

braucht man von Ausverkauf nicht zu reden, er hat schon 
stattgefunden. Und nun stelh sich die Frage: Wie können 
sich linke Kräfte sammeln, um der Kapilolisierung etwas 
entgegenzusetzen. Eine Frage, die sich im übrigen auch 
international stellt, wenn es um Kapitalmacht und gewerk­
schaftliche Gegenmacht geht. Wir müssen bei uns schau­
en, wie das noch immer vorhandene große linke Potential 
wi rksom gemacht werden kann. Dabei muß man doch 
sehen, daß die meisten unserer Parteimitglieder nicht 
wegen Honecker oder aus Gründen der Bereicherung 
eingetreten sind und daß die Entfremdung vom soge­
nannten Volkseigentum auch sie betroffen hat. Sie hatten· 
wie auch ich. Hoffnungen auf Veränderungen in der SED, 
Hoffnungen, die enttäuscht worden sind und nun in der 
vielfachen Forderung nach Auflösung der Partei münden. 
Mon kann aber nicht aus der 

Geschichte herausspringen. "Man kann 
Eine Partei, die vierzig Jahre 
Stoatsparteiwarundausder aber nicht aus 
Macht herausgeht, ver- der Geschichte 
schwindet nicht per Dekret. 
Im Gegenteil: Wir stehen zu- herausspringen 
sammen mit den anderen de- ••• 
mokratischen Kräften in der 
Verantwortung für unser Land 
und müssen angesichts der 
aufklaffenden Gegensätze, 
angesichts einer aufgeheiz­
ten Situation einen Bürger­
krieg verhindern. Es geht 
nicht darum, die SED bzw. 
SED/PDS um ihrer selbst 
willen zu erhalten ... 

Arkenstette: 

••• Wir müssen 
einen Bürger­
krieg verhin­
dern." 

Von den Unternehmerverbänden bis hin zu unserer SPD 
hört man dieselben Losungen für die DDR: Gute Arbeit, gute 
Löhne, gute Waren gibt es nur mit Kapitalbeteiligungen von 
51% und mehr, gibt es nur mit dem Anschluß on die 
Bundesrepublik. 
Ich sage: Mit der Wieder­
vereinigungsparole werden 
bei den Leuten ökonomische 
und soziale Erwartungen ge-
weckt, die nur enttäuscht "Mit der Wieder­
werden können. Und diese 
Enttäuschungen werden sich 
in der DDR nach rechts wen­
den. Ich habe Angst vor 
dieser Entwicklung, auch vor 
ihren Konsequenzen für die 
UdSSR, fürGorbatschawund 
seine Politik. Angesichts der 
nationalistischen Gefahren 
hier und dort wird in Sachen 
"Wiedervereinigung" ein 
Abenteurertum praktiziert, 
das einem die Sprache ver-
schlägt. 

vereinigungs· 
parole werden 
bei den Leuten 
ökonomische 
und soziale 
Erwartungen 
geweckt." 

• 
Ich habe Angst, weil dem nichts entgegengesetzt wird -
auch nicht vom Neuen Forum. Dabei habe ich die SPD-Ost 
gedanklich schon abgeschrieben. Die SPD-West hat als 
alleinig treibendes Motiv die Wahlchancen im Westen und 
im Osten. Aber wenn die SPD meint, sie könnte die DDR mit 
ihren politischen Vorstellungen eines sozial abgemilderten 
Kapitalismus regieren, so ist dies eine Illusion, die zu einem 
ganz bösen Erwachen führt. Und an von Oertzens Adresse 
möchte ich sagen, daß die SPD dabei voll mitmacht. Ihre 
Politik wird man vielleicht schon in einem Jahr als dasselbe 
bezeichnen wie das, was die SPD 191.4 gemacht hat, als 
sie den Kriegskrediten ihre Zustimmung gab. 

von Oertzen: 
Ob es uns paßt oder nicht: Angesichts der klaren Stim­
mungslage der Bevölkerung in den beiden deutschen 
Staaten ist es völlig aussichtslos, frontalen Widerstand 
gegen die Wiedervereinigung zu leisten und dogmatisch 
auf der Zweistaatlichkeit zu bestehen. Im Unterschied zu 
Arkenstettes Szenario halte ich es für möglich, daß die 
Ausdehnung der EG auf Osteuropa - und die deulsche 
Vereinigung wäre davon ja ein entscheidendes Element -
angesichts relativ billiger Arbeitskräfte und eines gleichzei­
tigen großen konsumtiven Nachhholbedarfs zur kräftigsten 
kapitalistischen Konjunktur seit den 50er Jahren führen 
kann und daß davon schon in kurzer Zeit die Mehrheit der 
Menschen in der DDR, in der CSSR, vielleicht auch in 
anderen Ländern mehr Vorteile als Nachteile hoben wer­
den. Eine durchaus beachtliche Minderheit wird dabei 
unter die Räder kommen. Aber daß man unter kapitalisti­
schen Bedingungen eine Gesellschaft regieren kann, wenn 
nur 60-70-% der Bevölkerung davon profitieren, sehen wir 
ja beispielhaft in den USA. Wir müssen diese Möglichkeit 
ins Auge fassen und wir müssen uns realistischerweise auf 
den Bundesstaat einstellen und darauf bezogen die Frage 
stellen, welche gesellschaftspolitischen Positionen erneuert 
oder verteidigt werden können. 

Es geht dabei um Bedingungen, 
unter denen die Chance besteht, 
gewisse demokratische, soziale 
und ökologische Elemente zu si­
chern, z.B. die öffentliche Ve~ü­
gung über Grund und Boden, 
betriebliche und regionale Mit­
bestimmungsrechte der Gewerk­
schaften, die neu entwickelten 
Formen der Bürgerbeteiligung, 
welche nicht einem neuen Partei­
enmonopol geopfert werden 
dürfen. Und man muß dafür sor­

gen, doßdie 
Medien nicht 
in die Hände 
großer kon­
zentrierter 
Kapitalge­
sellschaften 
lallen. 

"Die neu 
entwickelten 
Formen der 
Bürgerbeteili­
gung dürfen 
nicht einem 
neuen Partei­
monopol 
geopfert wer­
den." 

Darum können wir aber nicht auf Basis 
einer prinzipiellen Ablehnung der Wie­
dervereinigung kämpfen, allerdings erst 
recht nicht auf Basis einer überstürzten 
Vereinigungspolitik, die in der Tat zur 
Schwächung linker und gewerkschaftli­
cher Positionen führen würde. 

Schulz: 
Die Einheit hat faktisch doch schon 
längst stattgefunden. Denn die Leute in 
der DDR wollen keine Experimäflte mehr, 
egal ob sozialistische oder grün-olter­

naliv-ökologische. Vielleicht ist das die falsche Revolution 
im falschen Land, wie es in Rußland früher auch schon 
einmal der Fall war, vielleicht ist die DDR nicht das Expe­
rimentierfeld dafür. Die Leute wollen kein Chaos und keine 
Anarchie, sondern solide Perspektiven. Und es stellt sich 
die Frage, was in diesem Einheitsprozeß von unserer Seite 
aus beigesteuert werden könnte. Dafür sehe ich auch 
durchaus Chancen. 

Willerding: 
Aus unserer Sicht hat sich die These der alten Partei- und 
Staatsführung, daß die deutsche Frage historisch entschie­
den sei, eindeutig als falsch erwiesen. D.h.: Die deutsche 
Nation existiert in zwei Staaten und einer Stadt, deren 
Status unklar ist. Es ist daher legitim, über die Überwindung 
der Spaltung nachzudenken, aber dies kann unseres Erach­
tens nur im europäischen Kontext erfolgen. Man muß an 
diese Frage mit einem hohen Veranlv.lortungsbewußtsein 
herangehen. Eine Vereinigung der beiden deutschen Staa­
ten in kurzer Zeil würde in der Tat eine erhebliche Schwä­
chung der deutschen linken, meines Erachtens auch der 
Sozialdemokratie, mit sich bringen. 
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DEMOKRATISIERUNG 

'Wir lieben die Manschen, die frisch heraus 
sagen, was sie denken, · falls sie das glelche 
denken wie wir." (Mark Twaln) 

Vorbemerkung 
Alles redet über die Demokratisierungsbewegung in Ost­
europa. Zu Recht. Fast niemand redet über nötige Refor­
men unserer festgefahrenen Parteien-Demokratie. Zu 
Unrecht. Obwohl scheinbar die deutsch-deutschen En~ 
wicklungen die gesamte poliffsche Aufmerksamkeit auf 
sich ziehen, obwohl mit dem beachtlichen Wahlerfolg 
der SPD an der Soor die Republikaner unter die Fünf­
Prozent-Morke gedrückt wurden, gären dennoch die 
Probleme eines immer deutlicher werdenden FunkNons­
und Glaubwürdigkeitsverlustes von Parteien und Parla­
menten bei uns weiter. "Politikverdrossenheit" umschreibt 
dieses Phänome.~ zu symbolisch. Es geht um berechtigte 
Ansprüche der Offentlichkeit noch mehr Demokraffe und 
nach einer neuen Verantwarlungsethik in der politischen 
Willensbildung. Wann wird sich die demokroffsche Linke 
dieses Problems annehmen, wann heißt es auch bei uns: 
"Wir sind das Volk" ... ? 

These 1 

1 
Die Politik in Parteien, Parlamenf'en und Regierun­
gen hat den Boden unter den Füßen verloren. Das 
·Mißtrauen in die derzeitigen demokratischen Institu­
tionen und Parteien nimmt zu, während eine selbs~ 
organisierte Gegenöffentlichkeit wäch~t. 

Die gesomtpolitischen Voraussetzungen im Ubergong zu 
den neunziger Jahren haben sich grundlegend verän­
dert. Die "neuen" Anforderungen, Ansprüche oder Pro­
bleme der Gesellschaft verlangen neue politische Instru­
mente, die bisherigen greifen zu kurz oder daneben. 
fehlende soziale Akzeptanz, mangelnde Sachkompe­
tenz oder unzureichende Durchsetzungskraft lassen die 
Politik in Parteien, Parlamenten und Regierungen als 
"Papiertiger" erscheinen. ("Die da oben lösen nicht mehr 
unser oller Probleme, sondern verwalten nur noch - sich 
selbst.") Die Ursachen dafür sind aber nicht einfach im 
persönlichen Versagen "der'' Politiker zu suchen, son­
dern führen auf eine neue Qualität gesellschaftlicher 
Probleme der fortgeschrittenen Industriegesellschaften. 
In Anlehnung an Ulrich Beck ("Risikogesellschaft") wird 
unsere Gesellschaft immer offensichtlicher mit den Her­
ausforderungen der selbstgeschaffenen Vemichtungs­
möglichkeitallen Lebens konfrontiert, die den politischen 
Instanzen Entscheidungen abverlangen, für die es bisher 
kaum Instrumente gibt. Derartige Entscheidungen "neuen 
Typs" lassen sich vier Kategorien zuordnen: 

Sie beziehen sich auf Maßnahmen, die mit unkalkulier­
bar hohen Risiken, mit unvorhersehbaren Folgen für 
künftige Generationen, mit unumkehrbaren Konsequen· 
zen für i\o\ensch und Umwe~ und mit uneingrenzbaren 
oder unbeherrschbaren internationalen Auswirkungen 
verbunden sind. 
Angesichts dieser Problematik sind einfache Mehrheits­
entscheidungen nicht mehr ausreichend, die große 
Minderheit muß angemessen beteiligt werden. Eine 
neubestimmte übergreifende Konsensbildung der Gesell­
schaft wird erforderlich. 
In dem den<eltlgen demokratischen lnstitutio­
nen-Gewirrdagegen scheint niemand mehr für 
politische Entscheidungen verantwortlich zu 
sein. Vermutete Sachzwänge, bornierte Machtinteres­
sen cx:ler mangelnde Zivilcourage produzieren eine 
"organisierte Unverantwortlichkeit", die die dringend 
erforderlichen Problemlösungen immer wieder blockiert. 
Die Spaltung der Gesellschaft in Arbeitsplatzbesitzer mit 
geregelten Berufskarrieren einerseits, eine wachsende 
Zahl von Arbeitslosen, Gelegenheitsarbeitern, Frührent­
nern, sozial Ausgegrenzten andererseits, schafft nicht 
nur weitere wesentliche Gründe für die Politikverdrossen· 
heit der großen Minderheit, sondern findet obendrein in 
den politischen Instanzen ihre Fortsetzung: Die Spit­
zenpolitik hat längst eine Art Kaste herausge· 
bildet, die für sich die eigene Lebenssituation 
(hohe Einkommen, einflußreicher Sozialstatus, 
Individuelle Freizügigkeit, demokratische Mit­
sprache) optimal zu regeln versucht, aber 
andererseits weit entfernt vom n norrna len" 
Lebensalltag der Menschen arbeitet und han· 
delt. 
Demgegenüber schreiten Selbstaufklärung und Selbstbe­
freiung vieler Bürger ols Prozeß der Emanzi~on von 
der "Obrigkeit" voran, insbesondere als Anspruch von 
Frauen auf gleichberechtigte Teilhabe an der gesell­
schaftlichen Entwicklung. Mehr persönliche Verantwor­
tung und Individualität, mehr Selbstverwaltung und 
demokratische Mitsprache, aber auch gerechte Vertei­
lung sozialer losten, wie z.B. die Vereinbarkeit von 
Beruf, Familie und Politik für Männer und Frauen, kenn­
zeichnen weitere neue ''Werte" und Ansprüche für das 
politische Handeln. 
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Trotz verbaler Beteuerungen wird der gesellschaftspoliti­
sche "Wertewandel" oder die neuen existentiellen 
Politikanforderungen von Parteien, Parlamenten oder Re. 
gierungen ungenügend berücksichtigt. Die Vertrauens-. 
krise in die politischen Instanzen wächst, demgegenüber 
ober auch die Entwicklung von Bürgerinitiativen und 
Selbstorganisation, d.h. Gegenöffentlichkeit in allen 
drängenden Problembereichen wie Umwelt, Frieden, 
Soziales, Bürgerrechte etc.: längst hat sich ein Bereich 
der "Schotten-Politik" herausgebildet - wenn auch mit 
sehr begrenzter Macht. 
Wie lange kann ein demokratisches System mit dem Wi­
derspruch einer gespaltenen politischen Öffentlichkeit le­
ben? 

These 2 
• Die Partei "alten Typs" ist historisch überholt 
Selten in vierzig Jahren Bundesrepublik war das Parteien­
Image in der Bundesrepublik so schlecht wie heute. 
Enttäuschung und Mißtrauen über die politischen "Kün­
ste" der Parteien sind gewachsen, der Abstand zwischen 
Parteien und Gesellschaft ist größer geworden.Trotz des 
Verfall des konservativen "Modells" von CDU und FDP, 
gelingt es auch den Oppositionsparteien bisher kaum, 
die Abwendung der Bevölkerung von herkömmlicher 
Partei-Politik zu verhindern. Viele Wahlberechtigte ge­
hen nicht zur Wahl oder lassen sich zunehmend auf das 
Wagnis der Protestwahl ein. Ob Europa oder Berlin, die 
hohen Wohlprozente für die "Republikaner" - offenbar 
nicht nur vom Fleisch der Konservativen - machen alle 
etablierten Parteien wach, aber ratlos. Überproportional 
hohe Anteile für "REPs" und für Wahlentholtung bei 
Jungwählern verweisen eben auf mehr als Unmut über 
verfehlte Regierungsarbeit, auch das Versagen traditio­
neller Parteipolitik wird zusehends abgemahnt. Der Trend 
setzt sich fort und spitzt sich zu: Die Partei "alten Typs" 
verliert ihre Bindungskraft . besonders gegenüber der 
jungen Generation. 
Spendenaffären, Steuerhinterziehungen, Barschel-Affä­
re, Abgeordnetendiäten, Beamtenprivilegien kennzeich­
nen stichwortartig nur unzureichend das Negativimage 
des Parteienstaates und seiner Institutionen, das durch 
Ämterverquickung der Staatsparteien und die Verflech­
tung von Wirtschoft und Politik noch überboten wird. 
Dabei geht es den Kritikern nicht nur um das Anprangern 
von Finanzskandalen, Machtmißbrauch, Verletzung des 
Gerechtigkeitsempfindens oder von Unglaubwürdigkeit 
in der Politik, sondern es wird viel tiefgreifender noch 
einem neuen Verhältnis von Politik und fv\oral, sowie 
einer anderen Art des Politikmachens verlangt. 
Das Innenleben der Parteien wirkt wie eine 
Mauer auf die politisch Interessierte Öffentlich· 
kelt. Parteien und Lebenswelt bleiben weltge· 
hend getrennt. Nicht im entferntesten finden sich in 
den Parteien die gesellschaftlichen Gruppen nach Alter, 
Beruf oder Geschlecht - ihre Wertorientierungen und 
lebenskulturen eingeschlossen - angemessen repräsen­
tiert. 
Die Entfremdung zwischen Partei und Gesellschaft spie­
gelt sich in den Parteien noch einmal wieder: In der 

Distanz zwischen Funktionärskörper und Vorstandsmit­
glied einerseits und "einfachem' Parteimitglied anderer­
seits. Natürlich kann die schweigende Mehrheit von ihrer 
selbstverschuldeten Passivität in den Parteien nicht freige­
sprochen werden, ober die übermäßigen Vorrechte von 
Parteivorständen - die überdies ihre Mehrheiten durch 
unkontrollierbare Absprachen interner Zirkel garantieren 
-bilden für einzelne Parteimitglieder oder Delegierte eine 
unüberwindliche Barriere. So darf beispielsweise der 
vierzigköpfige SPD-Parteivorstand auf Bundesebene sogar 
bei Personalentscheidungen auf Parteitagen mitwählen, 
während die von ihm eingesetzten Arbeitskreise oder 
Kommissionen dort nicht einmal Rederecht hoben. Ziele 
und Ergebnisse des Parteitags werden von kleinen 
/v\ochtzentren in der Parteispitze gesteuert und kontrol­
liert. Antragsvoten werden in extra eingesetzten Antr~gs­
kommissionen quasi festgeschrieben !Ausnahmen bestä­
tigen die Regel). Die Delegierten werden praktisch über­
flüssig. Die Möglichkeit, auf Delegiertenkonferenzen und 
Parteitagen lebendige und offene Problemlösungen zu 
diskutieren, Arbeitsergebnisse und Sachverstand aus der 
eigenen Mitgliedschaft oder von außen, aus Bürgerinitia­
tiven, Gewerkschaften oder Verbänden einzubeziehen, 
sind äußerst gering. 
Die Flügelbildung in Parteien kann dann sinnvoll sein, 
wenn in offenen und öffentlich nachvollziehbaren Ge­
sprächskreisen die parteiliche Willensbildung inhaltli.ch 
vorbereitet, die Argumentation qualifiziert und der Of­
fentlichkeit eine lebendige Streitkultur signalisiert wird. 
Wenn aber eine kleine Funktionärsschicht Rich­
tungsdiskussionen zu inhaltsleeren, verkrusteten Ritualen 
erstarren läßt, politische Macht als Macht der eigenen 
Gruppe verwaltet, stirbt das Parteileben allmählich ab. 
Die Selbstbeschäftigung der Funktionäre zur 
V~lgungvon varmelntikhen •Hochburgen" 
kostet nicht nur Energie · zu Lasten wichtiger 
Problemlösungen · , sondern führt zu Leerlauf 
und Außenabschottung der Partei bzw. zu 
vordemokratischen Verhältnissen. 
Aufgrund der tiefgreifenden Funktionsmängel und Demo­
kratiedefizite der Parteien a~en Typs ist ohne eine weit­
reichende Strukturreform des Innenlebens und des Gefü­
ges der Parteien eine weitere Abwendung der Bevölke­
rung von den Parteien nicht mehr aufzuhalten. Die 
Parteien müssen sich endlich zur Gesellschaft hin neu 
öffnen. 

These 3 

1 Auch die Parlamente erstarren seit geraumer Zeit in 
bürgerfernen Ritualen, es fehlt an Offenheit und 
Öffenrlichkeit. 

Die reale Gestaltungsmacht von Parteimitgliedern oder 
Abgeordneten ist äußerst begrenzt. Häufig erscheinen 
sie als Anhängsel von Regierungen, Fraktionen oder 
Vorständen. Fraktionsdisziplin und Treue zum "eigenen 
Lager" wird mitunter höher bewertet als problembewußtes 
und verantwortliches Handeln. Vielfach muß in der Of­
fentlichkeit der Eindruck entstehen, daß in Parlamenten 
weder eine Kontrolle der Regierung noch optimale Pro­
blemlösungen betrieben werden. Die Entwicklungsge-
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schichte von Parteien und Parlamenten führt auf das 
19. Jahrhundert zurück, und noch heute sind deutliche 
Spuren des Obrigkeitsstaates erkennbar. 
Sowohl im Bundestag als auch in Landesparlamenten 
haben "einfache" Abgeordnete sowie die Offentlichkeit 
wenig zu sogen. Hildegord Homm-Brücher stellt in einer 
vergleichenden Untersuchung mit anderen Poriamenten 
Westeuropas und Nord-Amerikas fest, daß die Rechte 
van Abgeordneten "im Schnitt deutlich ungünstiger und 
schwächer entwickelt sind", als die der vergleichbaren 
ausländischen Parlamente. Im Gegensatz zum Ausland 
tagen die Ausschüsse im Deutschen Bundestag grund­
sätzlich nicht öffentlich. Andererseits beträgt die Zahl 
seiner Sitzungstage nur die Hälfte derjenigen in ausländi­
schen Parlamenten. Wäre es nicht längst an der Zeit, die 
gähnende leere und Langeweile im Parlament mit Inhalt 
zu füllen und beispielsweise Ausschußsitzungen mit ak· 
tiver öffentlicher Beteiligung (auch im Plenum) tagen zu 
lassen? Vielleicht würde es dazu beitragen, weniger be­
välkerungsfernen "Ausschuß" und mehr lebendige Politik 
zu produzieren. Die Zeit ist längst überfällig für eine um­
fassende Parlaments- und Verfassungsreform - bundes­
weit. Die ulnterfraktionelle Initiative Parlamentsreform" 
im deutschen Bundestag liefert dazu Ansätze, und die 
schleswig-holsteinische "E nquet&-Kommission Verfassungs­
und Parlamentsreform" zieh mit ihren Vorschlä~n für 
mehr Rechte der einzelnen Abgeordneten und der Öffent­
lichkeit in die richtige Richtung. 

These 4 

1 
Eine grundlegende Reform der parlamentarischen 
Parteiendemokratie ist vordringlich geworden. Eine 
Parlamentsreform ohne Parteireform greift zu kurz 
und umgekehrt kann eine vernünftige Reform der 
Parteien nur in Bezug auf ihre Umsetzung in den Par­
lamenten sinnvoll und wirksam sein. 

Die Funktionsmängel von Parteien und Parlamenten rühren 
aber nicht nur von anderen WertvorstellUngen und anderen 
Anforderungen der Gesellschaft her, sondern auch die 
herkömmlichen Politik- und Entscheidungsstrukturen er­
schweren oder verunmöglichen häufig die Problemlösun. 
gen in den brennendsten Gesellschafts/ragen. Die Re­
form von Parteien und Parlamenten sind kein Demokratie­
luxus, sondern wesentliche Voraussetzungen für politi­
sche Lösungen der größten Probleme in den neunziger 
Jahren. Gegen die Parteienverdrossenheit greifen neue 
Reformziele allein, die lediglich eine veränderte Zukunfts­
programmatik enthalten, zu kurz. Nicht nur die Politik der 
Zukunft steht auf dem Prüfstand, sondern auch die Zukunft 
der Politik: Wie soll Politik in Parteien und Parlamenten 
zukünftig gesellschaftsoffen, überzeugend und wirksom 
gestaltet und organisiert werden? Das neue Grundsatz­
programm der SPD sagt dazu leider wenig. Aber immer­
hin heißt es dort: "Parteiliche Willensbildung, Parteiver­
halten und Parteiorganisation müssen unseren grundle­
genden Reformzielen entsprechen und neuen gesell­
schaftlichen Anforderungen nach mehr Mitentscheidung 
der Bevölkerung entgegenkommen". Ein Anfang zwar, 
aber der Mangel bleibt: Einerseits sollen Wirt­
schaft, Staat und Gesellschaft grundlegend re· 

formiert werden, andererseits bleiben Struktu· 
ren und Innenleben der SPD· und der anderen 
Parteien · so wie sie slnd?I Beides muß erneuert 
werden: Gesellschaftspolitik und Parteien. 
Bisher einziges Beispiel einer solchen Doppelreform ist 
die Einführung der Frauenquote, aber weitere Struktur­
mängel im Parteiensystem bleiben bisher unaufgeorbei­
tet. 

These 5 

1 
Die tiefgreifenden Funktionsmängel und Defizite des 
parlamentarischen Parteiensystems lassen sich in 
den herkömmlichen Parteistrukturen und dem üb/;. 
chen Schema Regierung und Opposition nicht mehr 
beheben. 

Die gegenwärtigen, wesentlichen Defizite des Parteien­
systems lassen sich in fünf Bereiche zusammenfassen. 

1. Die globale Dimension: 
Die Politik von Gegenwart und Zukunft trägt immer 
globalere Züge, weltweiter Umweltschutz, Friedens- und 
Nord-Süd-Politik rücken immer mehr in den Mittelpunkt. 
Politik und Partei der Zukunft müssen kosmopolitisch 
arbeiten und handeln, Ozonloch und Klimakatastrophe 
warten nicht. Im Unterschied zum international organi­
sierten Kapital sind die Kräfte einer Reformpolitik auf 
dieser Ebene bisher nicht konfliktfähig. Der Notwendig­
keit einer "Weltinnenpolitik" steht eher provinzielles 
Parteihandeln gegenüber - bei entsprechend unzurei­
chenden Organisationsstrukturen. Zur dringend notwen­
digen Entfaltung der Weltgesellschaft bleiben Verweise 
auf die Vereinten Nationen solange unzureichend,:wie 
nicht auf unterer politischer Ebene Parteien und 11,Jicht­
Regierungsorgonisotionen grenzüberschreitende ~ns­
bildung und Aktionen umsetzen. Wie wäre es - als 
Unterstützung dazu - mit einer kreativen und demokrati­
schen Nutzung neuer Informations-und Kommunikations­
technologien? 

2. Die ethisch-moralische Dimension: 
Gerade wegen der Zuspitzung globaler, existentieller 
~robleme in der "Risikogesellschaft" muß eine neue 
Uberlebens-Ethik dos Partei-Handeln bestimmen. Das 
"Prinzip Veranlwortung" gewinnt als politischer Wert­
maßstab zentrale Bedeutung für innerparteiliche Wil­
lensbildung und Außenwirkung der Parteien. Politische 
Ziele lassen sich des weiteren zunehmend weniger mit 
hierarchischer Autorität, organisatorischen Tricksereien 
oder Postenschieberei durchsetzen; statt dessen zählen 
Argumente, zählt Glaubwürdigkeit, Authentizität. Politi­
sche Entscheidungen sollten transparent, unbürokratisch 
oder schlicht menschlich sein. Nicht nur die Humanisie­
rung der Arbeit, sondern auch der Parteiarbeit, steht auf 
der Tagesordnung. Demgegenüber prallt dieses Bürger­
begehren an anonymen, teilweise inhumanen, kaum 
kontrollierbaren Partei- und Fraktionsstrukturen ab. Poli­
tisch Verantwortliche können anscheinend im Dickicht 
von Parteiapparaten uuntertauchen". 
Die Tatsache, daß bei einer Vorwahlumfrage in Berlin 
(Infos) 56% der Befragten glaubten, keiner Partei "Ehr-
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lichkeit und Unbestechlichkeit" zubilligen zu können, ist 
alarmierend. Offensichtlich wird ein anderes Verhältnis 
von Politik und Moral verlangt - gerade von Parteien. 

3. Die Individuelle Dimension: 
Die Generation der achtziger und neunziger Jahre trägt 
sich nicht nur mit der Sorge um eine lebenswerte Zukunft, 
sondern in einer qualitativ neuen Weise mit der "Sorge 
um sich" (Michel Foucoult). Sie sucht ausgeprägter noch 
Selbstverwirklichung, Entscheidungsautonomie und Ent­
faltung der eigenen Persönlichkeit ("lndividuolisierungs­
schub"). Neben das "Wir.Gefühl" trilt gleichberechtigt 
ein verstärktes Ich-Bewußtsein - mit weitreichenden Kon­
sequenzen für die organisierte Politik. Von einer Umset­
zung der berechtigten gesellschaftspolitischen Zielse~ 
zung einer "konsequenten Realisierung der persönlichen 
Freiheit der Menschen" (Oskar Lofontoine) kann im 
inneren Umfeld der Parteien nicht die Rede sein. Dem 
Grundwert Solidoritöt muß der Grundwert Individualität 
zur Seite gestellt und als produktive politische Kraft 
begriffen werden. Es gilt, den Persönlichkeitskult in den 
Parteien durch eine neue Persönlichkeits-Kultur zu erset­
zen. Gesucht sind die Politikschaffenden "neuen Typs11

• 

Offensichtlich sind dazu die Auswahlprinzipien und 
Aufstellungsverfahren für Spitzenpositionen in den Partei­
en völlig unzureichend. Produktive Querdenker und po­
litische Originale werden im Parteiapparat oftmals vor­
her "aussortiert", andererseits bleiben so manche Abge­
ordnete scheinbar lebenslänglich im Amt .... Frage: wie 
können politische Bedingungen und Rechte für die Entlo~ 
tung der einzelnen Persönlichkeit in Parteien und Parla­
menten sowie einzelnen Gesellschaftsmitgliedern gegen­
über Parteien und Parlamenten gefördert werden? 

4. Die kulturelle Dimension: 
Wir erleben seit Jahren die gesellschaftliche Umwälzung 
zu einem "neuen kulturellen Modell" (Rainer Zoll) in Beruf 
und Freizeit, bei persönlichen und politischen Ansprü­
chen. Dies kommt nicht nur in vielfältigen, pluralistischen 
Lebensstilen zum Ausdruck, sondern auch in Anforderun­
gen an eine "neue Begegnungskultur" (Björn Engholm) i~ 
der Politik, an ein verbindendes Verhöltnis von Kultur und 
Politik. 
Wer kennt die Situation nicht: kahle Wände, 
fahles Neonlicht, Möbel Im Stile einer Jugend· 
herberge der fünfziger Jahre · Partelver· 
anstaltungen strahlen häufig die Lebensfreude 
einer Mumie aus ... Originell-kreative oder kulturell 
ausgerichtete Parteiveranstaltungen bilden die Ausnah­
me. 
Andererseits treffen sich früher getrennte Lebenswelten 
von Intellektuellen oder Arbeitnehmern heute in einer 
keineswegs unpolitischen Kulturszene. Ob Rainbirds oder 
Sting, die Studentin findet ihren Lebensstil, ihre symboli­
sierte Hoffnung auf eine andere Gesellschaft genauso 
darin wieder wie ein Auszubildender. Aber die kulturel­
len "Mossenbewegungen11 ziehen häufig genug mitsicht­
borem Abstand an der Parteienlandschaft vorbei. .. 
Gerade um dem mOOernen Rechtsradikalismus wirksam 
zu begegnen, becorf es neben der Rationalität demokra­
tischer Aufklärung und Entschlossenheit auch der emotio-

nol überzeugenden Politik-Kultur. Soziale und kulturpoli­
tische Phantasie sind häufig bessere Gegenmittel als 
Aggressivität und moralische Entrüstung, wenn eine 
lebendige Kulturvielfalt gegen die nationalistische Mono­
kultur verteidigt werden soll. Kultur ist längst zum Lebens­
elixier der Demokratie geworden - ober wo sind die 
"Kultur.Parteien"? 

5. Die demokratische Dimension: 
Fast sieben Millionen Menschen der Bundesrepublik 
hoben in den letzten Jahren in irgendeiner Form Bürger­
initiativen unterstützt, Volksbegehren gestartet, Massen­
petitionen unterschrieben. Bürgerinitiativen, Alternativ­
gruppen, Genossenschaften, SelbsthiKegruppen hoben 
als "neue" soziale Bewegungen die politische Landschaft 
nachhaltig verändert, wenngleich derartige Gruppen 
historisch nicht neu sind. Neu aber ist ihre große Anzahl, 
die Bandbreite und Tiefe ihrer Themen sowie ihre überr&­
gionale, teilweise internationale, Bedeutung. Auf minde- . 
stens .40 000 werden die selbstorgonisierten Basisgrup­
pen in der Bundesrepublik derzeit geschätzt. 
In diesem Zusammenhang sollte ober auch erwähnt 
werden, daß einige Einzelgewerkschaften in jüngster 
Zeit Konzepte für eine neue Zukunftsprogrammatik und 
die Erneuerung der eigenen Organisation entwickeln, 
um überkommene Verkrustungen abzubauen und über 
den Bereich "Arbeit" hinaus sich den gesellschaftspoliti­
schen Prob~men neu zu stellen. Löngstwird vielerorts die 
Zusammenarbeit zwischen 11olter11 und "neuer" Bewe­
gung praktiziert. 
Die demokratischen Ansprüche der Gesellschaft eilen 
der politischen "Verfassung" voraus. Sollen sich Politik 
und Gesellschaft wieder neu verbinden, muß die parla­
mentarische Parteiendemokratie reformiert und plebiszi­
tär erweitert werden: von der repräsentativen zur direk­
ten Demokratie - d.h. mehr politische Rechte für die 
Bevölkerung, die einzelnen Abgeordneten und das 
"einfache" Parteimitglied. 

These 6 
Die Nalwendigkeit zur Öffnung und "Vergesel~ 
schaltung" von Partei und Parlament gilt im Prinzip 
für olle Parteien, trifft ober die Refonnparteien in 
besonderem Maße, vor ollem die SPD. Eine umfas­
sende Refonnpalink für die neunziger Jahre oder ein 
"Fomchritt 90" wird von der SPD nur mit Hilfe auch 
einer grundlegenden Refonn der inlernen parteipa­
/inschen Strukturen, Willensbildungsprozesse und 
Verhaltensweisen zu erreichen sein. Dies gilt für die 
Bundesebene genauso wie z.B. für die Hamburger 
Polinkebene . 

Die folgenden Vorschläge sind als Anstöße für eine 
umfassende Partei- und Parlamentsreform zu verstehen: 
l. Die Parteien führen ein neues Delegiertenprinzip ein: 
fünfzig Prozent der Delegierten werden aus Parteiunter­
gliederungen und fünfzig Prozent aus Arbeitsbereichen 
wie Arbeitskreisen, Arbeitsgemeinschaften, Gesprächs­
kreisen o.ä. entsondt. Die Einrichtung von Gesprächs­
kreisen, Clubs, Projektgruppen wird verstärkt, um auch 
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die Mitarbeit von Nichtmitgliedern wesentlich zu erleich­
tern. 

. 2. Parteivorstände werden generell verkleinert, "gebore­
ne" Vorstandspositionen abgeschafft. Vorstandsmitglie­
der sind nicht kraft Amtes zu Personalwahlen berechtigt. 
Vorstandssitzungen sind grundsätzlich porteiöffentlich, 
Parteiveranstaltungen ällenrlich. 
3. ~! der Kandidatenaufstellung zu Parlamenten wird 
die Offentlichkeit beteiligt, beispielsweise durch Vor­
wahlen oder halboffene listen. Ebenfalls nimmt das "Par­
teivolk" am Prozeß der Kondidatenoulstellung stärker 
teil, efwo durch Direktwahl der Kandidatinnen von ollen 
Parteimitgliedern. 
.4. Die Möglichkeit des Kumulierens und Panaschieren,, 
d.h. die Stimmabgabe für Einzelkondidotlnnen und / 
oder Eintrag neuer Bewerberinnen, wird auch für Land­
togs- und Bundestogswohlen eingerichtet. 
5. Es werden sogenannte Doppelwohlkreise eingeführt, 
d.h. Wahlkreise sind so zusammenzulegen, daß sie von 
einer Frau und einem Ntonn repräsentiert werden. 
6. Z.B. die Hamburger Bürgerschaft wird verkleinert und 
professionalisiert, d.h. als Vollzeitparlament eingesetzt, 
um eine wirksame Kontrolle von Senat und Verwaltung 
sowie eine wirksame Offendichkeitsvertretung ausüben 
zu können. Für die Bürgerschoftswohl werden Wahlkrei­
se eingerichtet, und zwar Doppelwohlkreise (Beispiel: 
Die Bürgerschaft wird auf 80 Mondate reduziert, .40 Be­
werberinnen werden in 20 Doppelwohlkreisen direkt per 
Mehrheitswahl gewählt, und die übrigen .40 per liste in 
Verhältniswahl bestimmt.). 
7. Die Amtszeit für Abgeordnete, Ministerinnen und 
Senatorinnen beträgt höchstens zwei Legislaturperio­
den. 
8. Im Grundsatz werden die Vorschläge der Enquete­
Kornmission "Verfassungs- und Parlamentsreformu des 
schleswig-holsteinischen Landtags übernommen - d.h. 
mehr Kompetenzen für das Parlament, die Stärkung der 
Status- und Mifwirkungsrechte der einzelnen Abgeord­
neten sowie mehr Rechte für Bürg8r und Bürgerinnen 
(z.B. Initiativen aus dem Volk und Volksbelrogungen). 
9. Die Parteien bauen ein sogenanntes Mail-Box.System 
auf - mit Hilfe neuer Medien (PC und Modem für jeden 
Ortsverein). Mit HiKe eines Computernetzwerkes können 
z_.B. ein Polifinformations-Servioe für Mitgliedschaft und 

,Offentlichkeit aufgebaut und weltweiter ln­
\formationsoustausch bzw. internationale Aktionen durch­
geführt werden. Jede Parteigliederung übernimmt Öko­
und/oder Friedenspartnerschaften von internationaler 
Bedeutung, vor ollem im Nord-Süd-Zusammenhang (z.B. 
beim Tropenwaldschutz). 
10. Jede Partei muß vorbildhoft die hier lebenden Men­
schen verschiedener Nationalitäten ihrem Anteil gemöß 
mit Amt und Mondot ins politische Leben einbeziehen. 

Nachbemerkung: 
Die hier genannten Vorschläge ve~ongen Veränderun­
gen von Gesetzen und .. der Verfassung. Nicht minder 
wichtig sind ober auch Anderungen des "Verhaliensko­
dexes" der Parteien: Es ist höchste Zeit, die Porteischof­
f_!lnden "neuen Typs" zu fördern. Bewerberinnen für 
Amter und Mondate müssen zukünftig mehr persönlich-

kulturelle Fähigkeiten, Veronfwortungsethik und fachli­
ches Können gleichermaßen abverlangt werden. Natür­
lich wird auch immer noch politischen Richtungen ~usge­
wählt, ober die Selektion unter Ausschluß der Offent­
lichkeit, becenkenlas noch Zugehörigkeit zur eigenen 
Gruppe mit "Stallgeruch", muß aufhören, wenn fachliche 
Miltelmäßigkeit, mangelnde persönliche Eignung und 
Bürgerferne aus der Parteipolitik verbannt werden sollen. 

These 7 
1 Die Parteien müssen ein Stück Machf abgeben, um 

Gesellschaft und Demokrone palinsch zu stärken. 
Trotz der Nofwendigkeit tiefgreifender Reformen in Par­
teien und Parlamenten zeigen sich bisher in Westeuropa 
dazu ersle Ansätze und Vorschläge lediglich bei einigen 
Jugendorganisationen, bei den Mutterporteien jedoch tut 
sich noch wenig. Dafür wird umso mehr bestaunt, wenn 
in der Sowjetunion oder in Ungarn tiefgreifende Re­
formen des politischen Systems vorgenommen werden, 
die Partei-und Parlaments-Kultur in Bewegung gerät. Und 
hier? Im Westen nichts Neues? 
Als ob wir es nicht nötig hätten, unser politisches System 
demokratisch durchzulüften. Doch die "ligotschows" 
lauern auch im bundesdeutschen Parteiensystem, und die 
Erfolge der "Jelzins" sind leider allzu selten. Könnten 
nicht einige Beispiele der Politik-Reformen Osteuropos 
auch bei uns Schule machen? Mon stelle sich vor, auch 
in oll unseren Parteien müßte jedes zu wählende Mandat 
zwingend mit mindestens zwei Alternativvorschlägen 
präsentiertwerden ... Die Konstruktion des Mehrparteien­
systems allein bietet dafür keinen Ersatz, denn für viele 
wird es eben nurols ein Parteiensystem wahrgenommen: 
undurchdringlich, unlebendig, unveränderbor."'Wenn 
die Parteien Glaubwürdigkeit und gesellschoftspc,littsche 
Handlungsfähigkeit wiedergewinnen wollen, müSSen sie 
ihr scheinbares "Monopol" aufgeben. Wir brauchen 
eine neue Arbeitsteilung, ein neues Zusammenspiel 
zwischen direkter und repräsentativer Demokratie, zwi­
schen gesellschaftlichen Basisgruppen mit mehr politi­
schen Bürgerrechten sowie direkten Entscheidungsbefug­
nissen - und delegierter lv\ocht in Parteien, Parlamenten 
und Regierungen mit mehr öffentlicher Mitsprache. Die 
politischen Strukturen müssen der Komplexität 
und Vernetzung (weltweiter) Existenzprobleme 
entsprechen: le größer, komplexer und ver· 
nelzter die Probleme sind, desto mehr gesell­
schaftliche Kräft. müssen freigesetzt werden, 
desto mehr Demokratie Ist erforderlich. 

"Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus", heißt es im 
Grundgesetz. Nun denn. 
"Die Parteien wirken bei der politischen Willensbildung 
des Volkes mir', heißt es ebenfalls im Grundgesetz. Sie 
wirken mit. Dos beceutet radikale Bescheidenheit, die 
Fähigkeit zur Selbstkritik und den Willen zur Selbstre­
form. Denn nur was für sich selbst spricht, kann von sich 
reden machen. 
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rheln-westfälische 

Juso • Chef Ralf 

Krämer über den 

ordentlichen Landesparteitag 

Im letzten Herbst (s.Kosten). 

Die SPD ließ sich nicht lumpen und 
legte Anfang Februar auf ihrem Wohl­
kompfkongreß noch einen drauf: ·Krah­
strotzend und selbstbewußt, selbstsi­
cher bis zur Überheblichkeit• (Westfä­
lische Rundschau). 

Einen Sturm im Wasserglas entfachte 
Fraktionschef Friedel Forthmonn, der 
unbedingt auf Platz 2 der Landesliste 
wollte und diesen gegen weibliche Ar>­
sprüche gerichteten Wunsch mit ein;.. 
gen chauvinistischen Sauigeleien am 
Rande unterstrich. Einige linke muck­
ten zwar intern kurz auf, aber dann 

Die fUlumde Rolle der SPD NRW war noch nie in An:ikcl 1 der Land~assung fest~. 
sonst smnmtefastaßcs· Der Vorsitzende wird mit 97,7'1:i dc:rSDmmen wie.dergcwlhlt, semc Rede 
mitstebeDdcn Ovati~ bedacht. abermil:Diskussionsbeiutgm eben~nig wie die 1Cbri~ 
und mündlichen Berichte,. denen aber auch jeder Hauch von ~li5:hcr Heran~ 
abgeht, der I.eit1:nm.g des Vontaodl wird ohne ntnnenswerte DiskusSJon nahem emstnmmg 
angenommen, fllr den neu m wlhlcnden Vorstand haben sich die 4 nordrhcin-westflli~~ 
"Blockbezirko" (du bm oh Zwischenruf m der Landesausschu&sitzung am Vorabend) beret11 un 
Vorfeld auf 19 Kandidatinnm fllr die 19 zu besettcmen Funktionen vcrst:lndigt. u~ auc_h in der 
anschließenden Bcrichu:nwmngim SPD-Landesdienst war alles ganz toll, werden die weruga aus 
diesem Rahmen herausfallenden Punkte nicht mal erwlhnt, selbst die dokumenliertcn Pressestim­
men sind in diesem. Sinne "'ausgewlh]t" (mcnsc:h könnte das auch anden nennen). 

Ralf Kröms, Juoo-1..andesvonltr.end• NRW 

wurde im Vorfeld olles in Bosormonier 
klargezogen: Forthmonnols Platzhirsch 
hinter Rau, clafiir 9 Frauen auf den 
ersten 13 Plätzen. Aber was soll's: 
Do wohl olles über Direktmandate 
laufen wird, dürfte die künftige SPD­
Fraktion die von der Bundespartei be­
schlossene 25-o/~Frauenquote locker 
verfehlen. 
Beide Vorgänge stehen auf ihre Weise 
für die Selbstentmündigung der lor>­
despartei und zugleich für die politi­
sche Impotenz einer domestizierten 
Porteilinken, die lieber an der Aura so­
zialdemokratischer Macht teilhaben 
will als sich durch Alternativen und 
öffentliche Vorstöße die Finger zu ver· 
brennen. Sie hat im Landesvorstand 
zwor angeblich eine klare Mehrheit. 
Aber wos heißt das heute nochi Für 
einen Kurswechsel fehlt es der Linken 
zudem an profilierten Köpfen. Chri­
stoph Zöpel hätte wohl das Zeug, den 
sozialdemokratischen Einheitsbrei auf­
zumischen, ist aber zu unentschlossen 

und als Ministerwohl ouch zu 
stark eingebunden. 

In NRW zeigt sich 
jedenfalls exem­
plarisch, claß die 
Linke eine De­
mokratisierung 
des Parteile­
bens vorantrei­

ben muß, wenn 
sie ihre eigene 

Existenzberechti· 
gung nicht verlieren 
will. 
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DER GRUNDGEDANKE: 
DIE AKTUALITÄT DES SOZIALISMUS 

Unser Projekt geht von der grundsätzlichen Annahme aus, 
doß "mit der wissenschaftlich-technischen Revolution nicht 
nur die Risiken und Gefahren zunehmen, sondern auch die 
Chancen, die Menschheitsprobleme zu lösen. Heule reifen 
die Grundlagen für eine entwickelte sozialistische Produk­
tions-, Arbeits- und Lebensweise heran." (These 1) 

Verfolgt man die Diskussionen und Entwicklungen der 
letzten Johre und Monate, so muß diese These ein wenig 
überraschen. Während die einen in einer Beschwörung 
von Katastrophen und einer allgemeinen Zivilisotionskritik 
verharren, bewundern andere die erstaunliche Wand. 
lungsfähigkeil des modernen Kapitalismus. Und immer 
häufiger kommt es vor, daß sich diese beiden Tendenzen 
ergänzen. Einigkeit scheint jedenfalls darin zu bestehen, 
daß die "Systemfrage" faktisch erledigt ist - wobei der 
Hinweis auf das Desaster des sogenannten realen Sozialis­
mus häufig als Beleg ausreicht. 

Und in der Tot: Was sich Mitte der 70er Jahre zunächst als 
eine reine Krise des Kapitalismus (und als Chance für eine 
sozialistische Alternative) abzeichnete, entpuppte sich als 
eine grundlegende Umbruchphase, die auch den Sozialis­
mus -gleich in welcher Form - in Mitteidenschaft zog. Seien 
es ökologische Probleme, neue Technologien und Produk­
tionskonzepte, seien es individuelle Lebensansprüche, fe­
ministische Ziele und veränderte Bedürfnisstrukturen - der 
Sozialismus als gesellschoftliche Alternative wor offenbar 
überfordert. Die Offensive der Neokonservoliven tot ihr 
übriges, um diesen Eindruck zu verstärken. 
Stottdessen setzte sich in der Linken eine "neue Unübersicht­
lichkeit" durch: eine Vielfalt von Problemen und Arbeitson­
sötzen und zugleich der Abschied von den "großen Kon­
zepten und Strategien" der Gesellschaftsveränderung. 
"Sozialismus" galt noch als "gute Idee", real erschöpfte er 
sich bei vielen darin, Freiräume jenseits der Erwerbsarbeit 
zu schaffen, Gerechtigkeit unter den Lohnabhängigen zu 
üben oder in einem reinen Wertekatalog. Anders nun die 
"53 Thesen": Sie holten fest an der Vorstellung, daß der 
Sozialismus die zeitgemäße Alternative zum Kapitalismus 
und damit eine Systemfrage darstellt. 

Allerdings wird man sich von überholten oder klischeehof­
len Sozialismus-Modellen trennen müssen und sich dem 
realen Kapitalismus und seinen Widersprüchen widmen 
müssen. So darf die Krise des sog. realen Sozialismus nicht 
den Blick darauf versperren, welches Ausmaß an mensch­
lichem Elend, an sozialen und ökologischen Katastrophen 
dem Kapitalismus weltweit angelastet werden muß. Und 
auch in den kapitalistischen Ländern selbst sind große Teile 
der Bevölkerung van materieller Armut, sozialer Abdrän­
gung und kulturellem Verfall betroffen oder bedroht (man 
denke an die USA, ober auch an viele Regionen Westeu­
ropos). Radikale Kapitalismus-Kritik bleibt daher notwen­
dig und muß sogar noch verstärkt werden. Aber anderer­
seits gilt auch, daß sich der Kapitalismus ständig verändert 
und dabei auf den Gebieten der Wissenschaft und der 

28 

Radikale Kapitalis· 

mus· Kritik muß sogar 

noch verstärkt werden. 

Aber andererseits gilt 

auch, daß der Kapitalis· 

mus sozialistische Po· 

tentiale hervorbringt, 

die eine demokratische 

und verantwortlich· 

bewußte Gestaltung von 

Produktion und Konsum 

ermöglichen. 

Technologie, der Qualifikation und der kulturellen Ko-;>e­
tenz, der ökonomischen Regulierung wie auch der rc 
duellen Ansprüche sozialistische Potentiale hervorbr ~ _ 
die eine demokratische und verantworriich-bewußte Ge­
staltung von Produktion und Konsum ermöglichen. 

Die Aufgabe eines Projekts "Moderner Sozialismus t,,e.. 

steht zunöchst einmal darin, diese sozialistischen Po:e~ 
le, in der Produktions-, Arbeits- und Lebensweise, o oe­
verschiedenen konkreten Problem- und Arbeitsfe!de ole' 

Linken, zu identifizieren und sich selbst bewußt zum~ 
Die bürgerliche Hegemonie beruht ja gerade dara...-f 
der Kapitalismus diese Potentiale für sich reklam er 
"morkt- bzw. profitgerecht" kleinarbeitet, während 
Linke sprachlos davor steht oder wie ein aufgesch•eoc. 
Hühnerhaufen agiert. 

Insoweit verstehen wir unser Projekt auch als ein Pro e• 
Aufklärung, das sich weder in antikapitalistischer Rrie:" 
noch in modischer Anbiederung an den Kop 'o -
ergeht. Wir möchten ein neues historisches Selbstbe ... 
sein der sozialistischen Linken fördern und zeigen 

• daß ein demokratischer und effizienter Sozio 
der gesellschaftlichen Selbstverwaltung mog c.1"' 

• daß die entsprechenden Potentiale im Rahme 
"demokratischer Modernisierung" entwicke • we 
müssen und 

• daß dies auch absolut notwendig ist, um d 'e 
globalen Risiken und die sozialen Zerrüttungen be, 
tigen zu können. 



fur die Arbeit an den "53 Thesen" 
catte dieses Vorhaben mehrere methodische 

Konsequenzen: 

'.'l der Analyse hoben wir versucht, grundlegende mor­
s sehe Kategorien breiter und flexibler einzusetzen, um 
e wichtigsten "neuen" Reolitöten zu erfassen und nicht zu­

: e eh in einer "neuen Unübersichtlichkeir zu versinken. 

• Jm die "sozialistischen Potentiale" positiv zu besetzen, 
- -:>en wir ein besonderes Gewicht auf die progrommoti-

e Seite gelegt, weil die Linke im Ringen um Hegemonie 
:til nur soziale Kömpfe, sondern auch gesellschaftliche 

e •oilder entwickeln muß. 

- Entsprechend hoben wir die gesellschaftliche Bündnis­
:,o: !ik stärker über Projekte einer demokratischen Moder-

erung als über abstrakte "Klassenbündnisse" oder 
: fl'use Netzwerke" entwickelt 
--ese 49; Bündnis von Arbeit, Wissenschaft und Kultur). 

- Schließlich galt es, die Frage der Transformation ("Re-
--n und Revolution") und manche lieb gewordene Sche-
~ ·o zu überprüfen (einschließlich der historischen Erfoh-

3en der Arbeiterbewegung) . 

OIE GRUNDLAGE: 
MARXISTISCHE GESEUSCHAFTSANAL YSE 

: ging uns zunöchst darum, in der Entwicklung der Arbeits­
'd Lebensweisen der bürgerlichen Gesellschaft die Poten­

:e für ein sozialistisches Projekt auszumachen. Hierbei 
oben wir das widersprüchliche Verhältnis von Produktiv­
:~en und Produktionsverhältnissen zugrundegelegt, das 

och marxistischer Auffassung die gesellschaftliche Ent­
- ,::klung maßgeblich bestimmt. Hierbei ist die Kategorie 
::e• "Regulierung" von zentraler Bedeutung: "Regulierung'' 
-.ern t nämlich die die Art und Weise, wie dieses wider­
~uchliche Verhältnis in der konkreten historischen Ent-

• :klung des Kapitalismus (und auch des Sozialismus) 
~·arbeitet wird. 

: • die vergangenen 30-AO Jahre sind wir zwar von der 
; egulierungstheorie des "staotsmonopolistischen Kopitolis­
-.s" (SMK-Theorie) ausgegangen, weil die Verflechtung 
~ Staat und Monopolen in der Tot ein wesentliches 

v.e•kmol des heutigen Kapitalismus darstellt. Aber diese 
- 'eorie ist insoweit einseitig bzw. verkürzt, weil sie die Art 

-,d Weise, wie produziert und konsumiert wird, völlig 
-'erbelichtet. So ist die Regulierungstheorie des "Fordis-

- .. s" (Massenproduktion, Mossenkonsum, Wohlfohrtssloo~ 
::Jgenommen worden, um dadurch das gesamte ökono­
- scn-soziole Modell der vergangenen Johrzehntft ins 
!; ckfeld der Analyse zu rücken. Hierin sind z.B. Verönde­
-"gen in den Geschlechterbeziehungen genauso einge-
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Analyse ist für die 

Arbeits· und Lebenswei· 

se, für ökologische und 

sozialkulturelle Aspekte 

geöffnet worden, ohne 

die zentralen 

politisch-ökonomischen 

Machtverhältnisse aus 

dem Auge zu verlieren. 
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schlossen wie die ökologischen Folgeprobleme der indu­
striellen Produktion. 

Die ökonomische Analyse ist insoweit für die 
Arbeits- und Lebensweise, für ökologische und soziolkultu­
relleAspekte geöffnet worden, ohne die zentralen politisch­
ökonomischen Machtverhältnisse aus dem Auge zu verlie­
ren. Nun hoben "Fordismus" und "Wohlfohrtsstoot" nicht 
nur für die Regulierungstheorie, sondern ouch für die 
Klossenonolyse erhebliche Konsequenzen. und zwor eben 
nicht nur für die Klassenstruktur im engeren Sinne: Trodito­
nelle Klassen- und Milieuschronken sind • wenn auch in 
unlerschiedlichem Moße-obgebout, Spielräume für indivi­
duelle Entwicklungsmöglichkeiten erweitert worden . In 
puncto "Jugend" sprechen wir von einer "gemeinsamen 
Generotionsloge" und einer "eigenständigen Lebenspha­
se". 

Vor ollem die geschlechtsspezifische(n) Arbeitsleilung(en) 
sind durch Veränderungen in der Reproduktions- und 
Erwerbsarbeit, in der Familien- und Bildungsstruktur und in 
den lebensonsprüchen von Frauen zu einem dynamischen 
Faktor in den sozialen Beziehungen und Konflikten gewor­
den. Gerade in dieser Hinsicht hoben wir eine viel weitere 
Vorstellung von "Klossenformierung" gewonnen: 

"Klossenformierung" meint den Zusammenhang, der zwi­
schen der "Stellung zu den Produktionsmitteln" und der 
Arbeits- und Lebensweise der Menschen besteht • ein 
Zusammenhang, der offenbar nicht statisch oder lehr­
buchortig festgehalten, sondern nur in seiner Dynamik ano­
lysiert werden konn. 

Dos erweiterte Verstöndnis von "Regulierung" und "Klos­
senformierung" worobsolut notwendig, um die anhaltende 

1 
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Krisen- und Umbruchperiode zu verstehen, mit der wir 
gesellschaftlich und weltweit konfrontiert sind . Wir hoben 
sie so analysiert, 

• daß das bisherige Wachstumsmodell (bzw. "Reproduk­
tionstyp": Fordismus auf der einen, Militarismus auf der 
anderen Seile) weltweit an seine Grenzen angelangt ist, 

• daß der moderne Kapitalismus (SMK) mit der wissen­
schaftlich-technischen Revolution zwar die Produktivkräfte 
für einen neuen Reproduktionstyp entwickelt, 

• daß ihr umfassender und produktiver Einsatz für die 
Lösung globaler und nationaler Entwicklungsprobleme ober 
durch eine deformierte Kapitalakkumulation blockiert wird. 

Perspektivisch geht es damit um eine Regulierungsstruktur, 
die diese Blockade durch einen neuen ökonomischen 
Mechanismus und ein neues Entwicklungsmodell ouOäst, 
bevor sie in eine globale Katastrophe umschlägt. 

Voraussetzungen bestehen unseres Erachtens in doppelter 
Form: einerseits in brachliegenden ökonomischen und 
technologischen Reserven und in ungenutzten Kompeten­
zen und Qualifikationen von iV.enschen, andererseits • in 
der "Klossenformierung", also in der Entwicklung von 
sozialen und Bewußtseinsstrukturen mit enormen Potentia­
len für eine kompetente und demokratische Bewältigung 
von Zukunftsaufgaben, für einen "höheren Typ von Produk­
tion und Konsum". 

DAS PROGRAMM: 
DEMOKRATISCHE MODERNISIERUNG 

Unser Projekt hat nun ein besonderes Schwergewicht auf 
die programmatische Seite gelegt, was bei einigen Kriti­
kern den Verdacht einer gewissen "Progrommhuberet 
ausgelöst hat. Wir meinen ober, daß es absolut unzurei­
chend ist, sich auf Kopitolismuskritik auf der einen und die 
Unterstützung sozialer Bewegungen auf der onderen Seile 
zu beschränken. Es ist notwendig, gesellschaftliche leitbi~ 
der zu entwickeln, die über konkrete Kampfziele hinausge­
hen und mit deren Hilfe wir in die hegemonialen Auseino1r 
dersetzungen eintreten können . 

Es geht uns dabei gor nicht um ein detailliertes und fachlich 
aufwendiges Programm, sondern mehr um eine "Philoso­
phie" einer demokratischen Modernisierung von Wirt­
schaft und Gesellschaft und einer modernen sozialistischen 
Perspektive - also um eine Situation, in der mit dem Begriff 
"Sozialismus" wieder andere Assoziationen als gescheiter­
te Modelle verbunden sind. Was sind unsere Essentials? 

1 . Wir gehen davon aus, daß ein neuer "Reproduktions­
typ" eine grundlegende Erneuerung und Erweiterung der 
gesellschaftlichen Infrastrukturen, einen umfassenden öko­
logischen und technologischen Umbau der Industrie, eine 
Ausdehnung qualitativ hochwertiger Güter und Dienste 
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Es ist notwendig, 

gesellschaftliche 

Leitbilder zu entwickeln, 

die über konkrete 

Kampfziele hinausgehen 

und mit deren Hilfe wir 

in die hegemonialen 

Auseinandersetzungen 

eintreten können. 

Erforderlich ist eine 

Alltagsdemokratie, die 

so selbstverständlich zu 

einem modernen 

Arbeiten und Leben 

gehört wie Umwelt­

schutz und Computer­

technik. 

und eine umfassende und douerhofte Qualifizien;-3 » 
Beschäftigten zum Inhalt hoben und entscheidende Be­
ge zur Lösung globaler Probleme leisten muß. 

2. Auf absehbare Zeit dürfte es sich dabei um e'n V 
tumsmodell handeln, das mit einer Befriedig1.1ng e. 
großen Investitionsbedarfs verbunden ist. Zukunf+s 
tionen sind das ökonomische Kernstück einer de~ 
sehen Modernisierung. Dazu ist es notwendig, o 
sinnlosen "Markt-Staat-Debatte" auszubrechen 1.-~ 

flexibles Modell der Investitionslenkung vorzuscf _ 
das gesellschaftliche Einrichtungen (lnvestilio"s 
Wirtschaftsröte) bevorzugt und den Stoot auf eine r' -
rolle bei den zentralen Zukunftsoufgoben orlenfie" 

3. Dos ökonomische Projekt muß zwangsläufig f": 

dernokrotischen Veränderung der Arbeits- und lebe 
se verbunden sein. Die individuellen Ansprüche dw 
"großen Vorhoben" nicht beziehungslos gege"'-.:,e, 
hen; Schon bei der Durchführung der Projekte : 
Wohnungsbau oder bei der industriellen Konversia­
individuelle Kompetenzen genutzt und entwicke we 
Erforderlich ist eine Alltagsdemokratie, die so se 
stöndlich zu einem modernen Arbeiten und Lebe~ 



uelle Selbstbestimmung und Flexibilität sind so­
lle Projekte, W9il sie gemelnschaflllche Regelun- · 
Slc:herheitan vorouuetzen. An die Sieh einer I» 

und familiären Verwaltung sozialer Risiken 
Alllogsdemokratie ouch Im Sozialstaat und In den 

lehungen durchgesetzt werden. Eine selbstbe­
und flexible wbensführung erfordert zuallerent für 
ein soziales Tronsferaystem, das einen sebt. 
Wechsel von wbensperspeldiwn ermöglicht und 
wlrkhche Wahlfreiheit herstellt. 

llifflolkratlslerung und feminiaiervng gehören zuso~ 
D.h., do8 die dernokralische Modernisierung sich 

daran mißt, wie stark sich dabei die In.,..,. und 
en von Frauen durchsetzen können. Die Femini­

steht In unserem Profekt für eine tiefgreifende 
und moralische Reform, die dem Sexismus, dem 
und onder9ft ontihumonistiachen Einstelungen 

n dauerhaft entzieht. 

lllclt auf die globalen Probleme und die multipolcnn 
In der W~ Ist es erforderlich, daß die soziali­

Unke eine •geo.pollttsche Pe1lt1on• entwickelt und 
cht mit Ankkagen gegenüber dem Imperialismus 

. Das ganze Projektgilterat rechtfürden EG-Raum. 
sch geht es um die Herausbildung Gesomlauro­

fortschrittlic:hem Machtfaktor Im inlltmalionolen 
hen und bei der Durchsetzung •globaler Strukturr. 
• . 
die E1M111iols und Leitbilder, die an der Kri• des 

ansetzen, um auf der Basis der wissenschofttic:h 
hen R~lution ein qualitativ onspruchnolles 
lslerungsprojekt zu entwickeln und die Potentiale 
entwickelten Soziohsrnus systematisch zu f6rdem. 

iecl zu gewissen "fundomenklkslischen• Auffas. 
geht unser Konzept davon aus, do6 es Spielräume 

kompromlsse und eine demokrotisch-akologi­
ulierung des Kapitalismus gibt (was wiederum 

'sehe Prosperifflsspielröume einschließtl. Gegen. 
iberat.n Konzeplen bei SPD und Grünen heben 

rdfngs heNOf', daß diese Regulierung selbst schon 
tfef.n Eingriff in bisherige slaolsmonopolistische 
und wnlwngsstrukturen "°'°uSMtzt und daher auf 

lftDeltli,' ,. eines modernen Sozialismus wrw9ist. 

a0NDNISVON 
, WISSENSCHAFT UND KULTUR 

Gesellschoftsonolyse (-Regulierung• und • Klauen, 
nei und unsere p,ogrammotlachen Leilgedont.n 

ilatOrlich zugleich die Frage noch einer zeltgem66en 
ng von den Krähen einer geaellschoftlic:hen Verän, 
heM,r. Hierbei geht es um hegemoniale Poaltic> 
soziale Bündnisse und kulturelle Beziehungan, die 

II 

Im Untenchlecl zu 

pwl1M11 •funclamenta­

llflschen• Auffassungen 

geht unser Konzept 

davon aus, clal u 

Spielräume für Klassen­

kompromlue uncl eine 

clemokratisch· 

ikologlsche Regulierung 

des Kaplla&smu19ibt 

wir als "Bündnis von Arbeit, Wissenschaft und Kultur" 
bezeichnet hoben. 
~ich ist dieses Bündnis nicht als Tolloc:he zu 
versi.hen, sonclern als eine LeilW>l'sf9flung für fortschrittli­
che bzw. sozialislfsche Politik, für das Wirken In den 
soziolen Bewegungen, In den Parteien, In den Berufs. und 
Arbeitafeldem. 

Mit dieser Vorstellung gehen wir von der realen Vielfalt 
demokrollscher Bewegungen und Initiativen aus, wie sie 
sich In den vergangenen zW9i Jahrzehnten entwickelt und 
wnletigt hoben. Aber das -wesentliche· des ongestreb, 
lan Bündnisses bestahl darin, cla8 • sich an einem geselJ. 
schofdichen Umbauprojekt orientiert und dafür entspr• 
chende Kompetenzen und Machlpositionen aufbauen wlH. 
Damit geht • w.it über die Role von heutigen (Wider­
stonc»,) &ew.gungen und netzwerkorlir lniloliven hin, 
aus und überlö6t den Umbau und le clemokrattsche 
Modemislerung erst recht nicht irgendwelchen parlamen­
tarischen Konltallalionen. 

Wir beobochlan schon •lt Jahren, wie sich in wachsen­
dem Maße Kräfte der Arbeit, der Wissenschaft und der 
Kullur In den verschiedenen sozialen &ew.gungen und 
Kamp5en auch und gerade mit ihren spezifischen Kam,,. 
lanZM profiliert hoben. Und wir denken, daß des sowohl 
mit den wrandert.n und erweltarten Problemlogen, ober 
auch mit den erwähnlan Änderungen der ·Ktassenforml• 
rvrtrf, also In der IClmtenslrvklur und In der Arbeits- und 
..._ __ .. zutun hat. 
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Dabei wird dieses demokrotisc~monzipotorische Poten­
tial vor ollem durch Veränderungen im Frauenleben, durch 
die Bewegungen und Kämpfe von Frauen geprägt. D.h.: 
die fortschrittliche Entwicklung der produktiven Kräfte von 
"Arbeit, Wissenschaft und Kultur" wird in wachsendem 
Maße durch ihre Feminisierung bestimmt. genauso wie die 
Feminisierung zum Maßstab allgemeiner Demokratisie­
rung wird. 

Es besteht jedoch immer die Gefahr, doß dos fortschrittliche 
Potential, dos in den Strukturveränderungen und in den 
Bewegungen vorhanden ist, im Rahmen bürgerlicher 
Hegemonie kleingearbeitet wird • z.B. durch die Einbin­
dung in kapitalistische Modernisierungskonzepte, ober 
auch durch die Selbstbeschränkung von Bewegungen ouf 
"Widerstand" und "Dezentralität". Und diese Probleme 
werden ous heutiger Sicht noch offensichtlicher hervortre­
ten, wenn es zu einer Ausdehnung ro~rüner Konstellatio­
nen in Porlomenten und Regierungen kommt. 

Dagegen setzt das "Bündnis ... " vor ollem ouf ein neues und 
qualitativ höheres Niveau der demokratischen Bewegun­
gen und der Kooperation verschiedenster sozialer Kräfte, 
weil die leitende Rolle im gesellschaftlichen Umbau keiner 
rot-grünen Stootskonzlei und ouch keiner linken" Avontgor· 
de" traditionellen Zuschnitts zukommen wird. Dies hat 
Konsequenzen für die Architektur des Bündnisses von 
Arbeit, Wissenschaft und Kultur: 

Die frühere marxistische Konzeption eines "ontimonopoli­
stischen Bündnisses" ist (genauso wie die SMK-Theorie 
insgesom~ viel zu einseitig und verkürzt, um Veränderun­
gen in der Produktions-, Arbeits- und Lebensweise der 
modernen bürgerlichen Gesellschaft umfassend aufzuneh­
men und um ontii)Otriorchale und anti-bürokratische wie 
ouch "zivilisotionskritische" Positionen zu integrieren. Dies 
istous unserer Sichtvollkommen klor. Aberouf deronderen 
Seite hängt mit dem ökologischen, sozialen und fraueno­
rientierten Umbau der Gesellschaft auch eine übergreifen­
de Option zusammen: die Opt!on der umfassenden Demo­
kratisierung bis hinein in die Okonomie. 

Damit erhält dos Bündnis natürlich auch eine ontimonopo, 
listische Komponente, weil es sich mit der Demokratisie­
rung in einen Gegensatz zu den Herrschaftsinteressen des 
real existierenden Monopolkapitals stellt. Und do die 
Zentren der Reichtumsproduktion und der ökonomischen 
Macht nicht on gesellschaftlicher und politischer Bedeutung 
verloren hoben, werden auch die fortschrittlichen Bewe­
gungen und Kräfte doron nicht vorbeioperieren können, 
sondern sich entsprechend formieren müssen. Dies berührt 
die zentrale Rolle der Klossenkräfte und Arbeiterbewe­
gung: 

- So sprechen die "53 Thesen" von der "Rolle der Gewerk-: 
;i schoflen ols organisierendes Zentrum im System der gesel~ 
~ schaftlichen Arbeir und messen ihnen foktisch die Schlüs-
- selrolle im "Bündnis von Arbeit, Wissenschaft und Kultur" 
! : zu. Dies bedeutet nicht, dos ganze Bündnis wieder auf eine 
• enge Klassenperspektive zu reduzieren, sondern umge-i ( kehrt den gewerkschaftlichen Handlungs-, Orgonisierungs-
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und Gestaltungsraum Schritt für Schritt zu erweitern. 
nur mit der organisierenden Kraft der Gewerkschaften 
sich diejenige Verknüpfung von Arbeit, Wissenschaft 
Kultur realisieren, die in den Mochtauseinandersetzu 
um den gesellschaftlichen Umbau Bestand hoben 

Auf dieser Grundlage läßt sich erst die Rolle sozialisti 
Kräfte in den Parteien der Linken (und auch in Paria 
und Staatsapparaten) strategisch definieren - als V, 
dung einer programmatischen Option t·demokroli 
Modernisierung") mit einer gewerkschaftlich orie 
Strategie ("Bündnis von Arbeit, Wissenschaft und Ku 
die im staatlichen Raum umgesetzt und abgesichert 
den muß. 

Dies ist die politische Funktion einer "Rekonstruk 
sozialistischen Linken•, wie sie in den "53 Thesen" 
dert wird. Dies schließt allerdings ein, die zentrale 
der Sozialdemokratie im modernen Kapitalismus 
eine demokratische Modernisierung ebenso anz·--.. -
nen wie die notwendige organisationspolitische Plu 
einer erneuerten sozialistischen Linken, die s 
außerhalb der sozialdemokratischen Partei entwic::1111111• 
muß. Entscheidend sind gemeinsame lnfrostruktu 
Projekte, die heute in Angriff genommen werden """-• 

OFFENES PROILEM: 
REFORM UND REVOLUTION HEUTE 

Die gesamten zuvor skizzierten Überlegungen muinaa• 
einem offenen Problem - in der Frage noch dem V,ert1ö11•· 
von Reform und Revolution (der klassischen Streinm .... r.i 

Arbeiterbewegung). Pragmatisch gesinnten Ge 
der Linken mag die Frage selbst schon belanglos era•IJI 
nen. Im Rahmen unseres Projektes bleibt sie ober 
gen zentral, weil wir von der Aktuolitätdes Sozioli1sm••llli< 
moderner, demokratischer und effizienter Produk.liol-~ 
se, von der Zukunft des Sozialismus als Gesell 
motian ausgehen. Doch was bedeutet dies für die T 
motion unter den Bedingungen des modernen K 
mus und angesichts der Trümmer des sog. realen 
musi 

Die "53 Thesen" beinhalten nur eine Annäherung 
Problem. Hierzu hat es schon viel Kritik gegeben 
rend sie den einen noch als Ausdruck einer übe 
nen dogmatischen Denkweise gehen, weil vom 
dem Kapitalismus "in einer Periode zugespitzter 
kämpfe" die Rede ist, wittern andere den Verrat 
lutionören Prinzipien, wenn Klossenkompromtsse 
bewußter Bestandteil der eigenen Konzeption ou 
ben werden und der Reformismus im Rahmen einer 
duktiven Dialektik" mit dem revolutionären 
definiert wird. 

Wir sind von einer Einschätzung bisheriger Ertn1-• 
der Arbeiterbewegung, ihres sozialdemokroti 



~ ihres kommunistischen Flügels, ausgegangen. Wir 
:rechen einerseits von einem "realen Reformismus", von 
:e~krotisch-wohlfohrtsstootlichen Strukturveränderungen 
-'.er den Bedingungen des fordislischen Kapitalismus und 
·ar gewachsenen Stärke von Gewerkschaften und Arbei­
.>arleien. Während dieser Reformismus häufig als Ab. 
·r vom Sozialismus interpretiert worden ist, sollte eine 
'orisch-moteriolislische Einschätzung zu einem anderen 

_ ~bnis kommen: Es handelt sich objektiv um soziolisti­
:-e Elemente (oder Potentiale), um eine Annäherung an 

::e"' Sozialismus (was die konservative "KonlerreformN 
::.user erkannt hol als die radikale Linke). 

- ·der anderen Seite werden die Erfolge und vor ollem die 
- e~zen des realen Sozialismus und des revolutionären 

eges seil 1917 benannt. Auch hierbei handelte es sich 
- eine Annäherung on den (entwickelten) Sozialismus, 
- früh-sozialistische Umbrüche und Strukturen, die sich in 

::istischer Abgrenzung vom entwickelten Kapitalismus 
~ von den reformistischen Experimenten der Sozialde­

-o1r Jlie vollzogen. Doch dieser Prozeß ist offenbar an 
-e f,istorische Grenze gestoßen, die auf die zentrale Rolle 
~ hotisch-soziolistischer Veränderungen in den Metro­

- en verweist. 

s dieser historischen Interpretation heraus hoben wir in 
::,e"l "53 Thesen" auf eine "Konvergenz zwischen den 

"S1emreformen in Ost und West" gesetzt. Damit wor 
e-.einl, daß es bei einem rodikolen Umbau des realen 
::z olismus auf der einen und einer demokrolisch-ökologi­

_en Modernisierung des Kapitalismus auf der anderen 
• e im europäischen Rahmen zu erheblichen strukturellen 

- -!läherungen in puncto Soziolstool, Infrastruktur, Len-
"9Smethoden, Stärke der Arbeiterbewegung und demo­
:i+ sehe Kultur kommen könnte. Unterschiedliche Produk­

:r.sverhöltnisse wären nicht mehr im klossischen System­
egensolz eingepfercht, sondern würden sich im Rahmen 
"ces europäischen "Systemplurolismus" bewegen. Ge-

:1rwärtig kann zwar weder von einer "Konvergenz" noch 
..., einem "Systempluralismus" gesprochen werden. Doch 

_e bt dies nochwievor die einzige Alternative zur imperio­
schen Neuordnung Europos. 

enn allerdings die Möglichkeit eines "Systempluralis-
- -s", und damit auch eine mögliche Vermischung unter-

- 'edlicher Produktionsverhältnisse, okzeptiertwird, dann 
-.t dies auf jeden Fall Konsequenzen für das Thema 
:.etorm und Revolution" bei uns. Vorstellbor wird eine 
-gere Tronsformolionsperiode zum Sozialismus, die 
~ eicht mit einer eigenen Phase der Regulierung verbun-

:i!" ist. Jedenfalls könnte sie durch die angestrebte demo­
-:i··s,:he Modernisierung eingeleitet werden. Dabei geht 
schon um einen "Bruch" mit dem Kapitalismus - ober es 
-d nicht möglich sein, einen absoluten Bruchpunkt zu 

:entifizieren. 

Wir meinen also, 

daß sich in einer moder­

nen sozialistischen Kon· 

zeption der Gegensatz 

(nicht der Unterschied) 

zwischen Reformismus 

und revolutionärem So­

zialismus auflöst. 

unverzichtbare Methode der Annäherung on den Sozialis­
mus geworden. Sie gehört ebenso zum "Arsenal" des 
modernen Sozialismus wie die Bereitschaft, ständig weiter­
zugehen, überkommene Klassenkompromisse aufzukündi­
gen und die Legitimität bestehender Regelungen in Frage 
zu stellen, also in Perioden zugespitzter Klassenkämpfe 
einzutreten und damit revolutionär zu handeln • 

AUSBLICK 
AUF DIE WEITERE DEBATTE 

In ihrem Grundgerüst sind die "53 Thesen" schon vor etwa 
zwei Jahren erstellt worden. Es gibt viele eklatante Defizite, 
die teilweise noch durch die raschen inlernotionolen Verän­
derungen der vergangenen Monate ausgeweitet und ver­
lieft worden sind . Allerdings: Mit Blick ouf die realen 
Entwicklungen und Diskussionsprozesse in der europäi­
schen Linken scheint sich die Grundoption, die in den 
Thesen enthalten ist, als realistisch und zukunftsfähig zu 
erweisen. 
Dabei ist als durchgängiges Problem vollkommen zurecht 
moniert worden, doß die Entwicklung in den Ländern der 
südlichen Halbkugel und die sog. Nord-Süd-Problematik 
wenig bzw. schlecht reflektiert worden ist. Dies gilt für eine 
Uberprüfung klassischer lmperiolismustheorien ebenso wie 
für die Verarbeitung der globalen Probleme und insbeson-

r meinen olso, daß sich in einer modernen soziolisti dere die Frage, welche Konsequenzen daraus für eine 
ic-en Konzeption der Gegensatz (nicht der Unterschied) demokratische Modernisierung in Europa zu ziehen sind. j 
:-• 'sehen Reformismus und revolutionärem Sozialismus 

ösl. Der Reformismus als Methode demokratischer Struk- Offenkundig hoben wir die Entwicklung der sozialistischen 

~rönderungen innerhalb _d_e_s _K_o_p_i_to_l_is_m_u_s_ is_t _e_i_ne __ L_ä_n_d_e_r drastisch unterschätzt. Dies betrifft nicht nur ~ 
33 
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Zustand innerer Verrottung, sondern auch das Ausmaß der 
Defensive, in der sich die Sowjetunion gegenüber den 
kapitolistischen Ländern befindet. Eine revidierte Einschät­
zung müßte den Ausbau der in den "53 Thesen" schon 
angelegten europöischen Option nochsichziehen und dabei 
vor allem die Renaissance des Nationalismus Ins Visier 
nehmen. 
Auch die "strukturelle Überakkumulation des Kapitols", die 
einer sinnvollen ökonomisch.ökologischen Modernisierung 
im Wege stehe, stellt sich mittlerweile erheblich anders dar 
als noch vor zwei Jahren. Es müßte fedenfalls überprüft 
werden, inwieweit eine neue Prosperität des Kapitalismus 
eingeleitet worden Ist und in welchem Verhältnis dies zu 
den noch immer offenkundigen ökonomischen Risiken 
steht. 

Am allerwichtigsten scheint uns ollen aber zu sein, den 
programmatischen Bereich weiter auszubauen. Es geht 
nicht darum, detaillierter zu werden, sondern um klarere 
Konturen der programmatischen "Philosophie". Besonders 
gründliche Arbeiten sind vor allen Dingen dort notwendig, 
wo es um die künftige Arbeits- und Lebensweise, um 
kulturelle und "moralische" Reformen geht. Gerade im 
Angesicht rechtspopulistischer Strömungen -vor allem der 
"Republikaner"· erweist es sich als notwendig, den Gedan­
ken der "Alltagsdemokratie" auszubauen und politisch 
handhabbar zu machen . 

Oberhaupt hat sich in den Diskussionen über diese Thesen 
immer stärker herausgestellt, daß "Demokratie" als Leitvor­
stellung gesehen und entwickelt werden mu6. Wir müssen 
daraus ein radikales und hegemoniales Projekt der Unken 
entwickeln, das "°'" Kampf Tür die Wirtschaftsdemokratie 
Im ökologischen Umbau bis hin zum Umgang mit Sexismus 
und Rassismus, mit Diskriminierungen und Identitäten reicht: 
gewissermaßen das Kernstück des "Bündnisses von Arbeit, 
Wissenschaft und Kultur". 

Gerade im Ange• 

sieht rechts·populisti­

scher Strömungen er­

weist es sich als notwen· 

dig, den Gedanken der 
11 Alltagsdemokratie" 

auszubauen und poli­

tisch handhabbar zu 

machen. 

Schon dieser Ausblick zeigt, daß es sich beim " 
Sozialismus" in der Tat um ein „Projekt" handelt. 
über kein wissenschaftliches Institut, keine Hau 
und wenig sonstige Kapazitäten verfügen, weil 
verschiedenen politischen Arbeitsfeldern tätig 
lötig bleiben wollen, bleibt das theoretische 
mühsam. Hinzu kommt, clo6 es sich selbst in 
Unken heutzutage nur einer begrenzten Belle 
und man vielfach dazu neigt, aus der eigenen 
sigkeit und Beschränktheit (sei sie dogmatischer 
matischer Natur) auch noch eine Tugend zu 
dieses Geschäft Ist eben ein wesendicher Besto 
"Rekonstruktion der sozialistischen Unken" in der 
mokratie, in der Bundesrepublik und im eu 
Kontext. 

In jedem Fall wird anzuerkennen sein, da6 es um 
niole Politik geht, also letztlich um die Köpfe~ 
ihre Interessen und ihre Deutungen, d.h. um Ube 
kraft und · ideologische Kompetenz". Insoweit ist 
sehe Arbeit, die Beschöftigung mit Analysen, P 
und Strategien-so unvollkommen sie immer sein~ 
das Gegenstück zur „Praxis•. Im Gegenteil: Th~ 
wichtigstes Element,. sei sie es im Sinne der •53 
oder a ls politische Uberzeugungsfähigkeit "vor 0 

Deshalb lnl9n wir nicht nur fGr eine 
sozlallstlsche Strömung ein, sonc1 ... a 
einen lebendigen Marxismus • uncl 
zw•rlel Hinsicht: als stlncllge 
nung mat.-lallstlschen uncl cllalektlschen 
kens uncl stincllge Zertrilmmerung „s 
Glaubenssatze, aber auch als z•eltlmetrnille 
pntatlon gruncllegencler Erkenntnisse cl-. 
xlstlschen Geschichts- uncl O.Hllschafls 
Daran werden wir Im •Profekt Mocl..,.. 
Usmus• weltwhln arlMI ..... 

iL......------------------------------ __.,. 
i M 



• Wh1schaftspolltlk beim 
111trbverband Berlln·Olt der SPD 

e, Nobll, Reiche, Blankenhagel, 
-,,.cht, Frltsche, Elsner) 

Entwurf: 

i rtschafts­
olitische 
rundsätze 

der SPD 

1 • Wir treten ein ror eine 
logisch-orientierte soziale Markt­

rnschaft mit demokratischer Kon­
le ökonomischer Macht. 

c staatss<>zialistische Kommandowirt­
c:aft hat sich als unfähig erwiesen, die 
~ cheder Menschen zu erfüllen und 
!!::Y intakte Umwelt zu erhalten. 

egen leidet das Land an technologi­
r;::'.'.C' Rückständigkeit, Mangelwirtschaft, 
:l:s: ,oportionen. Versorgungsengpässen, 

~ geudung der Ressourcen, Umwelt­
;c-s:orung, Ausverkauf, Entwenung der 

~':rung, Wohnungsmangel, Verfall der 
~te und Dörfer, unzureichendem Ge­

:-c:!hcitswesen, un:iureichenden sozia­
r:- Diensten, schlechten Erholungsmög-

- citen, Verarmung von Bildungswe­
~ sowie des Wissenschafts- und Kul­
:::::-,erciches. Das System der Bevor ­
-.indung ist auch in der Wirtschaft 
JeSCbeitert. Es muß durch e ine d emo­
fl:"2tische Wirtschaftsordnung abgelöst 
lll"!rden. Deren Elemente sind : 

rla und Wenbewcrb unter gesellschaft­
::ier Rahmensetzung; Staats-, Länder-, 

Cf"'..munales, genossenschaftliches, pri­
a:es. anteilig ausländisches und gemisch­
zs Eigentum; Mitbestimmung der Be­
s:::.tftigten; unternetunerische Initiative 
.o: demokratische Kontrolle; Leistungs­
i;r--Zip und soziale Sicherung; Umwelt-

-:i12. 

:-dcrcrseits distanzieren wir uns von 
«aer " freien Marktwirtschaft", weil 
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hierbei keine ausreichende Machtkontrol­
le über die Wirtschaft gegeben ist, so daß 
die sozialen Belange der Bevölkerung, 
die Infrastruktur und die ökologischen 
Belange innerhalb und außerhalb unseres 
Landes nicht genügend benlcksichtigt 
werden (Erfahrungen aus kapitalistischen 
Ländern). 
Demokratisierung der Winschaft bedeu­
tet eine offene und vielgestaltige Wirt­
schaftspolitik. 

2 • ... Eine umfassende soziale 
Sicherung für jeden Beschäftigten und 
Bürger ist immanenter Bestandieil der 
sozialen Zielstellung der demokratisch 
kontrollierten Marktwirtschaft. Das Ni­
veau der sozialen Sicherung kann nur 
dem F.rtrags- und Effektivitätsniveau der 
Wirtschaft entsprechend sein. Sozialprin­
zip und Leisrungsprinzip müssen in ei­
nem ausgewogenen Verhältnis zueinan­
der sein; das Sozialprinzip darf die Wirk­
samkeit des Leistungsprinzips nicht we­
sentlich einschränken. 

3 • ... Neben einer wirksamen 
ökologischen Rahmensetzung, in Gestalt 
von Geboten. Verboten, Grenzwerten, 
Umwelt.abgaben auf umweltschädliche 
oder mit einem Umweltrisiko behaftete 
Produkte bzw. technologische Verfah­
ren, muß eine umfassende staatliche För­
derung ökologisch notwendiger wirt­
schaftlicher Strukturveränderungen und 
technologischer Entwicklungen sowie 
eine lückenlose staatliche und gesell­
schaftliche Kontrolle mit Offenlegung der 
Ergebnisse gewährleistet sein. 

4 • Markt und Wettbewerb be­
trachten wir als unabdingbare Triebkräfte 
filr eine ertragreiche, effektive und dyna­
mische Winschaft: Sie bedingen die Ent­
monopolisierung der Wirtschaft, durch 
Entflechtung des Staatseigentums (ge­
nannt: Volkseigentum), durch das Vor­
handensein von konkurrierenden Unter­
nehmen der verschiedenen Eigentums­
formen und durch die Öffnung zur inter­
nationalen Winschaft 

Die Entflechtung des Staatseigentums 
muß in einem demokratischen Prozeß, 
unter maßgeblicher Beteiligung der 

35 

Volksvertretungen und der Betriebsräte 
als bevollmächtigte V ertreterder Beschäf­
tigten. erfolgen. 

Ziel ist eine ausgewogene, international 
konkurrenzfähige Wirtschaftsstruktur von 
Großunternehmen, !iberwiegend in 
Staats- und Länderhand, sowie von kom­
munalen, genossenschaftlichen, privaten 
und ausländischen Mittel- und Kleinun­
ternehmen. Unveräußerlich ist das be­
stehende staatliche Eigentum an Grund 
und Boden, das jedoch unter Beachtung 
gesellschaftlicher, sozialer und ökologi­
scher Gesichtspunkte sowie nach Ange­
bot und Nachfrage an Länder, Kommu­
nen, Genossenschaften u.nd Privatperso­
nen zur unentgeltlichen oder entgeltlichen 
Nutzung bzw. Pacht übergeben werden 
kann. 

Die Öffnung zur internationalen Wirt­
schafterfordendie Beseitigung des staat­
lichen Außenhandelsmonopols und das 
Recht der Unternehmen zu selbständiger, 
außenwinschaftlicherTätigkeit, die Kon­
venibilität der Währung, die vertragliche 
Einbindung in die Europäische Gemein­
schaft, die Weiterentwicklung der tradi­
tionellen Beziehungen mit den Ländern 
des RGW zum gegenseitigen Vorteil und 
die Zusammenarbeit mit außereuropäi­
schen Winschaftsgebieten. 

Für die Lösung der entscheidenden Frage 
der Konvertibilität erwanen wir von der 
BRD eine weitgehende finanzielle Un­
terst11tzung als Ausgleich für die Lasten 
aus Krieg und Teilung, die von unserem 
Land in weit höherem Maße zu tragen ge­
wesen sind. Auf diesem Weg muß mög­
lichst schnell ein Währungsverbund mit 
der BRD, der einen festen Wechselkurs 
ohne jegliche Einschränkungen garan­
tiert, erreicht werden. 

5 • Die gesellschaftliche Rah­
mensetzung ror Markt und Wettbe­
werb erfolgt insbesondere durch die Ge­
setzgebung und Beschlüsse der zu­
ständigen Volksvertretungen zur sozia­
len Sicherung, Nutzung natOrlicher Res­
sourcen. zum Umweltschutz, zur techni­
schen Sichemeit, zum Gesundheitsschutz, 
zu Steuern.Zöllen, Subventionen, Kredi­
ten. sowie zu Staats-, Landes- bzw. kom­
munalen Aufträgen, mit dem Ziel, das In­
teresse der Unternehmen auf die soziale 
und ökonomische Zielstellung zu lenken. 
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Wesentliche Rahmensetzung bildet au­
ßerdem die Währungs-, Zins- und Kredit­

politik der Staatsbank. 

Die Preise dürfen grundsätzlich nicht 
reglementiert, sondern müssen durch 
Angebot und Nachfrage bestimmt sein. 
Soweit für Waren oder Dienstleistungen 
eine Monopolstellung besteht, z.B. Ener­
gie, Post. Bahn, ist jedoch für die Preise 
eine Genehmigungspflicht durch den Staat 
erforderlich. Das trifft auch für Woh­
nungsmieten zu. Die soziale Verträglich­
keit von Verbraucherpreisen und Mieten 
ist grundsätzlich durch sozial differen­
zierte Eink.ommenszuschUsse zu gewähr­
leisten. Durch die Einkommenszuschüs­
se ist insbesondere eine V erschlechte­
rung der Lage der Bürger mit geringem 
Einkommen, wie Rentner, Studenten,kin­
derreiche Familien, unbedingt zu ver­
meiden. Es ist generelle S teuergerechtig­
keit herzustellen. Hierzu ist eine grundle­
gende Steuerreform erforderlich. 

Vielgestaltiges Staats-, Länder-, kommu­
nales, genossenschaftliches, privates-, 
anteilig ausländisches und gemischtes 
Eigentum sind eine Grundvoraussetzung 
für Markt, Wettbewerb und unternehme­
rische Initiative, aber auch für reale ge­
sellschaftliche Kontrolle und Mitbestim­
mung. Der dem entgegenstehende bishe­
rige staatssozialistische Kommandoap­
parat aus staatlicher Plankommission, 
wirtschaftsleitenden Ministerien, Kom­
binatsleitungen sowie Bezirks- und Kreis­
wirtschaftsräten ist zu beseitigen. Anstel­
le der dirigistischen Planauflagen und 
Bilanzentscheide müssen die direkten 
vertraglichen Beziehungen zwischen den 
Unternehmen volle Rechtskraft erhalten. 
Die Eigentümerfunktion für die Staats-, 
Landes- und kommunalen Unternehmen 
ist analog zu Aktiengesellschaften durch 
Aufsichtsräte wahrzunehmen. Bei den 
Staats- und Landes- sowie kommunalen 
Unternehmen werden die Aufsichtsräte 
aus Vertretern der entsprechenden Volks­
vertretung und ihren Organen, Vertretern 
der sonstigen Anteilseigner sowie aus 
Vertretern des Belliebsrates gebildet. Der 
Aufsichtsrat wählt die U ntemehmenslei­
tung, bestätigt den durch die Unterneh­
mensleitung vorzulegenden Geschäftsbe­
richt und entscheidet über grundsätzliche 
Fragen der Unternehmensleitung und -
entwicklung. Die Volksvertretungen 
schaffen sich zur Bewertung der Wirt­
schaftstätigkeit dieser Unternehmen 
Rechnungshöfe, die den Volksvertretun-

gen auch zusammenfassende Berichte ge­
ben und Vorschläge zu grundsätzlichen 
Direktiven an die Vertreter in den Auf­
sichtsräten unterbreiten. 

7 • Für die schnelle und tief­

greifende Verbesserung der Lage der Be­
völkerung, die Schließung von Lücken in 
der Wirtschaftsstruktur, die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze und die Entwicklung 
des Wettbewerbs ist ein breites Spektrum 
genossenschaftlicher, privater und antei­
lig ausländischer Mittel- und Kleinunter­
nehmen erforderlich, insbesondere auf 
den Gebieten Zulieferindustrie, wissen­
schaftlich-technischer Geräte und Spe­
zialmaschinenbau, Konsumgüterproduk­
tion, Forschung und Entwicklung, Pro­
jektierung und Konstruktion, Unter­
nehmensberatung und Rationalisierung, 
Bauwesen, Handwerk, Dienstleistungen, 
Handel, Erholung, Sport und Freizeitge­

staltung. 

Solche Unternehmen zeichnen sich durch 
hohe Flexibilität, Dynamik und Effekti­
vität aus. Sie sind nach internationalen 
Erfahrungen einer der Hauptfaktoren der 
wirtschaftlichen und technologischen 
Innovation. 

8 • Die umfangreiche Inan­
spruchnahme von ausländischem Ktipi­
tal, insbesondere in Form der Bildung 
von Joint Ventures und der Kapi­
talbeteiligung, ist, in Anbetracht des stark 
zurückgebliebenen Niveaus der Wirt­
schaft. unvermeidlich für eine schnelle 
Herstellung der internationalen Wettbe­
werbsfähigkeit Im Z.eichen sich stürmisch 
entwickelnder internationaler Wirt­
schaftsverflechtung ist ebenso die Betei­
ligung von Unternehmen unseres Landes 
an ausländischen Unternehmungen er­
forderlich. 

Die Gerahr einesAusverkaursder Wirt­
schaft unseres Landes kann dann ver­
mieden werden, wenn der Anteil aus­
ländischen Kapitals an den Großun­
ternehmen sinnvoU begrenzt wird. Es 
sollte also für die Inanspruchnahme aus­
ländischen Kapitals staatlicherseits ledig­
lich Rahmenregelungen geben. Für Mit­
tel- und Kleinunternehmen muß die Zu­
sammenarbeit mit ausländischen Unter­
nehmen praktisch frei sein. Die Zusam-

menarbeit mit ausländischem Kapital im 
Bereich der Banken bedarf besonders 
strenger Regelungen, sollte jedoch nicht 
ausgeschlossen werden. Der Wohnungs­
markt ist für ausländisches Kapital nicht 

freizugeben. 

9 • Die demokratische Mit­
bestimmung der Beschäftigten in allen 
Unternehmen, unabhängig von der Ei­
gentumsform, muß eine der Hauptformen 
der gesellschaftlichen Kontrolle und der 
Durchsetzung der sozialen Zielstellung 
sein. Hierzu sind grundsätzlich Betriebs­
räte zu bilden. Die Mitbestimmung ist in 
einem Betriebsverfassungsgesetz zu re­
geln. 

Dabei ist die unternehmerische Entschei­
dungsfreiheit und Verantwortlichkeit, mit 
einem Höchstmaß an Kontrolle und Mit­
entscheidung durch die Beschäftigten, 
unter sozialen Gesichtspunkten sowie an 
Motivation der Beschäftigten für die 
Belange des Unternehmens, zu verbin­

den. 
Für die Wahrnehmung der Tarifhoheit 
sowie die Vertretung unterneh­

mensübergreifender sozialer Interessen 
der Beschäftigten haben die Gewerkschaf­
ten. die parteiunabhängig sein müssen, 
eine unveräußerliche Rolle. Den Partner 
der Gewerkschaften bei den Tarifverein­
barungen bilden die Branchenverbände 
der Unternehmen. Der Staat hat kein ta­
rifliches Mitspracherecht, es sei denn als 
U ntemehmenseigentümer. 

1 0 • Dieumfassendedemo­
kratische Kontrolle der Wirtschaft ist -
außer durch die Aufsichtsräte (für Staats­
' Landes- und kommunale Unternehmen) 
sowie die Beniebsräte - durch weitere 
staatliche und gesellschaftliche Institu­
tionen zu gewährleisten. Zwischen den 
staatlichen Einrichtungen mit wirtschaft­
lichen Regelungs- und Kontrollaufgaben 
besteht eine Gewaltenteilung. Die ent­
scheidenden staatlichen Funktionen 
müssen bei den Vollcsvertretungen aller 
Ebenen sowie ihnen direkt verantwortli­
chen Einrichtungen, wie Rech­
nungshöfen, Staatsbank. Länderbanken 
und kommunalen Sparkassen sowie Um­
weltschutzamt, liegen. Weitere staatliche 
Konlrollinstitutionen, verantwortlich der 
Volkskammer, sind das Amt für Waren-

und Materialprilfung sowie ein Amt 
für gesetzgeberische Maßnahmen zur 
Stärkung des Wettbewerbs. 

Die Staatsbank. die Länderbanken und 
kommunalen Sparkassen sowie sonsti­
ge Banken verschiedener Eigentums­
formen haben eine außerordentlich 
bedeutende Funktion als Organisato­
ren gesamtwirtschaftlicher Effizienz, 
Stabilität und von Strukturierungspro­
zessen wahrzunehmen. Die Staatsbank 
hat dabei eine Leitfunktion .... 

12. Landwirtschaft und 

Forstwirtschaft haben eine herausra­
gende wirtschaftliche, ökologische und 
landschaftskulturelle Bedeutung. 

Als geeignete wirtschaftsstrukturelle 
Grundlage der Landwirtschaft sehen 
wir die demokratischen landwirtschaft­
lichen Genossenschaften. die sich in 
ihren Formen und Inhalten weiter aus­
gestalten. Sie sind von jeglichen staat­
lichen Eingriffen in ihre Tätigkeit zu 
befreien und müssen in ihren wirtschaft­
lichen Entscheidungen völlig unabhän­
gig sein. Auch für die Landwirtschaft 
sind die Kräfte des Marktes frei zu 
entfalten. Für die wirtschaftliche Ent­
wicklung der Genossenschaften wird 
insbesondere die Spezialisierung ent­
sprechend den natürlichen und Markt­
bedingungen, die Entwicklung der V er­
arbeitung von landwirtschaftlichen Pro­
dukten sowie von Nebenwirtschaften 
notwendig sein. was staatlich zu för­
dern ist. Die Öffnung zum intematio­
nalenMarktbeientspre.chendem. Schutz 
ist hierfür ebenfalls sehr wichtig. 

Notwendig ist die Entwicklung von re­
gionalen und landesweiten genossen­
schaftlichen und gemischten Koopera­
tionsfonnen für die Belieferung der 
Landwirtschaft. dabei ist der privaten 
Initiative freie Entfaltung zu geben. 
Besonders zur Verbesserung der Infra­
struktur ist ländlich orientiertes Hand­
werk und Gewerbe zu fördern. 
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Prof. Dr. sc. H.- J. Lotze 

mit Doz. Dr. sc. D. Fuchs, 
Karl-Marx-Universität 

und Dr. B. Lemser, Bauakademie 

Anregungen 
für die Reform 

des 
Wirtschafts­

mechanismus 
der DDR 

mit freundlicher Genehmigung 
enblommen aus 

"Querschnitt. Denkmodelle 
zur künftigen Wirtschafts-, Umwelt-

und Sozialpolitik der Sozial­
demokratischen Partei in der DDR" 

(hrsg. von F. Bogisch und Lothar W. 
Pawliczak) (Ostberlin, Januar 1990) 

Der Behauptung einer Überlegenheit der 
sozialistischen Planwirtschaft kann nicht 
widersprochen werden, da der Beweis 

ansteht Alle Versuche in Richtung einer 
solchen wurden abgebrochen und von 
obwaltenden Umständen vereitelt Reali­
siert wurde von einer wohlverstandenen 
Planwirtschaft - z.B. unter Bezug auf 
Engels oder Lenin - nur das technokra­
tisch-bürokratische Minimum, wie es 
unter den Bedingungen der Kriegswirt­
schaft bzw. der Nachkriegswirtschaft 
entstanden war und nun unter dem Vor­
zeichen 

der Zentralisierung von Entscheidun­
gen, 
der Beauflagung von Produktions­
mengen, 
der Zuweisung von Ressourcen etc. 
p. p.kultivienwurde. Ein solcher Me­
chanismus verfehlt die eigentlichen 
und positiven Momente des planen­
den Wirtschaftens - nämlich die der 
Voraussicht, des strategischen Den­
kens und Handelns, des rationalen 
Verhaltens usw .... 

Die aktuelle Aufgabe besteht darin, 
einen neuen, effizienten Wirt­
schaftsmechanismus aus der gegebenen 
Zustandssituation schrittweise und mög­
lichst widerspruchsfrei heranzubilden. 

1. Zaatrale staaUI ehe Planung 

Die zentrale staatliche Planung muß so 
gestaltetsein, daß sie als ein Vorzug eines 
modernen sozialistischen Wirtschaftssy­
stems bezeichnet werden kann. Das be­
deutet zugleich, einen doppelten Nach­
teil des bisherigen Systems zu überwin­
den: 

diepennanenteEinmischungder Zen­
trale in die operativen Belange der 
Kombinate und selbständigen Betrie~ 
beund 
der Verzicht auf langfristig strategi­
scheArbeitzurWahrungderZukunft­
schancen der Volkswirtschaft (dieser 
zeigt sich z.B. in einer mißglückten 
Energiepolitik). 

Die Aufgabe der zentralen staatlichen 
Planung wöre zu beschreiben als 

Prognostik 
volkswirtschaftliche Strategiebildung 
Ableitung strukturpolitischer Grund­
satzentscheidungen, 
Modellierung der volkswirtschaftli­
chen Repnxtuktion, 
Vorgabe der volkswirtschaftlichen 
Ralunenbedingungenfürdieeigenver­
antwortliche Tätigkeit von Kombina­
ten und Betrieben. 

Damit ist der Übergang von der dirigi­
stisch-administrativen G~ zur 
Führung der volkswirtschaft!iJl!en Re­
produktion mit ökonomiscMn:Mitteln 
zu vollziehen und unumkehrbarzu ma­
chen. Der Mechanismus von Vorgaben 
undBeauflagungen ist außer Kraft zu set­
zen! Maßstab zur Beurteilung wirtschaft­
licher Tätigkeit Ist nicht der erfüllte Plan, 
sondern die wirtschaftliche Rationalität 
und Effizienz.Als Leitmodell für eine 
solche Planungsbehörde könnte wahr­
scheinlich das japanische MITI ins Auge 

gefaßt werden. 

2. BIianzierungen 

Bisher wurde viel zu wenig bedacht, aus 
welchen - historischen - Bezügen die Bi­
lanzierung hervorgegangen ist (ihre 
Quellen sind ebenso in der deutsch-fa­
schistischen Kriegswirtschaft zu suchen 
wie in der Stalinschen Wirtschaftsverfas­
sung der UdSSR). Mittlerweile ist die 
Bilanzienmg von der Verwalterin des 
Mangels Ober seine Hüterin zu seiner 
Verursacherin geworden. Das System 
der materiellen Bilanzierung und damit 
der materiellen Distribution ist schnell­
stens zu liquidieren (ist es doch ein Aus-
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-" f ............. , .. UMAaH.lMOIGII M0MCHINIR NACNRICNTIMIIUff -·-
Währungsreform in Kraft getreten 

Am Sonntag Auszahlung des neuen Geldes 

wuchs des Versuchs, eine Wirtschaft mit 
Handsteuerung in der Zentrale zu be­
treiben, wobeizusätzlichdemBlindflug­
dank Verzichts auf Informiertheit,. Ver­
fälschung von Informationen usw. - der 
Vorzug gegeben wurde)! DieComputeri­
sierung des bestehenden Systems der ma­
teriellen Bilanzierung ist ein Alptraum; 
die resultierenden Schäden sind unabseh­
bar. Auszubauen ist das System dervolks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnung mit 
seinen Modellen, die Grundlage jeder 
zentralen staatlichen Planung sind! 
In diesem Zusammenhang ist der Bilan­
zierung, die damit natürlich radikal zu be­
schneiden ist, eine neue und rationale 
Aufgabe zu übertragen:, Die Ermittlung 
und geeignete Publikation von Infonna­
tionen, die den Kombinaten und Betrie­
ben rationales Verhalten ermöglichen und 
die demgemäß mit dem erforderlichen 
zeitlich-inhaltlichen Vorhaltewinkel aus­
zugestalten sind. 
Diese Aufgaben sind in starkem Maße als 
prognostisch, Markt- bzw. Bedarfstrends 
unter alternativen Annahmen voraussa­
gend. zu definieren (vereinfachtes Bei­
spiel: für die Schuhindustrie wäre die In­
formation wichtig, welchen UmsalZ sie 
zu erwarten und zu sichern hat,.-wenneine 
bestimmte Entwicklung der Nettogeldein­
nahmen der Bevölkerung, der Struktur 
der Ausgaben der Familienbudgets usw .• 
erwartet werden können). 
Das wäre ein wichtiger Schritt vom 
Stumpfsinn einer Kommandowirtschaft 
zur bewußten Gestaltung einer effizien­
ten Volkswimchaft, die von der Infor-

te In 

miertheitihrerGliederunddemRational­
verhalten aller Systemelemente im Inner­
sten abhängig ist Der Mangel ist kein 
Argument für, sondern ein Argument 
gegen das derzeitige Bilanzsystem, für 
das weder in einer modern gestalteten 
Wirtschaft noch in einem effuienten Wirt­
schaftsmechanismus Platz sein kann. 

3. Banksyslllm u.i GaldpollUk 

Auf die aktive Rolle des Geldes wurde 
V erzieht geleistet. Eine großzügige, vo­
luntaristische Geldpolitik führte zur 
Aufblähung der Geldmenge und zum 
V er fall der Kaufkraft und des Geldwertes 
der Mark der DDR. Sozusagen "planmä­
ßig" wurde eine inRationäre Politik be­
trieben und diese mit allen möglichen 
Mitteln verschleiert. ... 
Möglich war diese Art von Geldpolitik 
vor allem, weil die Bank als Teil des 
Staatsapparates keine autonomen Ent­
scheidungen treffen konnte; weil die 
monetäre Seite dem Diktat der materiel­
len Seite unterworfen war. Das war ein 
Aspekt der Praktizierung der materiellen 
Produktion zu Lasten der Effektivität der 
gesellschaftlichen Reproduktion. 
Folgende Schritte sind zu überdenken: 

NeubestimmungdesStatusderStaats­
bank und Neuformulierung ihres Sla­
tus als autonomer, von den Weisun­
gen der Regierung und Dritter unab­
hängiger, fürdieGeld- und Währungs­
politik verantwortlicher Institution 
(Rechenschaftspflicht gegenüber der 
Volkskammer, Wahl des Präsidenten 

bzw. Präsidiums durch diese); 
es ist ein zweistufiges Banksystem in­
nerhalb der Staatsbank der DDR zu 
schaffen, innerhalb dessen die Akti­
vitäten der Emissionsbank: eindeutig 
vom Bereich der Geschäftsbankakti­
vitäten getrennt ist; 
die gesetzlichen Regelungen des Kre­
ditwesens sind au~r Kraft zu setzen; 
es ist zu regeln, daß das Kreditwesen 
nach ökonomischen Kriterien gestal­
tet wird ... 

4. Kombinate In dar VolltswlrtscllaH 
dar IIIIR 

So wie es falsch war, der Volkswirtschaft 
der DDR auf dem Wege der Kombinats­
bildungeinuniforme..sOrganisationssche­
ma aufzupressen, genau so falsch wäre 
es, jetzt die Kombinate aufzulösen. 
Angeraten ist eine sachliche Analyse zu 
folgenden Fragen: 
1. Ist das Kombinat v0Ikswir1Schaftlich 
sinnvoll (was für solche Kombinate wie 
Zeiß oderRobotton klar sein dürfte) oder 
ist seine Zweckmäßigkeit überhaupt 
begründbar (was u.E. für die Getränke­
kombinate, Kombinate der Konsumgü­
terproduktion oder bezirksgeleitete Indu­
strie dringend erforderlich ist)? 
2. Ist das Kombinat sinnvoll gebildet. 
oder bedarf es einer Umgestaltung? 
3. Ist das Modell der Leitung über den 
Stammbetrieb zweckmäßig (demgemäß 
sollte auch eine andere Leitungsstruktur 
Anwendung finden)? 
Neben den Kombinaten sind selbständi-

ge Betriebe als Struktureinheiten der 
Volkswirtschaft notwendig, die leichter 
eine marktorientierte Politik betreiben 
können. Dieser Übergang in eine neue 
Wirtschaftsorganisation bedeutet die 
Abschaffung der Kombinats)eitungen als 
Zwischenleitungsebene. DieTätigkeitvon 
Betriebsleitungen wird durch Aufsichts­
räte kontrolliert; diese bestehen zu 50 
Prozent aus Vertretern der Belegschaft. 
sowie aus Vertretern der Bank. des Han­
dels,desTerritoriums usw., wie es gemäß 
der jeweiligen Produktionsaufgabe sinn­
voll ist. 
Zu überprüfen ist darüber hinaus die 
Abschaffung der Industrieministerien und 
die Schaffung eines einzigen Industrie­
ministeriums (analog zum Landwirt­
schafts- bzw. zum Bauministerium). Nur 
so kann die Eigenverantwortung der Kom­
binate und der selbständigen Betriebe 
durchgesetzt werden; diese aber ist Vor­
aussetzung für die volle Anwendung des 
Prinzips der Eigenerwirtschaftung. 

5. Eigenarwlrtschaftung 

Der hier konzipierte Wirtschaftsme­
chanismus ermöglicht und erfördert 
die Eigenenrirtschartung; Eigener­
wirtschartung heißt in gewissem Sinne 
die Anwendung des Leistungsprinzips 
auf die Struktureinheiten einer Volks­
wirtschaft; sie ist demgemäß Vorausset­
zung für die Durchsetzung des Leistungs· 
prinzips gegenüber dem Management und 
den Beschäftigten. Voraussetzung für sie 
ist: 

WIRTSCHAFTSREFORM O S T / W E S T 

Große Kompetenz bei der Preisbil­
dung, 
volle Verantwortung für das Produk­
tions- bzw. Leistungsprofil,. 
volle Verantwortung für die quantita­
tive und qualitative Leistungsent­
wicklung, 
volle V erantwonung für den Einsatz 
der Produktionsfaktoren, Investitio­
nen und drus: Innovationsgeschehen. 
Entwicklung und Durchsetzung von 
langfristigen Strategien, von For­
schung und Entwicklung bis zum 
Export (einschl. der Finanun bzw. 
der Finanzierung); 
volle Verantwortung für das Marke­
ting und die Kooperation mit dem 
Handel, 
volle Verantwortung für das Export­
geschäft in Kooperation mit frei zu 
wählenden AHB usw. 

Kurz und gut Eigenerwirtschaftung ist 
Bestandteil der vollen Eigenverantwor­
tung der Kombinate und Betriebe. Es ist 
ein Steuersystem aufzubauen,, über das 
die Einnahmen des Staatshaushaltes gesi­
chert werden. Über den „Gewinn nach 
Steuern" verfügen die Kombinate und 
Betriebe uneingeschränkt in eigener 
Verantwortung. 
In welchem Umfange die Mittel für Inve­
stitionen, Modernisierung, Bildung von 
Rücklagen, Beteiligungen an anderen 
Betrieben (z.B. zur Förderung der eige­
nen Zulieferindustrie), zur Speisung des 
Lohn- und Prämienfonds oder für Ge­
winnbeteiligungen der Belegschaft ver­
wendet werden, steht im Rahmen der 

entsprechenden, noch zu schaffenden 
Regelungen frei. Die Leitung des Kombi­
nates bzw. Betriebes ist für die von ihr 
betriebene Politik gegenüber der Be­
legschaft und dem Aufsichtsrat, als Ver­
tretung der Gesellschaft. rechenschafts. 
pflichtig. 

hn Interesse der Leistungsmotivation, der 
Formierung von Stammbelegsctlaften 
sowie der planmäßigen Entwi~ der 
Geldeinnahmen ( deshalb ist die Dynami­
sierung der Arbeitseinkommen Ober eine 
Lohnfondssteuer auszuregeln), sollte der 
Inanspruchnahmevon"Belegschaftsobli­
gationen", an Stelle von Lohn- oder/und 
Prämienzahlungen, Vorrang eingeräumt 
werden; die über sie erwerbbaren Ge­
winnanteile sind steuerlich zu begünsti­
gen. Gleichzeitig sind die oberen Gren­
zen der Arbeitseinkommen bei hohen Lei­
stungen (vor allem in der Forschung und 
Entwicklung, in Design-Abteilungen, in 
Werbung, Marketing usw.) weit zu öff­
nen (wer der Gesellschaft Nutzen bringt, 
soll seinen Nutzen haben!). 

In diesem Zusammenhang sind die gel­
tenden Regelungen zur Stimulierung 
kreativen Verhaltens zu Oberprüfen, zu 
korrigieren und zu ergänzen. Die Gehäl­
ter des Managements sind strilct an die Er -
gebnisse der wirtschaftlichen Tätigkeit 
zu koppeln. Bei Arbeitern und Angestell­
ten ist das Entgelt vorrangig an die per­
sönliche Arbeitsleistung und die wirt­
schaftliche Situation des Betriebes zu 
binden. . .. 
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Zehn 
Thesen 

zur 
Ökonomie 

• 1m 
Kontext 

der 
Menschen­

rechte 
Von Lothar W. Pawliczak, Berlin-Ost, 

wirtschaftspolitischer Berater 
beim SPD-Vorstand (DDR), 

Mitglied der Grundsatzkommission der SPD 

mit freundlicher Genehmigung entnommen aus: 
'Querschnitt. Denkmodelle zur künftigen 

Winschafts-, Umwel~ und Sozialpolitik der 
Soziaklemokratischen Partei in der DDR' 

(hrsg. von F. Bogisch und Lothar W. Powliczak) 
(Ostberlin, Januar 1990) 

Diese Thesen wurden für eine Arbeitsgruppe des 
vom Studienkreis Evangelische Theologie und 
Phllosaphle getragenen Seminars anläßlich des 
200. Jahrestages der französischen Erklärung 
der Menschen· und Bürgerrechte am 25./26. 
August 1989 In der Golgatha-Gemeinde Berlin 
erarbeitet. An der Vorbereitung dieses Seminars 
war die Initiative Frieden und Menschenrechte 
wesentlich beteiligt. Die Initiative zur Gründung 
einer sazlaldemakratischen Partei In der DDR 
wurde In der Abschlußveranstaltung dieses 
Seminars der Öffentlichkeit bekanntgegeben • 

1. Ökonomie und Gesellschaftlich­
keit 

Der Mensch wendet seine Not der vorgefundenen Lebens­
bedi ng ungen durch vorsorgende, gemeinschaftliche mat&­
rielle und organisierende Tätigkeit. 
Mit der Herstellung materieller Lebens- und Produktionsmit­
tel schafft er seine spezifisch menschliche Existenzgrundla­
ge, wird zum Produzenten seiner selbst, seiner Existenzbe­
dingungen. Die wirtschaftliche Tätigkeit ist von der einfa­
chen Aneignung und dem Verbrauch des Vorgefundenen, 
wie von Raub und Krieg, zu unterscheiden. 
Die Ökonomie oder Wirtschaft umfaßt die stets gemein­
schaftliche Erzeugung der materiellen Lebens- und Produk­
tionsmittel von Menschen auf der Grundlage der Aneig­
nung der Reproduktion von Naturbedingungen und histo­
risch übernommenen PrOOuktionsmitteln, einschließlich der 
Aufteilung der Arbeiten unter verschiedene Mitglieder 
einer menschlichen Gemeinschaft und der Verteilung der 
Produkte unter alle ihre Angehörigen sowie gegebenen­
falls einschließlich des Austausches mit anderen. Gemein­
schaften sind die durch ein gemeinsames materielles oder 
ideelles Eigentum bestimmte Zusammengehörigkeit von 
Menschen. Indem sie Arbeiten vermittels besonderer Tätig­
keiten organisieren, realisieren sie Gemeinwesen, indem 
sie deren Produkte tauschen, Gesellschaft. 
Weil das Individuum nicht die Gemeinschaft, das Einzelwe­
sen nicht das Gemeinwesen ist, es ober nur in der Gemein­
schaft - als gesellschaftliches Wesen - existieren kann, ist 
seine Gesellschaftslosigkeit in ihm als sein Mangel, als 
Bedarf präsent. Mit der Befriedigung des Bedarfs an den 
Produkten anderer wird die Gesellschaftlichkeit ökono­
misch realisiert. 

2. Ökonomische Größen, Effekti­
vität 

Ökonomische Prozesse sind rhythmische Abläufe in Zyklen 
von Erzeugung - (Wachstum) - Verteilung- Verbrauch, von 
Arbeits-, Produktions- und Umsatzdauer, im Wechsel von 
Progression und Stagnation, die auf ursprünglichen Abläu­
fen in der Natur, in der Abfolge der Generationen, im 
Wechsel von Bedarfsentstehung und Bedarfsbefriedigung 
fundieren. Die Zeilen sind daher, neben Bedarf, Arbeit, Ge­
brauchswert, Wert, ökonomische Basisgrößen; Zeiteinhei­
ten und Geldeinheiten sind die ökonomischen Maßeinhei­
ten. Sie sind bereits in der hauswirtschaftlichen und be­
triebswirtschaftlichen Kalkulation, d.h. im Vergleich von 
Einkommen (Wert pro Zeiteinheit) und Bedarf bzw. Auf­
wand (Gebrauchswerteinsatz) oder Kosten (Werteinsatz) 
und Leistung (Arbeit pro Zeiteinhei~, Grundvoraussetzung 
ökonomischen Denkens, wie sie die rationelle Grundlage 
der Volkswirtschaft und der Weltwinschaft bilden. 

Alles ökonomische Denken gründet sich auf den Vergleich 
von Aufwand und Ergebnis, baut auf der Frage noch dem 
Ersotz der in der menschlichen Tätigkeit verbrauchten ma-

teriellen Ressourcen, vermittels der durch diese Tätigkeit 
erzielten Resultate, einschließlich eines Entwicklungsüber­
schusses, auf. Wo nicht nach dem Ersatz der ver· 
brauchten natürlichen und gesellschaftlichen Res­
saurcen durch die Ergebnisse der wir1schaftlichen TäHg­
keit innerhalb eines bestimmten Zeitraumes, sowie nach 
einem darüber hinausgehenden Mehrertrag, d.h. 
nach einem Gewinn, gefragt wird, wird nicht 
ökonomisch gedacht. Wo die verbrauchten Ressour­
cen nicht ersetzt werden und kein Mehrertrag, d.h. Ge­
winn, erzielt wird, wird nicht ökonomisch gehandelt. Effek­
tivitätsurteile, aus dem Vergleich von Aufwand und Ergeb. 
nis, sind nach der Ebene der ökonomischen Befrachtung 
(hauswirtschaftlich, betriebswirtschaftlich, volkswirt­
schafrlich, weltwirtschaftlich), sowie nach der Perspektive 
der aktuellen Reproduktion„ und der geschichtlichen Ent­
wicklung zu differenzieren. Ubergreifend bleibt dabei - und 
hier fallen ökonomischer Gewinn und moralisches Gut 
letztlich zusammen-, daß "die Bedingungen für den inde­
finiten Fortbestand der Menschheit auf Erden" nicht nur ge­
fährdet, sondern" die zukünftige lntegriiät des Menschen, 
als Mit-Gegenstand" der gegenwärtigen Wahl, in die 
Handlung eingeschlossen sein muß. 

Der "Brundrland-Bericht" nennt dies MSustalnable De· 
velopment ": "Im spezifischen Zusammenhang der En~ 
wicklungs- und Umweltkrisen der 80er Jahre ... ist für das 
Streben nach stabiler Entwicklung erforderlich: 

• 

• 

• 

• 

Ein polifisches System, daseinewirksame Bürgerbetei­
ligung an Entscheidungsprozessen sichert, 

ein ökonomisches System, das in der Lage ist, Über­
schüsse und technisches Wissen aus eigenem Vermö­
gen und stabil hervorzubringen, 

ein Gesellschaftssystem, das Lösungen für die Span­
nungen, die sich ous einer unharmonischen Entwick­
lung ergeben, anbietet, 

ein Produktionssystem, das die Verpflichtung respek­
tiert, die ökologischen Grundlagen der Entwicklung zu 
erholten, 

• ein technologisches System, das ständig nach 
neuen Lösungen suchen kann, 

• ein internafionales System, das stabile Han­
dels- und Finanzstrukturen begünsfigt und 

• ein Verwaltungssystem, das flexibel ist und 
die Fähigkeit hat, sich selbst zu korrigieren." 

3. Reproduktion der Gemein­
schaft - Organisation - Pla­
nung 

Da der persönliche Gewinn durchaus auf Kosten des 
Gewinns der Gemeinschaft möglich und oft genug 

wirklich isf, da Sustainable Development sich keineswegs 
von selbst ergibt, ist in ieder menschlichen Gemeinschaft 
besondere Arbeit erforderlich, mit der die spezifischen 
Proportionen von Arbeitsarten und Produkten gefunden 
und realisiert werden, die entsprechend den spezifischen 
Existenzbedingungen der jeweiligen Gemeinschaft erfor­
derlich sind. Organisation, bewußte Regulation, 
Planung und Leitung sind in der Gemeinschaft 
um sa mehr erforderlich, (e mehr die gesell­
schaftliche Arbeitsteilung fortgeschritten und eine 
Vielzahl von Arbeitsarten entwickelt sind. 

Die Bestimmtheit einzuhaltender ökonomischer Proportio­
nen, innerhalb eines gewissen Bereiches möglicher Varian­
ten, wie der Art und Weise der dazu erforderlich_en gesel~ 
schofdichen Orgonisafion und Leitung, kann nudh-'&iiiem 
beständigen Prozeß gemeinschaftlicher und gesel&haftli­
cher Meinungsbildung gefunden und erhalten werden, der 
prinzipiell kein Glied ausschließt. Irrtümer sind dabei eben­
sowenig auszuschließen, wie einmal gewonnene Bestimm­
theiten durch die wirtschaftliche und gesamtgesellschaftli­
che Entwicklung-durch ihre positiven Resultate selbst, wie 
durch Mißerfolge, oder auch z.B. durch Verönderung von 
Naturbedingungen - korrekturbedürftig werden. 

Die Monopolisierung von Auffassungen und Entscheidun­
gen mag, unter dem Gesichtspunkt aktueller Handlungsfö­
higkeit, effektiv erscheinen. Zugleich wöchst aber die 
Wahrscheinlichkeit und das mögliche Ausmaß von Korrup, 
tion, Mißwirtschaft und Fehlentwicklungen, mit Ausschae 
tung des permanenten Korrektivs der öffenrlichen Kontrolle 
und Meinungsbildung; die Aufwendungen für letztlich 
doch nötige Korrekturen steigen, je mehr sie zeitlich hinaus­
geschoben werden. Daher ist unter dem Gesichtspunkt der 
ökonomischen Entwicklung Demokratie billiger. 

4. Formen staatlicher Wirtschafts­
politik 

"Alle unmittelbar gesellschaftliche oder gemeinschaftliche 
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Arbeit auf größerem Maßstab bedarf mehr oder minder 
einer Direktion, welche die Harmonie der individuellen 
Tätigkeit vermittelt und die allgemeinen Funktionen val~ 
zieht, die aus der Bewegung des produktiven Gesamtkör­
pers im Unterschied von der Bewegung seiner selbständigen 
Organe entspringen.n 

Die Frage steht daher nicht, ob Planung notwen­
dig ist, denn mit Ihr würde ökonomisches Han­
deln überhaupt beseitigt werden, sondern wie in 
der Gesellschaft, im Interesse effektiven ökonomischen 
Handelns, die Planung und die Wirtschaftspolmk des 
Staates einzurichten sind. 

Zentrale Planung und Leitung in einerGesellschah bedeutet 
die Existenz einer Ebene zentraler ökonomischer Entschei­
dungen (Staatsinstitutionen), nach Zielen und Kriterien ent­
sprechend zu bestimmender gesellschaftlicher Interessen 
und Bedürfnisse, die zentralisierte Kontrolle der Realisie­
rung von Maßnahmen, die sich aus diesen Entscheidungen 
ableiten, sowie die weitere Berücksichtigung der Effekte 
dieser Entscheidungen und Maßnahmen. 

Damit ist auch für die zentrale staatliche ökonomische 
Planung und leihmg vorausgesetzt, daß es objektive, von 
den staatlichen Behörden unabhängige Entscheidungskri­
terien und Informationen gibt, auf die sie sich akzeptierend 
oder korrigierend beziehen: Der im Marktpreis widerge­
spiegelte Wert der Produkte, die zahlungsfähige Nachfra­
ge sowie die öffentliche Meinungsbildung über die wirt­
schafrliche Situation und die Wirtschahspolitik. 

Da sich staarliche Planung notwendig auf van ihr unabhön­
gige Informationen bezieht, ist zu fragen, inwieweit mit der 
Nicht-Wahrnehmung, Unterdrückung und Verdrängung 
nicht systemkonformer Informationen nicht auch die Pla­
nung selbst beseitigt wird, obwohl diese in ihren organisa­
torischen Formen scheinbar ausgebaut wird. 

Staatliche Wirtschahspolitik kann auf die Sicherstellung 
von Rahmenbedingungen des ökonomischen Handelns, 
bei gleichzeitiger Unterdrückung bestimmter unerwünsch­
ter Effekte, zielen. Der Staat muß zu diesem Zweck nur in 
einem begrenzten Umfang selbst wirtschaftlich tätig wer­
den, wenn er Erträge (Dienste, Abgaben, Steuern) aus der 
wirtschaftlichen Tätigkeit der Gesellschaftsglieder bezieht 
und einen Teil derselben wiederum zur Indizierung allge­
meiner Prosperität als Mittel staatlichen Einkommens ein­
setzt. Gegenstand öffentlicher Meinungsbildung über staat­
liche Wirtschaftspolitik ist so die Verwendung des Staats­
einkommens, sowie die Bestimmung von Rahmenbedin­
gungen des selbständigen Einkommenserwerbs der Bür­
ger. 

Will der Staat dagegen als allgemeines Wirtschahssubjekt 
auftreten, muß er die Verantwortung für das Einkommen 
der Bürger übernehmen, ihren Wohlstand unmittelbar or­
ganisieren. Geschichtlich ist bislang nicht erwiesen, ob 
dies praktisch möglich ist. Die bisherigen Konsecuenzen 
des Aufbaus einer Staatswirtschah, wie die tendenzielle Re­
duktion der Planung und Leitung auf van ihr selbst erzeugte 

Informationen, die Abtrennung der staatlichen Bewertung 
der Arbeitsarten und Güter, noch vorausgesetzten, ökono­
misch nicht ausgewiesenen, Orientierungen von der Be­
wertung durch die Bürger, die zentrale Zuweisung von Pro­
duktionsressourcen bis hin zur Organisation der Produzen­
ten zu Arbeitskompanien, scheinen eher gegen die dauer­
hahe Realisierbarkeit einer Staatswirtschaft zu sprechen. 
Der Staatswirtschaft entspricht offenbar In ihrem 
Wesen die patriarchalische, alle Bereiche des 
Lebens durchdringende Hegemonie des Staates 
über die lürger, 

5. Allseitige oder differenzierte Be­
dürfnisbefriedigung? 

Ist wirklich klar, was die sozialistische Zielsetzung, vermit­
tels des planmäßigen Aufbaus der neuen Gesellschah die 
höchste Wohlfahrt, maximale Bedürfnisbefriedigung 
und allseitige Entwicklung aller Bürger zu garantieren, 
eigentlich meint? Warin besteht der Unterschied zu der der 
"Jakobinerverfassung" zugrundeliegenden bürgerlichen 
Auffassung: "Der ZweckderGesellschaftistdie allgemeine 
Wohlfahrt?" Steht die Praklamafian der maximalen Bedürf­
nisbefriedigung zur Staatsdoktrin im Gegensatz zur nun­
mehr 200 Jahre alten Einsicht der bürgerlichen Aufklärung, 
daß der Staat die allgemeinen Bedingungen zu sichern 
habe, damit die Bürger selbst auf ihre Weise ihr Glück 
machen können? 

Das ist zweifellos der Fall, wenn ignoriert wird, daß die 
Umstände persönlicher Befriedigung und des Glücks, je 
noch den empirischen Umständen und der individuellen 
Auffassung, verschieden sind, und die Erhebung der Be­
dürfnisbefriedigung zur unmittelbaren Staatspolitik den 
Bürgern die Auffassung ihres Glücks vorschreibt. Daher 
formuliert Kant als Prinzip für die Konstitution eines Ge­
meinwesens: "Niemand kann mich zwingen, auf seine Art 
!wie er sich das Wohlsein anderer Menschen denkt) 
glücklich zu sein, sondern jeder darf seine Glückseligkeit 
auf dem Wege suchen, welcher ihm gut dünkt, wenn er nur 
der Freiheitanderer1 einem ähnlichen Zwecke nachzustre­
ben, die mit der Freiheit von jedermann nach einem mög­
lichen allgemeinen Gesetze zusammen bestehen kann (d.i. 
diesem Recht des anderen), nicht Abbruch tut. - Eine 
Regierung, die auf dem Prinzip des Wohlwollens gegen 
das Volk, als dem eines Vaters gegen seine Kinder, 
errichtet wöre, d.i. eine väterliche Regierung (impe­
rium poternale), wo also die Untertanen, als unmündige 
Kinder, die nicht unterscheiden können, was ihnen wahr­
hahig nützlich oder schödlich ist, sich blaß passiv zu 
verholten genötigt sind, um wie sie glücklich sein :zu 
sollen, bloß van dem Urteile des Staatsoberhaupts, und, 
daß dieser es auch walle, blaß van seiner Gütigkeit zu 
erwarten: ist der größte denkbare Despotismus (Verfas­
sung, die alle Freiheiten der Unter1anen, die alsdann gar 
keine Rechte haben, aufheb~." 

r 

6. Leistung und Eigentum als 
Grundlagen sozialer Sicherheit 

Mit dem Abebben des Enthusiasmus der politischen Macht­
veränderung scheint die ökonomische Politik des real 
existierenden Sozialismus in die Alternotive zu geraten, 
entweder, mit mehr oder weniger direktem oder indirektem 
Zwang, eine Leistungssteigerung für künftige Bedürfnisbe­
friedigung durchzusetzen oder, vermittels der unmittelbaren 
persönlichen Interessiertheit on der Verbesserung des 
Lebensniveaus, eine Beschleunigung des Fortschritts zu 
erreichen. Wird die Orientierung auf das Indivi­
duelle Interesse ernst genommen, muß die Ent­
scheidung über die lledürfnissedem Kaufverhal­
ten der Bürger überlassen werden. Die sozialisti­
sche Ideologie sucht, diese Alternative durch die Unter­
scheidung eines gerechtfertigten höheren Lebensniveaus 
aufgrund des "sozialistischen Leistungsprinzips" einerseits, 
von der persönlichen Bereicherung, der böswilligen oder 
krankhaften Abweichung andererseits, zu ersetzten. Prak. 
fisch ist neben die T oleronz gegenüber mangelnder Lei­
stung und Schlamperei in der sozialistischen Wirtschaft 
längst eine zweite Ebene des wirtschaftlichen Handelns 
getreten, in der die Anerkennung der Leistung auf dem 
Markt als Tausch- und Beziehungswirtschah, Trinkgeld und 
illegale Preisbildung wieder erscheint. Durch die sozialisti­
sche Ideologie bleibt das Einkommen und Vermögen der 
Bürger, insbesondere wenn es ein bestimmtes Quantum 
überschreitet, stets der Unsicherheit sozialer Denunziation 
ausgesetzt, die jederzeit in Enteignung und Existenzver­
nichtung des Eigentümers umschlagen kann. Praktisch ist 
das Einkommen durch den offiziellen Ausschluß ganzer 
Warengruppen vom Markt entwertet (man vergleiche die 
Kaufkrahder M mit der DM im Intershop oder im Helias-Rei­
sebüro); die Enteignung der Vermögen erfolgt ökonomisch 
über Inflation. 

Soziale Sicherheit und Anerkennung des Leistungsprinzips 
ist ohne klar definiertes und unveräußerliches Recht auf 
Eigentum nicht gegeben. Die Beschränkung des persönli­
chen Eigentums auf die Konsumsphäre ignoriert wesentli­
che materielle Voraussetzungen individueller Leistungsenf-

wicklung und gefährdet mit der Behinderung dieser 
die soziale Sicherheit aller. 

7. Sozialistische Wirtschaftspo­
litik als Mittel der Industriali­
sierung 

Die Wachstumsraten in der Phase der sozia• 
listischen Industrialisierung beruhen auf der 
Fähigkeit zentraler Wirtschaftsführung, die 
wlrtschaftlkhe Entwkklung auf eine begrenz· 
te Zahl von Schlüsselproiekten zu konzen· 
frieren und umfangreiche Mittel in solche zentralen 
Objekte und Zweige ökonomischer Priorität umzu­
verteilen. 

In der Sowjetunion erfolgte diese Ressourcenumverteilung 
vor ollem über enorme Getreideexporte. Diese Politik stütze 
sich ob 1929 auf die Beseitigung der relativen Eigenstän­
digkeit der ländlichen Produzenten durch die Kollektivie­
rung und den Aufbau einer umfangreichen Lagerwirtschaft, 
faktischer allgemeiner Zwangsarbeit und der Opferung 
von Millionen Menschen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg dominierten zunehmend 
"ökonomische" Methoden der Ressourcenumverteilung, 
die bereits in den 20er Jahren, nach der zeitweiligen Zu­
rückweisung des Vorschlages, zur allgemeinen Zwangsar­
beit überzugehen, vom trotzkislischen Flügel der Bolschewiki 
ausgearbeitet worden waren: Progressive Besteue~ung des 
Einkommens und des Produktiwermögens, staatlich.'ßank­
und Handelsmonopol mit Niedrigstpreisen für kiridwirt­
schafrliche Erzeugnisse und inflationärer Geldpolitik, zen­
trale Festsetzung der Tarife und löhne. 

8. Das Subventionsproblem 

Eine Politik zentral festgelegter, durch Subventionen nied­
rig gehaltener Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
Lebensmittel des Grundbedarfs, Dienstleistungen für die Be­
völkerung, ist nur scheinbar eine Politik im Interesse der 
Bedürfnisbefriedigung und sozialen Sicherheit. Sie ist 
wirklich ein Instrument der Ressourcenumverteilung, die -
dauerhaft betrieben - zu einer enormen Verschwendung 
von gesellschahlichem Arbeitsvermögen für die Produktion 
von Ladenhütern, von Gebrauchswerten preisgünstiger 
Waren durch die Konsumenten, sowie zu einem permanent 
wachsenden zentralen Überwachungs,. und Verwaltungs­
aufwand führt. Diese Preispolitik sichert keineswegs die 
Befriedigung der Bedürfnisse, sondern allenfalls "einen ein­
zigartigen Lebensstandard, als bei uns jeder, ouch der 
niedrigst bezahlte Arbeiter und Angestellte, sein Exi­
stenzminimum" hat. 

Diese - auf Subventionen aufbauende - Preispo­
litik sichert, über ein niedriges Lohnniveau, ei· 



nen geringen Kostenaufwand für das In der 
Produktion eingesetzte lebendige Arbeitsvermö­
gen, gegenüber den Kosten für die in Anspruch genomme­
nen materiellen Produktionsmittel, und verteilt perma­
nent Werte aus der Konsumgüter- und Dienstlei­
stungssphäre zugunsten der Produktion von 
Produktionsmitteln um. Auf diese Weise soll die 
Produktion von Produktionsmitteln und allgemein der wis­
senschoftlich.-technische Fortschritt gefördert werden. Es ist 
dies ober eine Politik, die objektiv auf eine extensive 
Erweiterung des Aufwandes an lebendiger Arbeit ori­
entiert, weil seine Verringerung durch den Einsatz moder­
ner Technik sich durch die Kostenentwicklung negativ auf 
die Rentabilität auswirkt. Eine Wirtschaftspolitik, die mit 
subventionierten Konsumgüterpreisen die Bedürfnisbefrie­
digung sichern will, stellt sich den ökonomischen Entwick­
lungsbedingungen der Bedürfnisrealisation entgegen. Sie 
hält beide volkswirtschaftliche Abteilungen in permanenter 
Abhängigkeit von zentraler Intervention und Subvention. 
Die Industriegüterproduktion ist wegen der abnehmenden 
Rentabilität jKopitolproduktivitöt) ouf stootlich sonkfonier­
te, überhöhte Preise angewiesen. Die Betriebe der Land­
wirtschaft, der Konsumgüterproduktion, des Grundbedarfs 
und des Dienstleistungswesens für die Bevölkerung (insbe­
sondere Wohnungswirtschaft und Verkehrswesen) sind, 
aufgrund des Entzugs von Akkumulotionspotentiol über die 

niedrigen Preise für ihre Erzeugnisse und Leistungen, nicht 
in der Loge, sich eigenständig zu reproduzieren, und 
bleiben so auf Preis- und Verluststützungen und andere 
staatliche Interventionen angewiesen. 

Freiräume für die Entwicklung neuartiger Technik und Ar­
beitsorten, für die Entwicklung und T estung neuartiger An­
gebote zur Realisation von Bedürfnissen, sind aus eigen­
ständiger Reproduktion der Betriebe so weitgehend ausge­
schlossen. Neuerungen setzen hier im Prinzip stets zentrale 
Beschlüsse und die Bereitstellung zentraler Mittel voraus. 
Die zentrale Wirtschaftsführung wird sich dabei, in Ermon-

gelung anderer Kriterien und, umdos Risiko zu minimieren, 
on bereits bewährten Entwicklungen, d.h.anaufdem Welt­
markt bereits Vorhandenem, orientieren. So hinkt die reo~ 
sozialistische Wirtschaftspolitik slöndig der Entwicklung 
des Bedorls der eigenen Bevölkerung, wie der des Well­
morkles, hinlerher und sieh! sich bei der Förderung des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts permanent im 

Wege. 
Als Alternative kann ober nicht pauschal die Abschaffung 
oller Subventionen gefordert werden. Subventionen sind, 
ols zeitlich begrenztes Mittel zur Förderung ökonomi­
scher Entwicklungen, ebenso notwendig und sinnvoll wie 
für eine anhaltende Stimulierung bestimmter Konsummög­
lichkeiten jz.B. Subventionierung öffentlicher Verkehrsmit­
lel gegebenenfalls bis ouf den Null-Toriij. Auf jeden Foll 
muß ein gezielter Subventionseinsatz noch rationell ous­
weisbaren Kriterien erfolgen, der durch Maßnahmen zur 
Sicherung des Realeinkommens in den unieren Einkom­
mensbereichen bei wegfallenden Subventionen, wie es in 
der DDR bereits einmal- 1958 -gelungen ist, zu ergänzen 
ist. 

Dos krompfhofte Festhallen on der gegebenen Subven­
tionspolitik in der DDR scheint wohl damit zusammenzu­
hängen, doß man jegliche öffenlliche Diskussion und Mei­
nungsbildung über die sloorliche Sleuer- und Lohnpolilik 
vermeiden möchte. Allgemein kann man davon ausgehen, 
doß indirekle Steuern jAbgqben ouf Produkle), wie indi­
rekte Subventionen IPreisslützungen für Produkte bzw. 
Leislungen), die finanziell schiech! geslelllen Bürger be­
nachteiligen gegenüber denen mit höherem Einkommen 
bzw. Vermögen. Direkte Steuern !Einkommensteuern, Ver­
mögensteuern) sind sozial differenzierter einsetzbar und 
legen den Anteil der Bürger an der Finanzierung des 
Staates offen, während er bei indirekten Steuern im höhe­
ren Preis verschwindet. Direkte Subventionen oder Dotatio­
nen erweitern, neben ihrer unmittelbaren ökonomischen 
Wirkung, den Entscheidungsspielraum der Produzenten 
und Bürger. 

9. Das Innovationsproblem 

Der Übergang zur intensiv erweiterten Reproduktion, die 
Rationalisierung nicht nur der vorhandenen, sondern die 
Entwicklung neuer Arbeitsarten, die die Effizienz des Ge­
samtsystems revolutionieren, hat der reale Sozialismus 
bislang weder ökonomisch noch polilisch bewölligl. 

Wirkliche Arbeil schließt immer Enlscheidungen entspre­
chend den aktuell auftretenden Bedingungen ein, die nur 
zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Arbeit selbst getroffen 
und daher nichtvorousgeplantwerden können . .Mehr noch 
entzieht sich der lnnovotionsprozeß der zentralen Leitung. 
Zunächst treten punktuell und spontan Inventionen, Erfin· 
dungen auf, die als technische oder organisatorische 
Lösungen herkömmlichen Verfahrensweisen in ihrer tech­
nologischen Effektivität keineswegs sofort überlegen sein 
müssen. Erst in einem gesellschaftlichen Diffusionsprozeß 

erweisen sich Inventionen als Innovationen, klärt sich ihre 
proklische ökonomische Bedeutung und Überlegenheit. 
Erst im Prozeß der gesellschaftlichen Auseinanderselz_ung, 
der Konkurrenz der Meinungen und der praktischen Uber­
prüfung unterschiedlicher Lösungsmodelle, wie ihrer Kom­
binolion, ersl über diese Vergesellschaftung enlsleht die 
soziale Innovation. Die individuelle Kreativität, die man 
weder planen noch erzwingen kann, ist hier vorausgesetzt. 
Die bedarf ober zugleich einer enlsprechenden gesel~ 
schoftlichen Atmosphäre zu ihrer freien Entfaltung. Man 
wird sie wohl am sichersten fördern, indem störende 
Rahmenbedingungen und Zwänge beseitigl werden, do­
mit der "Zug des Ziels" voll wirksam werden kann. 

Eine lnnovations-"Förderung" dagegen, die bestimmte 
Konzepte bevorzugt, läuft immer darauf hinaus, die wirk­
liche Auseinandersetzung, in der sich die Innovation erst 
als solche erweisen muß, in der einen oder anderen Weise 
zu unterdrücken, d.h. die Innovation zu behindern. Eine 
sokhe "Planung" des Fortschrilts ist der absurde Versuch, 
das Neue wissen zu wollen, bevor es sich im gesellschaft­
lichen Prozeß praktisch als Neues erwiesen hol, d.h. 
wirklich als Neues da isl. 

1 O. Ökonomische Alternativen und 
Menschenrechte 

Mil der zenlralislischen Entscheidung über gesellschaftli­
che und ökonomische Zielstellungen und die Melhoden der 
Zielreolisierung sind die Ausführenden wesentlich von der 
Verantwortung für die gesellschaftliche Entwicklung, wie 
für ihre eigene Arbeit, ausgeschlossen. Denn Verantwor­
tungsübernahme setzt Herstellung eines Konsens im .Mei­
nungsbildungsprozeß voraus, der zur Enlscheidung führt. 
Indem die zenlrole sozialislische Sloolswirtschaft die öf­
lenrlicheMeinungsbildung unlerdrückl und sich damil selbsl 
der gesellschaltsinlernen Enlscheidungskrilerien beraub!, 

-~ - macht sie sich von der Zufölligkeil der Meinungen mächli­
ger Personen und lerztlich von den spontanen Entwicklun­
gen des Marktes - nomenllich des Wellmorktes ·, zu denen 

sie ja vorgibt, eine Alternotive zu bilden, abhängig. 
In diesem Sinne ist die reale sozialistische Staatswirt­
schaft irrational. Ihre Rationalität ist die der Erhaltung 
der Mochl der Mächtigen. 

Die Wiederherstellung der ökonomischen Rationali­
tät im Sozialismus kann nur die Wiederherstellung der 
Selbsrbeslimmung des wirtschohlichen Handelns der 
Bürger sein. Diese Reform kann zwar als Reform von 
oben eingeleitet, niemals aber als solche vollendet 
werden. Soweit die bisherigen Ansätze zur Reformie­
rung des Sozialismus in den Alternativen Zentralismus 
• Dezenlrolisierung, Plon - Markl befangen blieben 
und nichl die Frage noch der umfassenden öko­
nomischen und politischen Demokratisie­
rung auf allen Ebenen stelllen, mußten sie not­
wendig scheitern. Die sozialistische Staatswirtschaft 
könnte in eine sozialistische Wirtschaftspolitik umge­

bildelwerden, indem die Wirtschaftspolitik des Staa­
hts klar von der eigenverantwortlichen Tätigkeit 
der Produzentenkollektlve abgegrenzt wird. Die 
Kompetenzen der Staatsorgane sind mit eindeu­
tigen und überprüfbaren Gesetzen zu regeln, und 
zwar auch gegenüber den volkseigenen Betrieben, und im 
Konflikrfolle durch von den Konlrohenten unabhängige ju­
ristische Instanzen zu entscheiden. 
"Der Sloot nulzt die Planung und wendet weitgehend 
Ausschreibungen in Projektierung und Produktion, desglei­
chen Finanz- und Kredilhebel sowie Preise an, um den 
ökonomischen Wettbewerb zwischen den Belrieben noch 
Kräften zu entwickeln, wobei er deren Monopolstellung als 
Produzenten eines bestimmten Erzeugnisses (materieller 
Leistungen und Diensle) einengr'. Es isl dobeiJ.K. Galbreilh 
und H. Nick völlig zuzustimmen, daß die Forderung der 
Abschaffung des Monopols im Kapilolismus wie im realen 
Sozialismus bedeulet, dorouf zu verzichlen, "daß Düsen­
verkehrsflugzeuge, Alomkraftwerke und selbsl Automobile 
im heuligen Umfang von Firmen hergestellt werden". 

Die Abgrenzung der wirtschaftlichen Steuerungsfunklion 
des Staates von der ökonomischen Eigenverantwortlichkeit 
der Produzenten oller Eigenlumslormen muß koordinierl 
werden mit einem differenzierten System demokratischer 
Kontrolle der wirtschaftlichen Täligkeil, sowohl ouf den 
Ebenen der politischen Reprösentotivdemokratie, in den 
öffenrlichen Unlernehmungen, als ouch in den Betrieben. 
Die politische Demokralie muß ihre Ergänzung in der Wirt· 
scholtsdemokrotie finden. 

Ohne die Verwirklichung des Menschenrechls ouf Mei­
nungs-und Koalitionsfreiheit ist eine hinreichende Effizienz­
konlrolle slootlicher Wirtschaftspolitik nichl gegeben. Nur 
wenn die Bevölkerung, die, im Unterschied zur Regierungs­
propoganda, besser weiß, ob die slootliche Polilik ihren 
Bedürfnissen entspricht, dies auch sagen kann, nur wenn 
sich Alternativen entfalten und unfähige Regierungen 
abgewähk werden können, kann von sozialer Sicherheit 
ernslhalt geredel werden_ Nur wenn die polilischen Men­
schenrechte gewährleistet sind, ist im Innern eines Landes 
überhaupt feslslellbor, ob und wieweil die sozialen Men­
schenrechle verwirklich! sind_ 
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DEMOKRATI­
SCHE WIRT­
SCHAFTSRE­
FORM UND 
MODERNER 
KAPITALISMUS 
Daß der Kapilolismus über den Sozia­
lismus gesiegt habe, ist ein Postulat, 
das angesichts der realsozialistischen 
Trümmer noch eine ganze Weile 
obsolut en Vogue bleiben wird. Auch 
in vielen sozialdemokratischen und 
grünen Köpfen hat dieser Sieg der 

Marktkräfte und des freien Unler­
nehmergeistes schon stattgefunden. 
Dabei hat das ganze Gerede einen 
wirklich begrüßenswerlen Kern: ~?m­
/ich die Wiederentdeckung der Oko­
nomie als Zentrum und Basis der Ge­
sellschaft. Wenn sich der Rouch aus 
dem Osten verzogen hat, muß die 
Linke auf diesem Gebiet wieder pri> 
sent sein und "Systemfragen" themati­
sieren, die den real existierenden 

Kapitalismus betreffen. Nochslellfsich 
der moderne Kapilolismus als rege~ 
rechtes HFaszinosumH dar, das kleine­
re Teile der Unken in einen neuen Fun­
damentalismus, größere in einen so­
zialöko/ogischen Liberalismus treibt. 

1 
Dabei wäre es möglich, aus den Ver­
änderungen des Kapilolismus die Ele­
mente einer modernen sozialistischen 
Allernative zu entwickeln. 

Mein Ausgangspunkt sind die neuen 
Akkumulations- und Reguli~rungsmu­
ster, die gegenwärtig als Ubergang 
vom HFordismus" zum "Post.fordismus" 
diskutiert werden. Was immer es mit 
diesen Begriffen auf sich haben mag 
(und an dieser Stelle nicht erörtert 
werden soll), kurz gefaßt geht es je­
denfalls um folgendes: Auf der einen 
Seite werden standardisierte Formen 
von Produktion und Massenkonsum 
Zug um Zug durch flexiblere, speziolj. 
siertere und intelligentere Verfahren 
ergänzt und abgelöst, wobei der Effek­
tivität des fixen Kapitols und der 
Qualität des Arbeitsvermögens sowie 
der Kombination beider Elemente die 
Schlüsselrolle in der modernen Öko­
nomie zukommen dürfte. Auf der 
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anderen Seite treten Individualität und 
persönliche Flexibilität an die Stelle 
überkommener sozialer Bindungen und 
Wertorientierungen, was sich auch auf 
das Verständnis von Arbeit und Leben, 
Gemeinschaftlichkeit und Soziolsloot 
auswirkt. Doch damitistdie Problemlo­
ge nicht ausreichend erfaßt: Es beste­
hen enorme gesellschaftliche Bedarfe 
auf zentralen lnfrastrukturfeldern wie 
Umwelt, Energie, Verkehr, Stadtent­
wicklng, Wohnungsbau und Kommu­
nikation. Offenkundig ist auch der 
individuelle Zukunfts. und Nachholbe­
darf großer Bevölkerungsteile an 
qualitativ hochwertigen Gütern und 
Diensten lz.T. sogar on Grundversor­
gungsmitteln) und an Möglichkeiten 
für eine eigenständige soziolkommu­
nikative, umwehverträgliche und ge­
sunde Lebensführung. Die ökologisch­
technologische Erneuerung des indu­
striellen Kapitalstocks stellt ebenso eine 
Herausforderung dar wie der nofwef'\,­
dige Umbau derQualifikotionsstruktur 
der Beschäftigten. Aber vor ollem zur 
Lösung der globalen Entwicklungs­
probleme ist eine Mobilisierung und 
Umlenkung ökonomischer Ressourcen 
erforderlich, die alle bisher gekonnten 
Ausmaße übersteigt. 

DEMOKRATISCHE 
MODERNISIERUNG 

H~rnisierungH bedeutet unter die­
sen komplizierten Bedingungen, einen 
qualitativ veränderten, "höheren" 
Typus von Produktton und Konsum 
durchzusetzen, der sich - allgemein 
gesprochen • durch eine größere 
Qualität, Viellak und Flexibilität des 
Arbeitsvermögens, der Produkttons­

. struktur, des Angebots an Gütern und 

Diensten, der Arbeits- und Lebens­
bedingungen überhaupt auszeichnen 
wird und dabei die Verantwortung für 
die globalen Entwicklungsperspektiven 
an die erste Stelle setzt. Hierbei dürl­
ten in den 90er Jahren zwei Aspekte in 
den Vordergrund rücken: 

• der Aspekt der Investitionen, d.h. 
Ntod~rnisierung und f.Aobilisierung 
der Okonomie für die enormen 
ökologischen und sozialen Zukunft­
saufgaben, und 

• der Aspekt der Individualität, auch 
im Sinne einer Mobilisierung sub­
jektiver Bedürfnisse und Kompeten­
zen im Kontext der gesellschaftli­
chen Zukunftsaufgaben. 

Es geht damit um den grundlegenden 
Umbau der gesellschaftlichen Arbeit 
(und auch der sozialen Ordnung). 
Noch der "Philosophie" des orthodo­
xen neokonservativen Modernisie­
rungsmodells soll sich der "postfordi­
stische" Typus von Produktion und 
Konsum über dos entfesselte und lei­
stungsbewußte Individuum und eine 
Privatisierung öffentlicher Verantwor­
tungsbereiche durchsetzen. Politisch­
ideologisch werden Markt und De­
mokratie gleichgesetzt: "Volks~apito­
lismus• durch "Eigentüme~e". 
Dos reale Ergebnis (vergleicN,:Groß. 
brilannien) wird den Regulierungsan­
forderungen des modernen Kapitalis­
mus in keiner Weise gerecht, was mitt­
lerweile auch wachsende Teile der 
kapitalistischen Klasse gegen dieses 
Politikmodell aufbringt. 

Demgegenüber formiert sich in der 
internationalen Sozialdemokratie, und 
auch bei den hiesigen Grünen, ein 
sozialökologischer Liberalismus. In 
seiner "Philoscphie" geht es um dos 
ökologisch und sozial verantwortliche 
Individuum, das sich im Rahmen klein­
räumiger HWirtschaftsdemokrotie" 
(Vermögensbeteiligung, Qualitätszir­
kel, Mitbestimmung am Arbeitsplatz, 
selbstargonisierles Arbeiten) und der 
"Konsumentensouveränität" (unterstützt 
durch Verbraucherschutz, Öko-Steu­
ern u.a.) an der Modernisierung betei­
ligt. Der Staat soll für den ökologi­
schen und sozialen Umbau normative 
und steuerliche Vorgaben entwickeln, 
die im Rahmen der privatkopita­
listischen Investitionshoheit ab­
gearbeitet werden sollen. Mit der 
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Belonung gesellschafflicherVerantwor­
tung und Konsensbildung ist diese Kon­
zeption realistischer und sozial­
ökologisch progressiver als die neo. 
konservativen Experimente. Was ihr 
allerdings abgeht, ist eine eigene 
demokratische Regulierungsperspek­
tive, die die Zukunft der Arbeits- und 
Lebensweise mit einem Zugriff auf die 
Struktur der Akkumulation und der 
Investitionen verbindet. 

Inder ökonomischen "Philosophie" des 
modernen Sozialismus geht es genau 
um diesen Punkt: die "demokratische 
Kontrolle der Akkumulation", die syste­
matische Einflußnahme auf die Investi­
tions- und Vermögensstruktur, auf die 
betrieblichen Leitungskriterien, auf die 
regionalen und sektoralen Verschie­
bungen derVolkswir1schaft, um ökolo­
gisch-soziale Entwicklungsperspektiven 
dauerhaft in den ökonomischen Me­
chanismus einzubauen. Grundlage ist 
eine radikale Kritik des realen Kapita~ 
ismus und der von ihm verantworteten 
Prozesse weltweiter Verelendung, 
ökologischer Risiken und sozia~kultu­
reller Deformation, die eine demokro­
tische Programmierung der künftigen 
Entwicklung erforderlich machen. Aber 
andererseits gilt auch, daß der moder­
ne Kapitalismus selbst auf den Gebie­
ten der Wissenschaft und der Techno­
logie, der Qualifikation und der ku~ 
turellen Kompetenz, der individuellen 
Ansprüche wie auch der ökonomischen 
Regulierung Potentiale hervorbringt, 
die eine demokratische, verantwortli­
che und bewußte Gestaltung von Pro­
duktion und Konsum ermöglichen: Es 
handelt sich gewissermaßen um so zier 
listische Potentiale, die in den verän­
derten Akkumulations- und Regulie­
rungsmustern von der Linken identifi­
ziert werden müssen. 

Um diese Polentiale geht es in der 
folgenden Skizze. Sie beschöftigt sich 
mit den Möglichkeiten für einen demo­
kratisierten ökonomischen Mechanis­
mus, wohlgemerkt aber (noch) nicht 
mit der Konzeption einer entwickelten 
sozialistischen Produktionsweise, die 
darauf aufbauen müßte. Moderner 
Sozialismus wird hier in der Tot als Pro­
jekt verstanden. 
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GESELLSCHAFTLI­
CHE SELBSTVER­
WALTUNG 
Die Regulierungsmusler des heutigen 
Kapitalismus bieten durchaus die 
Chance, eine moderne demokratische 
Konzeption der Wirtschaftslenkung zu 
entwickeln. "Modern"heißtdabei, daß 
sie dem erreichten Vergesellschaftungs­
und Differenzierungsgrad des heuti­
gen Kapitalismus gerecht wird und 
z.B. entwickelte Finanzierungsverfah­
ren, innovationsorientierte Dienste, 
Eigentums- und Unternehmensstruktu­
ren, öffentlich-industrielle Verflech­
tungen aufnimmt. "Aufnehmen" wür­
de wiederum bedeuten, ihre Funk­
tionsk>gik so zu verändern1 daß die 
Ergebnisse öffentlich-demokratischer 
Prozesse auf die ökonomisch effizi­
enteste Art und Weise abgearbeitet 
werden können. 

Damil ist schon angedeutet, daß diese 
Konzeption iensei1s der ideologischen 
Morkt-Staa~Debatte angesiedelt wer­
den muß. Der moderne Kapitalismus 
zeichnet sich gerade durch ein enf.. 
wickeltes gesellschaftliches Geflecht 
von Instanzen, Verbänden und Kör­
perschaften "zwischen" Markt und 
Staat aus. Und hierzu sind an allerer­
ster Stelle die großen Konzerne zu 
zählen, die mir ihren Bürokratien und 
Strategien real als gesellschaftliche 
Einrichtungen agieren und dabei 
ebenso real Investitionslenkung und 
Planwirtschaft betreiben. In diesem 
Geflecht werden die wesendichen 
Zukunftsentscheidungen gefällt, Mork~ 
dalen und staatliche Vorgaben gesetzt 
und verarbeitet. Die Akkumulations­
und Regulierungsmuster sind insoweit 
gesellschaftlich vermittelt. Auf diesen 
Raum zwischen Markt und Sloat, in 
dem öffentliche Rahmensetzungen, 
Konzernstrategien und Interessen­
konflikte wirksam werden1 konzentrie­
ren sich unsere Überlegungen für eine 
demokratische Wi r1schaltsrefarm. 

Der strategische Versuch besieht olso 
darin, gesellschaftliche lnleressen in 
den ökonomischen i\i\echanismus des 
modernen Kapitalismus einzubauen -
und zwar nicht im Sinne einer zentra­
len staatlichen Planung1 sondern in 
Farm einer demokratischen Selbsi-.er-

Der strategische Versuch 
besteht in einer demo­
kratischen Selbstverwal­
tung der Wirtschaft, in 
der die Pluralität gesell­
schaftlicher Interessen 
(von Belegschaften, 
Kommunen, Gewerk­
schaften, Umwelt· und 
Verbrauchergruppen) in 
den ökonomischen Wett· 
bewerb um ökologische 
und soziale Problemlö­
sungen eingeht. 

waltung der Wirtschaft, in der die 
Pluralität gesellschaftlicher Interessen 
(von Belegschaften, Kommunen, 
Gewerkschaften, Umwelt-und Verbrau­
chergruppen) in den ökonomischen 
Wettbewerb um ökologische und 
soziale ·Problemlösungen eingeht. 
Diese Pluralität, die schon in den unter­
schiedlichen Formen der Wirtschafts­
demokratie angelegt ist, kann zusam­
men mit einer öffentlichen Rahmenpkr 
nung und den Kräften des Marktes als 
neuer Faktor der ökonomischen Sti­
mulierung angesehen werden. Es 
handelt sich hierbei um eine "Politisie­
rung der Ökonomie", um eine bewuß.. 
te Vergesellschaftung, insoweit auch 
um den Ausbau sozialistischer Elemen­
te, wöhrensJ der kapitalistische Cha­
rakter der Okonomie zurückgedrängt 
wird. 

"NEOIN DUSTRIALI­
S I ER UN G" VON 
LINKS 
Auf der realwirtschaftlichen Seite, an 
der produktiven Basis, drückt sich die 
Veränderung von Akkumulationsmu­
stern in Ansätzen einer "Neoindu­
strialisierung" aus: flexible Speziali­
sierung und diversifizierte Quali­
lötsproduktion, technologische lntegra­
lion und Innovation, Ausdehnung pro­
duktionsorientierter Dienstleistungen, 
Aufwertung des intellektuellen Ar-

beitsvermögens und entsprechende 
Veränderung von Qualifikationsprafi­
len. Hierin zeigt sich eine grundlegen­
de Tendenz des entwickelten Kapita­
lismus: Das fixe Kapitol wird im Ver­
hältnis zum variablen (also zur an­
gewandten Arbeitskraft) beständig 
ausgeclehnt. Dadurch wieclerum wird 
die Arbeitskraft in ihrer Rolle als 
"Kostenfaktor" reduziert, zugleich aber 
als qualitativer Faklor ("Produktionsin­
telligenz") aufgewertet. Die öko­
nomische Effizienz des modernen 
Kapitalismus läßt sich insoweit immer 
weniger in einer Relation von Profiten 
und löhnen, also auf Basis der Aus­
beutung bzw. Mehrwertrate, bemes­
sen. Immer mehr zählen hingegen die 
langlristigeEffektivitötdes Kapilolsiocb 
und der Ressourcenbewirtschaftung, 
produktive Problemlösungen und eine 
entsprechende Qualität der lebendi­
gen Arbeit. 

Vor diesem Hintergrund lautet die 
entscheidende Modernisierungsfrage: 
Kommt es zu einer zügigen und syste­
matischen Integration der drei wichtig­
sten "Innovationslinien" Elektronisie­
rung/Chemisierung (Werkstoffe)/ 
Okologisierung, zu einer entsprechen­
den Erneuerung des Kapitalstocks und 
einer umfassenden Mobilisierung von 
Qualifikationen und Kompetenzen der 
Beschäftigten? 

In der Realität kollidiert das überkom­
mene (einzel) kapitalistische Prolitkalkül 
regelmäßig mit den Anforderungen 
einer umfassenden sozia~kologischen 
Modernisierung. So ist ein ausgespro­
chener "lnnovationsottentismus" vie­
ler Betriebe nachweisbar1 der mit ei­
nem häufig ergebnislosen "Subventio­
nismus" des Staates einhergeht. Im Er­
gebnis führt dies zu einer selektiven 
Modernisierung durch Konzerne und 
Banken, die hinter den Anforderungen 
einer zügigen und umfassenden 
"Neoindustrialisierung" zurückbleibt. 
Für die linke geht es um die historische 
Chance, die "Neoindustriolisierung" 
mit dem Projekt des ökologischen und 
sozialen Umbaus systematisch zu ver­
binden. Entscheidend ist dabei eine 
weitergehende Veränderung der öko­
nomischen Effizienz-und betrieblichen 
Leitungskriterien, also die "Hereinnah­
me" ökologischer und sozialer Per­
spektiven in ein longfristi~trategisch 
ausgerichtetes Rentabilitötskalkül der 
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Unternehmen, wie sie in kleinen Ansät­
zen bei Produktkonversionen, Beschöf­
tigungsgesellschaften u.ä. diskutiert 
werden. Diese "Hereinnahme" kann 
nicht allein über Abgaben- und Steuer­
regelu_ngen (vergl. aktuelle Debatte 
über Oko-Steuern) realisiert wen;len. 
Es ist ebenso notwendig, darauf Uber 
die zentralen gesellschafflichen Zu­
ku nltsmö rkte (Zukunftsinves­
titionsprogramm, lnfrostrukturpraiekte 
u.a.)," über die Steuerung der bislang 
wildwüchsig expandierenden "inn~ 
vationsorientierten Dienste" (For­
schung, Beratung, Weiterbildung u.a.) 
und YOf ollem über eine entwickelte 
Wirtschaftsdemokratie systematisch 
Einfluß zu nehmen. Die Linke kann 
dabei "neoindustrielle" Arbeits- und 
Organisationsstrukturen in den Unter­
nehmen und gesellschaftlich artikulierte 
Interessen an die sozial-ökologische 
Qualitätdes "neoindustriellen"Wachs­
tums für sich reklamieren. "Neoindu­
strialisierung" von links bedeutet in 
diesem Zusammenhang: umfassende 
Demokratisierung, die über Qualitäts­
zirkel und freie Konsumwohl deutlich 
hinausgehen muß. 

INFRASTRUKTUR­
OFFENSIVE 

Die Akkumulotionsmuster einer moder­
nen Ökonomie werden in wachsen­

. dem Maße von ihrer Infrastruktur be­
stimmt (öffentliche Verwehung, Ver­
kehr/Kommunikation, Energieversor­
gung, Umweltschutz/Entsorgung, Bi~ 
dung/Wissenschoft, Kuhur/Freizeit, 
Gesundheitsund Sozialwesen, Woh­
nungswesen). Im Zuge einer "Neoin­
dustrialisierung" werden zwei qualita­
tive Aspekte stärker in den Vorder­
grund gerückt: 
1) Infrastruktur als Vorausselzung für 
die Effektivität des fixen Kapitals und 
die Qualität des Arbeitsvermögens. 
2) lnfrasiruktur als Faktor des privaten 
Freizeit- und Konsumverhaltens. 
Auf der anderen Seite läßt sich ober 
nachweisen, daß sich in den vergan­
genen I0-15 Jahren ein erheblicher 
Nachho~ und Modernisierungsbedorf 
in wichtigen lnlrastrukturbereichen 
angestaut hat, was einer schwachen 
öffentlichen Investitionstätigkeit ent­
spricht. Erforderlich ist also ein regel-

rechter lnfrastrukturschub1 der den 
Anforderungen der "Neoi ndustriolisie­
rung", wieauchdesgesellschafflichen 
Wertewandels, entspricht. Dieser 
Schub erfordert eine Mobilisierung von 
Investitionen in Höhe von mehreren 
hundert Mrd. DM. Damit sind freilich 
nicht nur Chancen, sondern auch öko­
nomische und ökologische Risiken 
verbunden, die eine langfrislige ge­
sellschaftliche Programmie-rung erfor­
derlich machen. 

An dieser Stelle ist 
eine neue strategische 
Definition erforderlich. 
Es geht um eine Pio­
nierrolle des Staates, 
die weniger mit öf­
fentlichen Haushaltsmit· 
teln, dafür mehr mit öf­
fentlicher Entwicklungs­
planung und der Pi­
lotfunktion öffentlicher 
Unternehmen zu tun 
hat. 

An dieser Stelle ist eine neue strategi­
sche Definition des Staates durch die 
linke erforderlich, aber auch möglich: 
Es geht um eine Pionierrolle des Staa­
tes1 die weniger mit öffentlichen Haus­
haltsmitteln, dafür mehr mit öffentli­
cher Entwicklungsplanung und der Pi­
lotlunktion öffentlicher Unternehmen 
zu tun hat. Angesichts des Finanzie­
rungsbedarfs muß zweifellos auch 
privates Kapital mobilisiert werden, 
entweder in Form von Kooperationen 
und Konsortien oder in Form von Inve­
stitionsfonds. Es gehl also darum, für 
die lnfrastrukturerneuerung neben den 
öffentlichen Haushalten ein zweites, 
"wirtschaftsnöheres" Finanzierungs­
standbein aufzubauen. Der entschei­
dende Punkt scheint uns in der demo­
kratischen Kontrolle derartiger Kon­
sortie11 und Fonds zu liegen, also in 
ihrer Offnung für gesellschaftliche In­
teressen (z.B. im Verkehrs-, im Tele­
kommunikations- und im Umweltsek­
lor). 
Um gesellschaftliche Entwicklungsin-
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teressen gegenüber privater Kopito~ 
rnachtdurchsetzungsföhigzu machen, 
müssen zwei Mindestbedingungen 
erfüllt sein: 
1) demokrotisch-gesellschaftliche 
Kontrollorgane auf den zentralen ln­
frcstrukturfeldern (als Weiterentwick­
lung oder Alternative zu bestehenden 
informellen oder institutionellen Ein­
richtungen, die im wesentlichen noch 
durch Konzerninteressen und Ver­
bandslobbyismus geprägt sind); 
2) ein konkurrenzfähiges öffentliches 
Unternehmen auf jedem lnfrastruktur­
sektor, das die Ziele der demokrati­
schen Rahmenplanung auch im Rah­
men des ökonomischen Wettbewerbes 
zur Geltung bringen kann. 

INDUSTRIEELLE PRO­
GRAMMIERUNG 

Nun wird ein grundlegender ökologi­
scher und sozioler Umbau der Volks­
wirtschaft im Sinne einer HPolitik aus­
gewählter Wachstumsfelder" zwangs­
läufig zu einer veränderten Aufteilung 
noch Wirtschaftszweigen und Praduk~ 
gruppen führen. Sa ist es einsichtig, 
daß eine entsprechende Umstrukturie­
rung des Verkehrssektors einschnei­
dende Konsequenzen für die Automo­
bilindustrie mit ihren 800.000 Beschä~ 
tiglen hätte. Polittsch wird also ge­
wollt, was ansonsten ein grundlegen­
des Charakteristikum .~iner dynami­
schen kapitalisttschen Okonomie dar­
stellt, nämlich der fortloufendeAuf-und 
Abstieg ihrer Sektoren ("Innovations­
zyklen"). Im modernen Kopilalismus 
findet dieser Auf- und Abstieg im 
Rahmen einer k.onzerngebundenen Re­
gulierung stott1 die zunehmend auf 
langfristig angelegte lnnovotionsstro­
tegien setzt. Dies kann durchaus mit 
dem erwähnten "lnnovotionsotten-tis­
mus" mancher Unternehmen einherge­
hen, weil ihnen die Risiken zu groß 
und die Perspektiven zu weitreichend 
sind!. Nun offenbaren zurückliegende 
und noch anhaltende Strukturkrisen, 
doß diese Zyklen und Strategien gan­
ze londstriche, Wirtschaftszweige und 
Beschäftiglengruppen in Mitleiden­
schaft ziehen können. Dieses Problem 
kann ongesichts lotenter Überkopazi­
lälen auch für die beispielhaft erwähn­
te Automobilindustrie ins Haus stehen 
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und zusätzlich durch den ökologischen 
Umbau des Verkehrssektors verschärft 
werden. Erforderlich ist eine voraus­
schauend geplonte Umlenkung von 
Arbeitskräften und Kapital in andere 
Sektoren. Zugleich müßten real vor­
handene Konflikte zwischen ökonomi­
schen, ökologischen und sozialen 
Aspekten und verschiedene Interessen 
demokrattsch verarbeitet werden, was 
nur auf Basis einer industriepolitischen 
Programmierung möglich ist. Das volks­
wirtschaftliche lenkungssystem des 
japanischen Industrieministeriums MITI 
ist ein erfolgreiches Beispiel für die 
politische Steuerung der industriellen 
Innovationszyklen - für eine "Politik 
ausgewählter Wachstumsfelder". Die 
Branchen-, Arbeitsmark~ und Sazia~ 
palitik im schwedischen "Folkheim" 
zeigt, daß eine derartige Politik mit 
einer starken sozialstaotlichen Inter­
vention einhergehen kann, im Gegen­
satz zum für Japan typis.~hen sozialen 
Paternalismus. Mit ihrerOkonomie und 
ihren sozialen Strukturen (insbes. Ge­
werkschaften) verfügt die BRD über 
günstige Voraussetzungen, diese bei­
den Erfahrungen miteinander zu ver­
knüpfen und für den ökologischen und 
sozialen Umbau zu nutzen. Strategisch 
käme es darauf an, diesen neuen /lh!-. 
chonismus gesellschaftlich zu öffnen 
und zu demokratisieren. 

INVESTITIONS­
FONDS UND FI­
NANZKAPITAL 

Eine moderne Konzeption der Investi­
tionslenkung und lnfrastrukturplanung 
muß dabei jene essentielle Verände­
rung im kapitalisttschen Akkumulati­
onsmuster in Rechnung stellen, die sich 
in der wachsenden Bedeutung von 
Finanzanlagen ausdrückt. Die Frage 
der Investitionsfinanzierung und Ge­
winnverwendung ist zweifellos von 
größter strategischer Becleutung. Sa 
drückt sich in der Präferenz für Finanz­
c:,nlogen zwor auch eine anhabende 
Uberakkumulalion von Kapital ous -
eine Fehlentwicklung zulasten der 
volkswirtschoftlichen Dynamik, die mit 
spekulativen und parasitären Entwick­
lungen einhergeht. 

(Miti + Folkheim) 
x Wirtschaftsdemokratie 

= Sozialismus? 

Auf der anderen Seite ist die Entkoppe­
lung von Erträgen, ihrer Verwendung 
und damit auch der Refinanzierung 
ein typisches Merkmal des modernen 
Kapitalismus überhaupt, was zur öko­
nomischen Flexibilität der Unterneh­
men und der Wirtschaft insgesamt 
beiträgt . In dieser Widersprüchlich­
keit steckt die Aufforderung an eine 
moderne linke Konzeptton, sich derar­
tiger Finanzierungsmechanismen sy­
stematisch zu bedienen bzw. neue zu 
entwickeln. 

Warum soll dem enormen Aufschwung 

Strategisch geht es um 
die Besetzung des fi­
nanzwirtschaftlichen 
Korridors, um damit 
eine hohe Flexibilität 
von Lenkungsmechnis­
men zu verwirklichen. 
Das Schlüsselproblem 
liegt in der demokrati­
schen Kontrolle der 
Banken und Versiche­
rungen und ihrem Ein­
satz für eine ökologi­
sche und sozialorien­
tierte lnvestitionspoli· 
tik 

privater Investmentfonds nicht die 
"Modernität" gesellschaftlich verwa~ 
teter Investitionsfonds gegenüberge­
stellt werden? Also eine gesellschaftlich 
vermittelte Umlenkung von Gewinnbe­
standteilen in private Investitionstätig­
keit - im Rahmen sektoraler und regio­
naler Modernisierungsprozesse, der 
lnfrastrukturentwicklung und der Be­
wältigung internationaler Entwicklungs­
probleme. Will man etwa eine indu· 
strielle Umstrukturierung mit Beschäfti­
gungsplänen und -gesellschaften im 
Automobilsektor präventiv und umfas­
send, also anders ols in der Stahlin­
dustrie, praktizieren und mit dem 
ökologischen Umbau des Verkehrs­
sektors verbinden, müssen überbe­
triebliche Finanzierungsverfahren ge­
funden werden. Demokratisch verwa~ 
tele Investitionsfonds, die sich aus Ge­
winnrückstellungen der extrem "flüssi-­
gen" Automobilkonzerne speisen, 
wären ein geeigneter Ansatz. 

Strategisch geht es um die Besetzung 
des finonzwirtschaftlichen Korridors, 
um damit eine hohe Flexibilität von 
Lenkungsmechnismen zu verwirklichen. 
Das Schlüsselproblem liegt in dieser 
Hinsicht natürlich bei der demokrati­
schen Kontrolle der Bonken und Versi­
cherungen und ihrem Einsatz für eine 
ökologische und sozialorientierte lnve­
sttttonspalitik, das mittelfristig nur durch 
ihre Vergesellschaftung gelöst werden 
kann. Mit dem öffentlich-rech~ichen 
Sparkassensektor sieht im übrigen 
schon eine Ausgangsbasis für eine 
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derartige Demokrattsierung des Finanz­
sektars zur Verfügung. 

MODERNE REGIO­
NALWIRTSCHAFT 

Ansätze einer Infrastruktur- und Bron­
chenmodemisierung sind in den ver­
gangenen Jahren vor allem im Zuge 
einer "innovotionsorientierten Regio­
nalpolitik" entwickelt worden. Die 
regionale Verknüpfung von Wirtschafts­
förderung, Technologiepolitik und ln­
frastrukturrnaßnohmen signalisiert, daß 
veränderte Akkumulations-und Regu­
lierungsmuster auch im regionalen 
Kontext diskutiert werden müssen. 
Dabei hat sich die Bund-lönder-Ge­
meinschaftsaufgobe im Bereich der 
regionalen Wirtschaftsförderung in 
Teilbereichen als wirksomer Steuer­
ungsansatz erwiesen. Er muß aller­
dings modernisiert und demokratisiert 
werden. Einmol ist dieser Ansatz im 
Rahmen einer lnfrostrukturoffensive 
auszubauen. ZLigleich ist dabei die 
Region so stärken, daß hier eine ge­
sellschoftlich.cfemokrattsche Verarbei­
tung von staatlichen Vorgaben und 
Marktdaten auf der Basis von Milan~ 
scheidungsrechten stattfinden kann. 

Im Mittelpunkt stehen die Wirtschafts­
und Sozialräte, die zunehmend die 
Funktionen der Industrie- und Handels­
kammern im Bereich der innovotions­
orientierten Dienstleistungen, also der 
Unternehmensberotung, der Tech­
nologieförderung, der beruflichen Aus­
und Weiterbildung übernehmen und 
longfristig an die Stelle der Kammern 
freien sollen. Wirtschafts- und Sazia~ 
röte könnten zu einer regionok:lemo­
krattschen Kontrolle der Bezirksre­
gierungen und ihrer bislang völlig in­
lransporenten Tätigkeit führen. Sie 
müßten an der Abwicklung der äffen~ 
liehen Gemeinschaftsaufgaben wie 
auch der gesamten Wirtschaftsför­
derung entscheidend mitwirken und 
daher auch Beteiligungs- und Kontrol~ 
rechte gegenüber den regionalen 
Sparkassen und regionalisierten Inve­
stitionsfonds erhalten. Damit könnten 
die innovotionsorientierten Dienstlei· 
stungen, kooperative Verbünde von 
Klein- und MiHelunlernehmen und 

regionale Modernisierungsprozesse 
insgesamt zur Sache der Ge· 
werkschaften und der Unken werden. 
Die Räte würden damit auch einen 
Beitrag leisten, um dos Nebeneinan­
der einer Vielzahl von regionalen 
Akteuren und Gremien einzudämmen. 
Diese Vorschläge offenbaren, daß es 
dabei keineswegs um "mehr Stoot" 
geht, sondern um gesellschaftliche 
Selbstverwaltung por excellence. 
Nahezu von selbst versteht sich 1 daß 
mit diesem Ansatz auch eine wesent· 
lieh stärkere Rolle der Kommunen 
gegenüber zenlrolstaollichen Mecha­
nismen (der Wirtschaftsförderung, der 
Finanzaufsicht, der Regionolplanung 
etc.! einhergeht. 

DEMOKRATISCHE 
KONZERNVERFAS­
SUNG 
Brennpunkte einer demokratischen 
Modernisierung der Wirtschaft, der 
Neoindustrialisierung und der. gesel> 

schaftfichen Selbslverwa~.·.1. , __ •. ··_:·~--acl die großen Unternehmen. .~lo-
gisch-soziale Interessen s ····. ·'.':)sch 
Eingang in die leitungskrilii/~Cund in 
die strategischen Entscheidungen der 
Konzerne finden, reichen die bisheri­
gen Mitbesttmmungsregelungen, aber 
auch eine künftige paritätische Mitbe­
stimmung, überhouptnichtaus. Es wäre 
vielmehr erforderlich, eine abgestimm­
te Reform von Betriebsverfassung, 
Unternehmensmitbestimmung und 
Akttenrecht durchzuführen und eine 
demokratische Konzernverfassung zu 
schaffen, die dem gesellschoftlichen 
Charakter der großen Unternehmen 
Rechnung trägt. Dabei werden die 
Gewerkschaften darüber nachdenken 
müssen, inwieweit die Aufsichtsräte 
fürondere gesellschaftliche Kräfte, vor 
allem aus dem Umwelt- und VerbroLI­
cherbereich sowie kommunale und 
regionale Vertretungen 1 geöffnet wer· 
den könnten. Zu denken wäre an eine 
Drittelparilöt, d.h. ein Drittel für die 
"gesellschaftliche Öffentlichkeit", wie 
sie in Ansätzen auch bei Entwürfen für 
eine "Europäische Aktiengesellschaft" 
in Erwägung gezogen wird. 
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Eine demokratische Konzernverfassung 
müßte insbesondere mit einer Demo­
kratisierung der Aktionärsslruktur bzw. 
des Aktienrechtes einhergehen, um von 
dieser Seite aus eine Verbindung von 
ökonomischen und >0.ziolökologischen 
Interessen herzustellen. Sie würde 
damit an der progressiven, nämlich 
gesellschohlichen Seite des Aktienko­
pilals ansetzen. Dabei ist allerdings 
weniger an "Volksaktien" für Einze~ 
personen, sondern an demokratische 
lnteressensgemein-schoften und die 
schon diskutierten gesellschohlichen 
Investitionsfonds gedacht. Eingebaut 
werden müßten erweiterte Mitbestim­
mungs- und Kontrollrechte von Ar­
beitskollektiven und Betriebsröten, um 
gerade auf ökologischem Gebiet von 
der Mitwirkung zu einer effektiven 
Arbeiterkontrolle voranzusch reiten. 

Zusammen mit den 
gesamt- und regional­
wirtschaftlichen 
Demokratisierungs­
vorstellungen stellt eine 
demokratische Konzern­
verfassung offengestan­
den nichts anderes dar 
als eine reale Vergesell­
schaftung der betroffenen 
Großunternehmen -
das Kernstück einer 
demokratischen 
Selbstverwaltung der 
Wirtschaft 

Zusammen mit den gesamt· und regio-­
nolwirtschohlichen Demokratisierungs­
vorstellungen stellt eine demokratische 
Konzernverfassung offenEJestanden 
nichls anderes dar als eine reale Ver­
gesellschaftung der betroffenen Groß­
unlernehmen • das Kernstück einer d• 
mokrotischen Selbstverwaltung der 
Wi rtschoh, eines ökologischen und so, 

zialen Umbaus und einer modernen 
sozialistischen Perspektive. 

NACHTRAG: AUS­
SENWIRTSCHAFTLI­
CHER KONTEXT 

Zu Einwänden, die eine mangelhohe 
Berücksichtigungoußenwirtschoftlicher 
Zusommenhönge beklogen, sei noch 
folgendes nachgetragen: 

Die offenkundige Internationalisierung 
der kapitalistischen Wirtschoh kann 
nicht allein mit der unkonlrollierten 
Entwicklung von Finanzmärkten, trans-­
notionolen Konzernslrotegien und dem 
Verlust nationaler Steuerungsfähigkeit 
identifiziert werden. Offenkundig sind 
auch die Potentiale, um global und 
regional ouhretende Probleme bewii~ 
tigen zu können. Ob sie genutzt wer· 
den, höngt maßgeblich von den öko­
nomisch storken Volkswirtschaften ab, 
die über relativ große nationale Steu­
erungsmöglichkeiten verfügen. Dieser 
grundlegende Sachverhalt trifft nahe­
zu mustergültig auf das Verhöltnis 
BRD - EG - Wehmorkt zu. Denn die 
Bundesrepublik ist keineswegs "Op­
fer" anonymer Finanzmärkte und inter· 
nationaler Währungs-- und Zinsbewe­
gungen, sondern in allererster Linie 
"Töler". Mit ihren permanenten Expor­
tüberschüssen unlergröbt sie die Stobi­
litöt der oußenwirtschohlichen Bezie­
hungen und löst - spiegelbildlich -
Bewegungen des Geldkapitols aus, 
die wiederum die mittelfristige E nlwick­
lu ng der Zinsverhältnisse maßgeblich 
mitbestimmen. Im Rahmen des künhi­
gen EG-Binnenmarktes ist dies mit 
slrukturellen Deformationen verbunden, 
was durch eine Übertragung des BRD­
Modells ouf die EG verfestigt werden 
dürfte: Die EG als lnstrumentwestdeut. 
scher Weltmarktpolitik gegenüber 
Nordamerika und Ostasien unterstellt 
f~r das "weltoffene" BRD-Kapitol eine 
Offnung und Liberalisierung des EG­
Roumes, zulasten der Binnenwirtschaft 
und seiner ökon9'llisch (und sozial) 
schwächeren Teile und eine weitere 
Vernochlässigung der Enlwicklungslön­
der. 

Statt dies r..kHsch zu akzeptie­
ren -wledlesfürgroßeTeU. der 
SPD gilt•, käme es für die Unke 
darauf an, eigene Vontellun­
gen für ein westeuropäisches 

AkkumulaHonsmodell zu ent­
wickeln und dabei vorrangig 
an den lnvestiHons· und Steuer­
ungsbedarfen im EG-Maßstab 
und an den au8enwirtschaftll· 
chen Defiziten im Verhältnis zu 
den Entwicklungsländern und 
zu Osteuropa anzusetzen, Un· 
ke Politik und eine Ndemokra­
tische Modernisierung" können 
letzHich nur noch als europäi­
sche Profekte fonnu liert wer­
den. Dies salzt aber gerade 
voraus, daß das ökonomische 
Potential der BRD In die Waag­
schale geworfen und die •rä­
terrolle" positiv definiert wird, 
Der von uns angestrebte Um· 
bau der bundesrepublikanl· 
sehen Volkswirtschaft und 
kontrollierte Außenwirtschafts· 
bezlehungen zwischen der EG 
und dem übrigen Welhnarkt, 
unter Einschluß des Ka pitalver­
kehrs, sind wichtige Rahmen­
bedingungen für eine ausgegli­
chene binnenwlrtschaftliche 
Entwlcklung der EG und für den 
Ausbau außenwlrtschaftllcher 
Regulierungsstrukturen, In de­
nen die Entwicklungsländer und 
die gesamteuropäischen Per· 
spektiven einen privilegierten 
Stellenwert erhalten können, 
Insoweit besteht ein strategi· 
scher Zusammenhang zwischen 
der progressiven internationa­
len Rolle Europas und der 
demokratischen Modernisie­
rung der westdeutschen Volks· 
Wirtschaft. 

Dabei geht e11 zunächst um dte Erwei­
terung unseres Blickfelds. Herklfflun1ich 
war es, unsere Abee:tz:mükte_ In den west­
lich orientierten Lindem zu aeben. Hft­
kömmlich wu " aodann. die Weltwirt­
schaft als eiH Angelegenheit der Triade 
zu begreifen: der drei mlcbU,.n Wirt­
sehaftaentren Westeuropa, .USA und J ... 
pan. Die sogenannt.en Zweit-· und Dritt­
länder waren nicht_ nur zweit- und dritt-­
?'angig, sondttn aueh eine diftaae- :llaaae 
nicht mehr eigens 90rtfert.ll!r Sta.111!n W,n­
Tschad bis zur T11ebechoelowakel 

Von diesem Bild müssen wir Abaebied 
nehmen. Die DDR und ihre Nacbbarstaa,. 
ten gewinnen Jür uns eine ,o en,8e politi· 
.ehe Bedeu:tung. daß sich ihr aucb Ünter­
nehmer nicht entziehen k~nnen.. 

daß sie 
der Arbeitsteilung 
Ihre Rolle spielen 
(vergleichbar 
manchen Schwel­
lenländern, sozia­
le Probleme lnclu· 
slve) • 

Dann können wir 
es der Welt zef. 

Kuenheim hat 
Gedanken ge­

Sleg 
alle 

auf die Un-

Schien sioh'der Schwerpunkt des Weitge­
)Chehena In der letzten Dekade allmäh­
llich in den Pazifik-Raum zu verlapm, oo 
köruie1nrir .Jetzt eine neue Orientierun& 
ierkennen. -abzulesen am RnBlbelsten In­
\rtrumenlarium, -über du wir verfügen: 
· den Bönen-und Devbenmirkteo. 

Eu,ope, du i.t meine Vision. -, im 
21. Johrhumlert wieder zum wirtacballli­
chen und geistigen ZAmlnlm der Welt. 
Du wird dann eine Herausfonlenm, für 
diejenigen oeln, eile nach una kommen. 



Beginn des Wahl;ahres 1990 daran zu erinnern, daß es 
in der Bundesrepublik auch noch so etwas wie Innenpoli­
tik gibt, erscheint angesichts der öffentlichen Konzentra­
tion auf die Umwälzungen in Osleuropa und der deu~ 
schnationalen Bierlaune schon fest verwegen. Die bun­
desdeutsche Unke ist ;edenfalls auch auf die im eigenen 
Land anstehenden politischen Auseinandersetzungen 
schlecht eingesfellt. Zu lange war sie im selbslgezage­
nen Zirkel von "ungebrochener neokonservativer Hege­
monie", "notwendigem Abwehrkampf" und Trauerarbeit 
gegenüber dem Absterben eigener Alternativen gefan­
gen. Ein nicht unbeträch#icher Teil gerade der sozialisti­
schen Linken wird die 90er Jahre mit Selbstbeschöfti. 
gung beginnen. 

An die . meist nur erträumte - Stelle als Gegenpol zur po­
litischen Rechten hat sich unterdessen eine neue po/ifi. 
sehe Formation gesetzt: ein moderner Sozialliberalismus, 
der sich auf die Mehrheit der sozialdemokratischen 
Partei stützen kann, aber auch mit Strömungen anderer 
Parteien im Geiste verwandt ist und sich zudem nicht 
ohne Aussicht auf Erfolg darum bemüht, das politische 
Erbe der neuen sozialen Bewegungen anzutreten. 

Dies und der proklamierte Anspruch, traditionssoziali­
stisch-gewerkschahliche Inhalte und Organisationsfor­
men zu überwinden, beschleunigen noch den Differen­
zierungsprozeß in der Linken .. Nichts ist für die Unüber­
sichtlichkeit dieser schnellen Umgruppierungsprozesse 
symptomatischer als die allgemeine Hilflosigkeit, mit 
dem überkommenen rechts-links-Kompaß die neue Lage 
zu peilen. 
Die Linke muß somit ihre "Etoppenbesffmmung" für die 
BRD aktualisieren: durch eine Bilanz des neokonservati­
ven Projekts, die Einschätzung der Erosion seiner sozi<> 
/en Basis und der Bedeutung der "neuen Rechfen"; durch 
ein Resume der Bewegungen und Kämpfe in der BRD 
der BOer Jahre und eine nüchterne Bewertung des neo­
sozialliberalen Pro;ekts - dies alles im Kontext des 
aktuellen globalen Modernisierungsschubs, der Reform­
prozesse in den sozialistischen Staaten und einer in dra­
matischem Umbruch befindlichen internationalen Lage. 
Über alledem muß sich klären, entlang welcher Aufga­
ben und Perspektiven die Rekonstruktion einer modernen 
und eingriffsföhigen sozialistischen Linken möglich ist. 
Zur Bearbeitung dieser NLisle offener fragen" will dieser 
Artikel einen bescheidenen Beitrag leisten. 

1990 
Eine Chance für die Linke? 

Oliver Brosch, Wuppertal / Michael Grunwald, SPD Vorstand Köln / 

Flete Saß, SPD Vorstand des Bezlks Mittelrhein, Köln 

Der Zerfall des neokonservativen Profekts 

Es hat sich gezeigt, daß Der Neolconservalismus 
der Neokonservatismus als politisches Profekt hat 
ols politisches Projekt • nirgendwo vollständig das 
von besonderen histori- Klassen-Ziel erreicht. 
sehen und gesellschaftli-
chen Umständen abge-
sehen -nirgendwo vollständig des Klassen-Ziel erreicht hat. 
Im Gegenteil: In der BRD reduziert sich das "neokonserva­
tive Projekt" mehr und mehr auf einen Zeitraum von weni­
gen Jahren, in dem es gelang, liberale, klassisch-konserva­
tive und prokopitalistisclwnoderne Positionen und Kräfte zu 
einem Block zu bündeln, um ontirelormistische Politik -ver­
standen als Revision des politischen Projekts der 70er Jah­
re - zu betreiben. Am Ende der 80er Johre erweist sich 
dieser Neokonservatismus auf der ideologischen Ebene als 
Umbruch-Konzept, dessen zeitlicher Horizont begrenzt ist. 
Als politisches Krisenlösungskonzept taugt er nicht,weil 
seine Fähigkeit, T rodifion und Moderne ideologisch zu ver­
schweißen, sich schneller als erwartet erschöpft hat und er 
das notwendige Element gesellschaftlicher Integration und 
Konsensbildung systematisch vernachlässigt. 

• So besteht das sozialpolitische Dilemma des bundes­
deutschen Neokonservatismus dori n, daß auf der einen 
Seite durch die Politik der 2/3-Gesellschoft individuelle 
Ansprüche nur unzureichend gebrochen wurden und 
sich weiter - z.T. sogar verstärkt - in politischen Druck 
auch auf die Neokonservativen umsetzen; andererseits 
die real sozial ausgegrenzten Schichten der Bevölke­
rung nun auch nicht mehr politisch integriert werden 
können. 

• Die auf Seiten der 
Linken einst ebenso 
bewunderte wie ver­
teufelte" neokonserva­
tive Frauenpolitik" c', 
1a Süßmuth erlebte nur 
eine kurze Blüte: 

Die *neokonservative 
Frauenpolilik" ci la SüB­
mulfi erle&le nur eine 
kurze Blüte. 

Der Feminismus von rechts transportiert allemal noch ge­
nügend emonzipotive Ansprüche von Frauen, um ver­
schwiemelte Chauvis und krachlederne Männerpoliti­
ker in Angst und Schrecken zu versetzen. Geißlers 
Attacken auf das Patriarchat und der Geist von Noem­
mingen - das geht schon längst nicht mehr zusammen. 

• Auch als nationale Sommlungsbewegung hat die "Union" 
vorerst ausgedient. Beinahe ungebrochen in der Tradi­
tion von Entspannungsfeindlichkeit und Revanchismus, 
schlitterten die Neokonservativen in gesellschaftliche 
und internationale Kräfteverhältnisse, die das einfache 
Bedienen solcher Partikulari nteressen schlichtousschlos­
sen. Noehr noch: Das außenpolitische Feindbild des 
"Kommunismus" hat sich weitgehend verflüchtigt und 
andere, einst noch riskierbore Sündenbockstrategien 
stehen heute in offenkundigen Widerspruch zu bisheri­
gen - und auch zukünftig unverzichtbaren - politischen 
oder ökonomischen Imperativen des Kapitols wie der 
europäischen Integration und der Arbeitskräfteanwer­
bung über die nationalen Grenzen hinaus. Zworhotdie 
Union von der Wiedervereinigungsstimmung profitiert­
aber weder nach rechts noch nach links gelangen ihr 
bisher neue Integrationsleistungen. Interessanterweise 
nimmt in der Bevölkerung der Bundesrepublik seit der 
Grenzöffnung die Zahl derjenigen zu, die sich gegen 
Wiedervereinigung und für eine fortdauernde Zwei­
staotlichkeit aussprechen. 

Konservative Blockade kapitalistischer Moder· 
nlslerung 

Während die politische und ideologische Fragmentierung 
des Neokonservatismus z.B. durch die zahlreichen Analy­
sen der Wahlergebnisse der rechtsextremen Parteien mehr 
und mehr ins Bewußtsein geraten ist, sind die erkennbaren 
Anzeichen für das auch ökonomische Scheitern des Neo­
konservatismus in der BRD noch kaum aufgenommen 
worden. Das Phönomen einer Krise der Konservativen trotz 
der Einlösung ihrer Aufschwungversprechungen, trotz rela­
tiver Prosperität und kaum spürbarer zyklischer Krisenein­
flüsse ist jedoch sicher von ebenso strategischer Bedeu­
tung. 
Diese Krise ist Ausdruck Das Phänomen einer Krise 
der Unfähigkeit des Neo- der Konser,ati,en trotz 
konservotismus, den tie- der Einlösung Ihrer 
!erliegenden Struktur- Aufschwungversprechun• 
bruch des Kapitalismus gen Ist Ausdruck der Unfä­
zu bewältigen und ein hlgkeit des Neolconserva• 
neues, "postfOfdistisches" lismus, den lieferliegenden 
Regulierungsmodell zu Slruktur&ruch des Kapital· 
etablieren. Der Rückgriff Ismus zu &ewölligen und 
auf neoklassische ökono- ein neues, 11postfordlsti• 
mische und konservativ- sches" llegul/erungsmodell 
elitäre politische Theorien zu etablieren. 
hat in der BRD den Pro-
zeß der Innovation und 
der Ausschöpfung der Potentiale der wissenschaftlich­
technischen Revolution bislang eher behindert. So sind po­
litisch gewollte Prozesse der regionalen Segmentierung, 
der Deindustrialisierung und der Zerrüttung ökonomischer 
Infrastrukturen in der BRD wesenrlich schneller und gründ­
licher an Grenzen gestoßen ols etwa in Großbritannien. 
Und so hat sich des Festhalten an den lordistisch-zentroli­
~!ischen Organisations- und Entscheidungsstrukturen in 
Okonomie und Politikangesichts neuerOualilikotionsstruk­
turen und wachsender Demokratisierungspotentiale eben-

so überlebt wie in der Bildungs-, Wissenschahs- und For­
schungspolitik "die Marktradikalen und "ideologischen 
Rechlenn .. in Regierung, Planungsapparaten und Standes­
verbänden ... mit ihren Konzepten Schiffbruch erlitten 
hoben. Die diversen Elit&- und Wettbewerbsmodelle sind 
allesamt kläglich gescheitert", insbesondere, da "die Mo­
dernisierung des Hochschulsystems im Widerspruch zu 
konservativ-fundamentalistischen Regulierungskonzepten 
steht.n 1 

Elite- und Hierarchisierungskonzepte entsprechen nicht 
den Anforderungen moderner Produktionsverfahren, de­
ren Verwertungskriterium deutlich schnellere und flexiblere 
Umsetzung von Material und Produkten als bisher - oder 
kurz: sprunghaft beschleunigte Kapito lzi rkulation. ist. Grund­
lage dafür ist permanente Innovation und Qualitätskontro~ 
le, was neben dezentralen Eingriffs- und Entscheidungs­
kompetenzen eben auch entsprechende Qualifikationen 
der Produzen~nnen voraussetzt. 
Im Zentrum moderner Ko­
pitalverwertung steht 
daher der Noensch; seine 
schöpferischen Fähigkei­
ten sind die Hauptpro­
duktivkraft, die es zu er­
schließen gilt. Moderne 
Mo nogementtheorien 
zielen darauf, dieses 
"Gold in den Köpfen der 
Arbeiter" verwertbar zu 
machen. 

Im Zenlrum moderner Ka­
pitalverwertung sieht da· 
her der Mensch. Moderne 
Managementtheorien 
zielen darauf, dieses 
#Gold in den Köpfen der 
Arbeiter" verwertbar zu 
machen. 

Immer wiederkehrende Stichworte aus einer Flut von Veröf­
fentlichungen lauten: ganzheitliche Arbeitsplätze, Eigeni­
nitiative, Teamgeist, flache Hierarchien, deze~ale Ent. 
scheidungskompetenz, Weiterbildung, Unternehmenskul-
tur. -

nso wünschen sich immer mehr Mitarbeiter eine abwechs­
lungsreiche, verantwortungsvolle Aufgabe. Und das ist gut 
so. Denn mit wenigen, sich wiederholenden Handgriffen 
allein lassen sich die neuen komplexen Aufgaben nicht 
läsen .... 
Gut ist auch, daß immer mehr Mitarbeiter an der Planung 
undGestahung der Arbeit beteiligt werden wollen. Wer b&­
teiligt ist, trägt Veränderungen mit und ist gegenüber Neu­
erungen aufgeschlossener .... Unternehmen der i\o\etal~ und 
Elektroindustrie nutzen die Chance und gestalten die Arbeit 
in ihren Werken gleichermaßen attraktiver und produkti­
ver. Damit werden lnteressenübereinstimmungen zwischen 
Mitarbeitern und Geschäftsleitung zum beiderseitigen Nut­
zen eingesetzt ... n 2 

Daß dies nicht nur Ideologie ist, zeigen die Entwicklungen 
in der Automobilindustrie, im Maschinenbau, in der Che­
mie-und Elektroindustrie, aber auch die neuen Bürorationo­
lisierungsstrotegien. Elitebildung, Ellbogenkonkurrenz und 
anderer konzeptioneller Schutt der Neokonservativen sind 
in diesem Modernisierungsprozeß nur störend. 
Im Spannungsfeld zwischen ideologischen Blockoden und 

l Mfdioel Weber.Wemz, Neuverfauung der Hochschullandachah, in: 
816tter klr deubdie und lntemollonale Politik 5/89, S. 566 

2 Dieter Kirchner lHauptge:1eheft1führer des Arbeitgeberverixmdes Gesam~ 
metol,, Es gibt keinen Verfan der Arbensmoo:il, ln:FAZ v. 13.9.89, 5.18 
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den realen Anforderungen moderner Produktion läßt sich 
das Scheitern des Neokonservatismus in- zumindest für die 
BRD - zeitnohen Perspektiven ablesen. 
Dies bedeutet freilich keinen Automatismus für einen Regie­
rungswechsel nach der Bundestagswahl. Neokonservative 
Positionen wirken in Teilbereichen der Politik noch durch­
aus hegemonial und bestimmen z.T. auch die Diskussionen 
und Formierungsprozesse der Unken. Die Politikfähigkeit 
der gesamten neokonservativen Konstellation, der "Wen­
de", neigt sich aber dem Ende zu. 
Es istdeshalbon der Zeit, 
sich vom Angstgegner 
Neokonservatismus zu 
verabschieden und die 
E ntw i c kl u ngs pers pe kti­
ven moderner kapitalisti­
scher Regulierung und 
Hegemonie in den Blick 
zu nehmen - und darauf 
einzuwirken. 

Es ist an der Zeit, sich 
vom Angstgegner N­
kons«votismus 2:u verab· 
schieden und die Entwick· 
lungspMspektiven mod&I'· 
ner kopilalistischer llegu· 
lierung und Hegemonie in 
den Blick 2:u nehm..,, · 
und darauf ein2:uwirken, 

Die sozialliberale Alternative 

Entscheidend für die politische Entwicklung der BRD wird 
sein, wie sich der Neokonservatismus in nächster Zukunft 
in Konkurrenz zum NeoSozialliberalismus behaupten kann. 
Zwischen diesen beiden Strömungen wird jetzt der Kampf 
um die Entwicklungsrichtung des modernen Kapitalismus 
ausgetragen. 
Der Streit darum, ob dieser moderne Sozialliberalismus 
"rechts" oder "links" ist, ist müßig, solange er nicht um 
Inhalte geführt wird. Maßstab sind die internationalen und 
gesellschaftlichen Probleme, die in den 90er Jahren zu 
lösen sind, und nicht die Theorieschubladen der 70er 
Jahre. 
Der Sozialliberalismus Der Sozla//ibera/ismus 
hat zumindest ein Eltern- knüpft an grundlegende 
teil aus der Linken der Formen und lnho/18 der 
80er Jahre. Er ist das neuen soJ:ia/en Bewegun· 
wesentliche Produkt des gen an, Die Unke hat also 
Neuorientierungsprozes- sehr wohl eine Alhlrnotlve 
ses der Sozialdemokra- 2:um NeokonS81'Votismus 
tie, und er knüpft an (mit)hervorge&rocht · auch 
grundlegende Formen wenn es keine sozialisfi­
und Inhalte der neuen so- sehe ist. 
zielen Bewegungen on -
und bezieht sich auch 
maßgeblich auf deren 
rikJssenpotential. 
Für nicht wenige, die in den letzten 15 Jahren gegen Atom­
kraft und Raketen auf die Straße gingen oder mit den au­
ßerparlamentarischen Bewegungen sympathisierten, ist 
der neue Sozialliberalismus ein ernstzunehmendes Ange­
bot, doch noch im Rahmen des schon erstarrt geglaubten 
politischen und ökonomischen Systems der BRD die drän­
gendsten Frogen anzugehen. Die Linke hat also sehr wohl 
eine Alternative zum Neokonservatismus lmitl hervorge­
bracht - auch wenn es keine sozialistische ist. 
Zentrale Programmpunkte des Sozialliberalismus sind: 
• Die Abkehr von der Abschreckungslogik, gemeinsame 

Sicherheit, Abrüstung und strukturelle Nichtongriffsfä-

higkeit mit der Perspektive einer blockübergreifenden 
und -überwindenden Friedensordnung im "Gemeinsa­
men Haus Europa"; 

• Der ökologische Umbou der Industriegesellschaft, der 
sich allerdings ökologisch auf den Umbou der Energie­
bosis (u.a. Ausstieg aus der Kernenergie) und ökono­
misch auf eine marktwirtschaftliche Steuer- und Finanz­
politik reduziert; 

• Der positive, wenngleich unscharfe Bezug auf die poli­
tischen und sozialen Ansprüche von Frauen, denen ins­
besondere in der Sozia~ und Arbeitsmarktpolitik Rech­
nung getragen wird. 
Diese - unvollständige-Liste konturiert den Soziallibera­
lismus bereits als das fortschrittlichere Projekt kapitalisti­
scher Entwicklung. Doch wie modern ist der Soziallibe­
ralismus wirklich? Kann er über das Aufgreifen bestimm­
ter Interessen und Wertorientierungen hinaus den An­
spruch einJösen, einen neuen - und für beide Seiten im 
Vergleich zum Neokonservatismus vorteilhafteren-MI;; 
demisierungskompromiß zwischen Kapitol und Lohnar­
beit zu vermitteln? 

Wie bündnisföhig und offen für Impulse aus sozialen Bewe­
gungen und wie lernfähig in der Auseinandersetzung mit 
Kritik von links und von rechts ist er? 

Modernitätslücken Im sozialliberalen Projekt 

Die augenblickliche Paradoxie liegt darin, daß der Sozia, 
liberalismus gerade in seiner "lafontaineistischen" Varian­
te zwar in vielen Bereichen problemlos kompatibel mit 
modernen kapitalistischen Fraktionen ist, in anderen, nicht 
eben unwichtigen Bereichen aber gegenüber diesen und 
gegenüber modernen sozialistischen Konzeptionen gera­
de (nach) nicht. Die Kompatibilität erstreckt sich a~llastalle 
"weichen" Themen wie Europa, Verteidigung, Okologie, 
und natürlich auch auf die Arbeitszeitverkürzung/Flexibili­
sierung. In bestimmten Hharten" ökonomischen Fragen 
ober ist der Sozialliberalismus geradezu unmodern: ihm 
fehlt das wirtschaftspolitische Konzept. 
In der Auseinanderset­
zung um die Wirtschafts­
kapitel des neuen Grund­
satzprogramms konnte 
die Parteilinke diese 
Schwäche zur Veranke­
rung eigener Positionen 
nutzen. In der Kommis­
sion "Fortschritt 90" zeigt 
sich schon deutlicher, doß 
der Sozialliberalismus 
zwar weiß, was er nicht 
will: Investitionsplanung 
und -lenkung, Einschrän­
kungen der betrieblichen 
Unternehmerhoheit, die 
Gefährdung einer "Min-
destrendite" der Unter-
nehmen. 

In &estimmhln uhorlwln n 

ökonomischen Fragen 
aber Ist der S-lollibero· 
lismus gerodeJ:U unmo­
dern: ihm fehlt das wirt­
schoffspo/itische Konnpt. 

llealpo/itisch ist es natür­
lich auch eine wirtschoffs• 
politische Unie, keine 
wimchoffspolitische Unie 
2:u hoben: Dann betreibt 
die Wlmchoff Ihre eigene 
Modernisierung . 

Eine eigene Linie ergibt das jedoch nicht. 
Der mangelnde wirtschaftspolitische Gestoltungswillen ist 
nur vor dem Hintergrund des spezifisch sozialdemokrati-

sehen Markt-Stoat-Syndroms ve„stöndlich. Dos beliebig 
abrulbore Abschwärungsrituol gegenüber" sozialistischen 
Folterinstrumenten" ist kollektives Seelenleben der Sozia, 
demokratie, historisch nur mit dem Syndrom der "vater­
landslosen Gesellen• vergleichbar, daß in Teilen der Partei 
gerade seine jüngste Renaissance erlebte. 
Realpolittsch ist es natürlich auch eine wirtschaftspolitische 
Linie, keine wirtschaftspolitische Linie zu haben: Dann be­
treibt die Wirtschaft ihre eigene Modernisierung. Diese 
Haltung übersieht freilich das wichtigste: Modernisierung 
der Produktion ohne Modernisierung- und vor allem Demo­
kratisierung - der Gesellschaft muß in tausend Halbheiten 
und Widersprüchen steckenbleiben. Modernisierung der 
Produktion ohne politisch legitimierte und mit staatlichen 
und gesellschafrlichen Instrumenten durchgesetzte Ziele 
wird die "Knackpunkte" zur Lösung der anstehenden öko­
nomischen und ökologischen Probleme nicht linden. 
Allein die Einführung regenerativer Energietechnologien 
erfordert eine Qualitä_t staatlicher Investitionslenkung, die 
das Atomprogramm in den Schatten stellt. Ähnliches gilt für 
die Durchsetzung eines zukunftsföhigen Verkehrskonzepts 
oder die Bewältigung der Altlastenproblematik. 
Interessanterweise melden sich seit geraumer Zeit auch 
Stimmen aus dem Unternehmerlager, die Innovation und In­
vestitionslenkung in diesem Sinne vom Staat einfordern. 
Solche scheinbar verkehrten Fronten verweisen auf zentra­
le Mxlernitötsdefizite des neuen Sozialliberalismus. 
Wie kein zweiter hat Oskar Lofontoine sich in der Vergan­
genheit bemüht, aus dieser Not eine antimOOerne Tugend 
zu machen. Als Alternative zu einer gesellschaftlichen Ge­
staltung ökonomischer Kernbereiche plädiert er für ein 
Ansetzen an der Eigenarbeit, mit dem jegliche gesellschaft­
liche Zielsetzung in '"mehr Wärme in der Gesellschaft" zer­
fließt. Solche Romantik provoziert berechtigte Kritik nicht 
nur von links: Sie ignoriert nämlich auch die Notwendig­
keit, neue Produktionskonzepte auf breiter Front zu etablie­
ren, den Produktionsprozeß zu modernisieren und dabei 
Qualifikationen zu erhöhen und auf neue, anspruchsvolle 
Weise in die Betriebsabläufe einzubeiiehen-von der dazu 
notwendigen Bildungsreform ganz zu schweigen. Selbst in 
der Frauenpolitik fällt Lafontaine in der Konsequenz hinter 
manche rechtsfeministische Position zurück. Und im "Risi­
kokapitalismus" bleibt für eine Subsidiarität im linken 
Gewand eigentlich kein Platz - ansprechend gerode für 
·moderne" Schichten im Bereich der Angestellten oder der 
wissenschahlich-technischen Intelligenz ist dies jedenfalls 
nicht. 
Zusammengefaßt ist die 
zentrale "Modernitötslüc­
ke" in Lafontaines Kon­
zept also darin zu sehen, 
daß ein eigenständiger, 
konsistenter Ansatz zur 
Produktivkraftentwick­
lung und zur politischen 
Gestaltung der wissen­
schaltl ich-technischen 
Revolution (mit den Men­
schen als Hauptproduk­
tivkraft im Mittelpunkt) 
nicht zu erkennen ist -

Zusammengefaßt Ist die 
2:entra/e • Modemitäts/ük· 
ke" In lafontaines Kon· 
2:ept also darin 2:u sehen, 
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konsishlnter AnsotJ: 2:ur 
Produktivkraffentwlck· 
lung und zur politischen 
Gestaltung der wissen· 
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und ebensowenig ein damitverbundenes Projekt umfassen. 
der gesellschahlicher Demokratisierung. Das zentrale Zu­
kunftsfeld erweist sich im sozialliberalen Konzept vorläufig 
nach als Leerstelle. 

Solidarische Modernisierungskonkurrenz mit 
dem Sozialliberalismus 

Wenn dies und das Bild von den sich neu formierenden 
Strömungen in der Sozialdemokratie richtig ist, dann muß 
die Frage präzisergestelltwerden, wie die Auseinanderset· 
zung zwischen gewerkschaftlich-sozialisHscher Linker und 
sozialliberaler Strömung geführt werden soll. Die bloße 
plakative Anprangerung des "Lafontaineismus" und seiner 
sozialen und politischen lnholte ist in Form und lnholt 
ungeeignet. 
Ein solcher Gestus ist besonders fragwürdig, weil er sich 
am Eingeständnis eigener sozialisHscher Perspektivdefizite 
vorbeischummelt. Der moderne Sozialliberalismus reflek­
tierteben auch den unterschiedslosen Verschleißfrühsozio­
listischer Alternativen, auf die sich die sozialistische Unke 
- offen oder insgeheim - noch bis vor kurzem unverdrossen 
bezog. 
Die Logik des Hier und 
Jetzt lautet deshalb auch 
für die sozialistische Lin­
ke: Dann müssen wir die 
Probleme eben mit kapi­
talistischen Mitteln lösen, 
so gut und so weit es 
geht. Solange die Linke 
außer Allgemeinplätzen 
wenig zu sagen weiß, 
was man sich unter ei­
nem entwickelten Sozia­
lismus vor,tellen soll und 
wie es dort hin geht, ist 
dies nicht der schlechte-
ste Ansatz. 

Die Logik des Hier und 
JetJ:t louhlt deshalb auch 
für die so2:iollstische Unke: 
Dann müssen wir die Pro­
bleme eben mit kopilalisti­
schen Mitteln lösen. 
Wir plädieren also dafür, 
doB sich die sozialistische 
Unke In ein solidarisches, 
forderndes und ~urrie· 
rendes Verhä~l„m 
neuen So2:/olll&iriillsmus 
setJ:t. 

.Y.ehr noch - die sozialistische Linke ist in einer solchen 
Politik doppelt aufgehoben: positiv in ihren Mobilisierungs­
erfolgen der BOer Jahre, negativ im Scheitern ihrer diversen 
Sozialismusvisionen. 
Angesichts der Bedeutung, die der Ablösung des Neokon­
servatismus in der BRD national und international zukommt, 
aber auch angesichts der aufgezeigten Defizite im sozio~ 
liberalen Projekt kann es der sozialistischen Linken nicht 
gleichgültig sein, ob und inwieweit sich der SoziolliberaJis. 
mus als wirklich moderne Alternative konturieren kann· und 
diese Konturierung ist nur durch Auseinandersetzung von 
links (und von rechts) vorstellbor. 
Wir plädieren also dafür, daß sich die sozialistische Linke 
in ein solidarisches, forderndes und konkurrierendes Ver­
hältnis zum neuen Sozialliberalismus setzt: Solidarisch im 
Kampl um die Ablösung der Wendekoalition, fordernd, 
wenn es darum geht, wie Modernisierung mit Demokrati· 
sierung und individueller Lebensqualitötverknüpft werden 
kann. Nur wenn die sozialistische Linke sich einem solchen 
Anspruch stellt, wird sie die Chance haben, Abgestanden­
heiten abzustreifen und moderne sozialistische Perspekti· 
ven zu entwickeln, die es ermöglichen, eine eingriffsföhige 



Linke in der BRD zu rekonstruieren. Und nur wenn sie den 
Sozialliberalismus einer realen Modernisierungskonkur­
renz aussetzt, wird die Linke sich in das sozialliberale 
Projekt - und damit in die mögliche nächste Etappe der 
politischen Entwicklung der BRD - ein Stück weit einschrei­
ben können. 
Insbesondere in den Bereichen der wissenschaftlich.techni­
schen Innovation, des ökonomisch.ökologischen Umbaus, 
der Zukunft der Arbeit, der Entfaltung von lndividuolitätund 
der gesellschaftlichen Demokratisierung kann das sozialli­
berale Projekt durch sozialistische Positionen modernisiert 
und radikolisiertwerden-und ist sogar darauf angewiesen, 
wenn es an Reichweite, Stabilitöt und Ausslrahlungskroft 
gewinnen will. 
Natürlich wirft eine solche Linie Fragen auf. Auf wekhe 
Teile der Linken kann sie sich überhaupt beziehen - und 
welche Teile der Linken auf sie? Wie steht es mit deren 
inhaltlicher Kompetenz und Kapazität? Wie können pro­
grammatische Modernität und Basisdruck sozialer Bewe­
gungen systematisch verknüpft werden? Und schließlich: 
Wieweit reicht die sozialliberale Offenheit, sich einer soli­
darisch-konkurrierenden inhal~ichen Auseinandersetzung 
überhaupt zu stellen? 
Diese Fragen verweisen auf Probleme und Konfliktstoff. 
Doch läßt sich auch umgekehrt fragen: Welche Perspekti­
ven hat denn eine linke, die darauf verzichtet, eigenstän­
dige Modernisierungsperspektiven zu entwickeln? 
Ein Beispiel hierfür bietet der beklagenswerte Zustand der 
bildungs- und hochschulpolitischen Opposition. Alle De­
batten scheinen um Mitte~ und Stellenfragen zu kreisen und 
strahlen eine Langeweile aus, der kein Außenstehender 
sich entziehen kann. Niemand diskutiert, welche Anforde­
rungen die neuen Produktionstugenden an Schule und 
Hochschule stellen. Niemand diskutiert, welche fortschritt­
lichen Perspektiven sich für den Ausbildungssektor daraus 
ergeben sollen. Niemand fordert die radikalen Reformen, 
die erforderlich wären. Niemand - innerhalb der traditio­
nellen organisierten Hochschullinken, die entsprechend 
hilflos auf eine Basisbewegung reagierte, die wenigstens in 
Ansötzen begann, solche Perspektiven zu entwickeln. Im 
Grunde sind sich die etablierte Opposition und die offizie~ 
le Bildungspolitik im Geiste sehr viel näher, als ihr erbitter­
ter Streitvermuten ließe. Eine Opposition, die nicht auf den 
Punkt bringt, was ihre berechtigten Anliegen mit den gesel~ 
schafrlichen Zukunftsperspektiven zu tun hoben, kommt 
über eine politische Nischenexistenz nicht hinaus und 
beginnt organisatorisch zu zerfallen - und eine soziale Be­
wegung, die zu neuen, dauerhaften Organisations-und Po­
litikformen nicht vorgestoßen ist, bleibt auf die kurzfristige 
Mobilisierung für Portialinteressen beschränkt. 

Aktuelle sozialliberale Perspektiven 

Unterdessen hat der Sozialliberalismus seinen nächsten 
Schwenk schon hinter sich: Noch einer Phase der Profili&­
rung gegen die Linke, die sich in der Auseinandersetzung 
um die Zukunft der Arbeit und die Arbeitszeitverkürzung zu­
spitzte, hat zumindest Oskar Lafontoine erste Vorstöße zu 
einer Re-Integration der Linken eingeleitet. Dos inhaltsleere 
Zusteuern ouf die Mitte und den "Konsens der Demokraten" 
vor allem in der sogenannten deutschen Frage hatte die 

SPD an den Rand einer Konstellation geführt, die den 
Verzicht auf ein eigenständiges Modernisierungsprojekt 
und den Versuch des Wiedereintritts in die Bundesregi&­
rung als bloßes Korrektiv für die Union hätte bedeuten 
können. Mit einer Mischung aus inhaltlicher Standfestigkeit 
und persönlichem Mochlbewußtsein hol Oskar lolontoine 
auf dem Bundesporteitog der SPD im Dezember on dieser 
Stelle die Notbremse gezogen. Dos Beharren auf einem so­
zioldemokrattschen Diskurs, der regionale Vielfalt, die Si­
cherung des Sozialstaats und europöisch.,.nternationolisti. 
sehe Perspektiven zu verbinden sucht, stand im Wider­
spruch zu der "nationalen Besoffenheit" des Teiles der 
Partei und der Parteiführung, die zuvor den Eindruck 
erweckt hatte, keinen innenpolitischen Gegner mehr zu 
kennen und die Bundestagswahl nicht mehr gewinnen zu 
wollen. Diesen Ansatz von Lofontaine aufzugreifen, ihm 
den Populismus auszutreiben und mit eigenen europo-, 
deutschlond- und regionalpolitischen Positionen zu verknü­
pfen, das könnte ein erstes und lohnendes Projekt für eine 
"solidarische Modernisierungskonkurrenz" der Linken 
werden. 

Dennoch: die SPD geht ohne klares Konzept in das Woh~ 
jahr 1990. Alle prokttsch wichtigen Fragen, die ouf dem 
Programmparteitag nicht oder in Formelkompromissen ab­
gehandelt wurden, werden sich in der Kommission "Fort­
schritt 90" erneut und zugespitzt stellen. Die Zusammenset­
zung der Kommission läßt keinen Zweifel an der soziallibe­
ralen Prägung ihrer Ergebnisse. Doch der Rest der Partei ist 
auch noch da und besitzt noch dem Programmporteilog 
neue Spielräume. 
Vielleicht noch prägender als die innerparteiliche Ausein­
andersetzung werden der anstehende Wahlkompfmoro­
thon und die damit verbundenen Koalitionsfragen sein. Der 
Soziolliberalismus isl bestrebt, sich verschiedene Koali­
tionsoptionen offen zu holten: die FDP als Wunschpartner, 
domestizierte Grüne als Ausweichoption. Selbst eine gro­
ße Koalition erscheint für einen Teil der Partei wieder 
denkbar, wenn es gelingt, die "nationale Frage" weiter 
zum "nationalen Notstand" hochzustilisieren. Was im 
Sinne dieses Kalküls produktive Lockerungsübung isl (Rol­
Grün in Berlin und Frankfurt), kann jedoch noch immer in 
von den Wählerinnen diktierten Zugzwang umschlagen.Je 
politisch klarer der Wahlkampf und "Fortschritt 90" kontu­
riert sind, desto deutlicher wird die reale Ahemative Rot­
Grün hervortreten. 
In jedem Fall muß sich In fedem fall muB sich die 
die Linke auf einen knol~ Unke auf einen knallharlen 
harten Bundestogswoh~ Bundeslagswahlkampf ein• 
kompfeinrichten, in dem richten, In dem fur lcrltisch· 
für kritisch-solidarisches solidarisches Bedenkenlrä· 
Bedenkentrögertum ge- gertum gegenüber der real 
genüber der real existt&- e,c/slien,nden Sozia/demo­
renden Sozialdemokratie kralle kein P/alz bleiben 
kein Platz bleiben wird. wird. 
Umso mehr drängt die 
Zeit, daß die sozialisti-
sche linke innerhalb und 
außerhalb der SPD sich in ein realistisches Verhältnis zu 

diesen Entwicklungen setzt und die Arbeit aufnimmt, demo­
kratische Modernisierungsperspektiven zu erarbeiten. 
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